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Evangelische Kirche in Deutschland 

B.,. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen l(irche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 20':' Beschluß 29/94- Änderung der Ordnung für 
den Dienst der nebenberuflich oder gering­
fügig beschäftigten kirchlichen Mitarbeiter 
(NMitarbO) vom 10. Dezember 1992 (ABI. 
EKD 1993 S. 145). 

Vom 3. November 1994. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 3. November 
1994 folgenden Beschluß 29/94 gefaßt, der hiermit gemäß 
§ 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur Rege­
lung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter 
(Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche der 
Union) vom 3. Dezember 1991 (ABL EKD 1992 S. 20) be­
kanntgemacht wird: 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische Kirche der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABl. EKD 1992 S. 20): 

Änderung der Ordnung 
für den Dienst der nebenberuflich oder geringfügig 

beschäftigten kirchlichen Mitarbeiter 

§ 1 

Änderung der Nebenberufler-Ordnung 

Die Ordnung für den Dienst der nebenberuflich oder ge­
ringfügig beschäftigten kirchlichen Mitarbeiter (NMitarbO) 
- Beschluß 17/92 - wird wie folgt geändert: 

§ 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Folgender neuer Satz 3 wird eingefügt: 

»Die Kündigungsfrist beträgt während der Probezeit 
zwei Wochen zum Schluß eines Kalendermonats.« 

2. ~er bisherige Satz 3 wird Satz 4 mit der Maßgabe, daß· 
d1e Worte 

»Die Kündigungsfrist beträgt« durch die Worte »Im 
übrigen beträgt die Kündigungsfrist« ersetzt werden. 

§2 

Übergangsvorschrift 

Bei einer vor dem 1. Januar 1995 zugegangeneu Kündi­
gung gelten die bis zum 31·. Dezember 1994 gültigen Kün­
digungsvorschriften und Kündigungstermine. 

§3 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Be r l in; den 3. November 1994 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Willcer 

Vorsitzender 

Nr. 2P Beschluß 30/94- Sonderregelungen 1 KAVO 
(SR 1 KAVO). 

Vom 3. November 1994. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union hat in ihrer Sitzung vom 3. November 
1994 folgenden Beschluß 30/94 gefaßt, der hiermit gemäß 
§ 11 Absatz 4 der Ordnung über das Verfahren zur Rege­
lung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter 
(Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche der 
Union) vom 3. Dezember 1991 (ABL EKD 1992 S. 20) be­
kanntgemacht wird: 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
I<irche der Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ord­
nung überdas Velfahren zur Regelung der Arbeitsverhält­
nisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechtsregelungs­
ordnung Evangelische IGI·che der Union) vom 3. Dezember 
1991 (ABl. EKD 1992 S. 20): 
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Sondenegelungen 1 KAVO 
(SR 1 KAVO) 

Nr.1 
Zu §§ 1 und 2- Geltungsbereich-

Diese Sonden·egelungen gelten für Mitarbeiter als Lehr­
kräfte an allgemeinbildenden Schulen und bemfsbildenden 

. Schulen (Berufs-, Berufsfach- und Fachschulen). 

Nr. 2 
Zu § '7- Ärztliche Untersuchung-

Es gelten die Bes_timmungen, die zur Verhütung der Ver­
breitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen allge­
mein erlassen sind. 

Nr. 3 
Zu§§ 15 bis 17,34und 35 

- Arbeitszeit - Vergütung Nichtvollbeschäftigter -
Zeitzuschläge ..". Überstmi.denvergütung -

Die §§ 15 bis 17, § 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 3 und 
Unterabs. 2 und § 35 finden keine Anwendung. Es gelten 
die Bestimmungen für die entsprechenden Kirchenbeamten. 

Nr.4 
Zu § 20 - Dienstzeit -

Die bei deutschen Auslandsschulen verbrachten Zeiten' 
werden als Dienstzeit angerechnet. 

Nr.4a 
Zu Abschnitt VI - Eingruppierung -

Die Eingruppierung richtet sich nach den jeweiligen Lan­
desregelungen für vergleichbare Lehrkräfte. 

Nr. 5 
Zu Abschnitt XI- Urlaub -

(1) Die §§ 47 bis 49 finden keine Anwendung. Es gelten 
die Bestimmungen für die entsprechenden Kirchenbeamten. 

(2) Wird die Lehrkraft während der Schulferien durch 
Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat sie dies unver­
züglich anzuzeigen. Die Fristen des § 37 Abs. 2 beginnen 
mit dem Tage der Arbeitsunfähigkeit. 

Die Lehrlaaft hat sich nach Ende der Schulferien oder, 
wenn die Kranld1eit länger dauert, nach Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu 
stellen. 

Nr. 5a 
Zu § 53 - Ordentliche Kündigung -

§ 53 Absatz 2 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß 
eine Kündigung nur zum Ablauf des 31. Januar und 31. Juli 
eines Jahres zulässig ist. 

Nr.6 

Zu § 60 Abs. 1 - Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch Erreichung der Altersgrenze -

Die Vorschriften für die beamteten Lehrlu-äfte gelten ent­
sprechend. Sehen die beamtenrechtlichen Vorschriften ein 
Ausscheiden vor Vollendung des 65. Lebensjahres vor, 
endet das Arbeitsverhältnis mit dem Ablauf des Schulhalb­
jahres (31. Januar bzw. 3 LJuli) in dem der Mitarbeiter das 
65. Lebensjahr vollendet hat. 

Nr. '7 

Dieser Beschluß tlitt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Be r 1 in, den 3. November 1994 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche der Union 

Willcer 

Vorsitzender 

Nr. 22 ~· Beschluß über die Inkraftsetzung der Verord­
nung zur Angleichung der Disziplinarge­
richtsbarkeit in der Evangelischen Kirche der 
Union vom 2. März 1994 für die Evangelische 
Kirche der schlesischen Oberlausitz und die 
Evangelische Kirche von Westfalen. 

Vom 7. Dezember 1994. 

Die Verordnung zur Angleichung der Disziplinarge­
richtsbarkeit in der Evangelischen Kirche der Union vom 
2. März 1994 (ABl. EKD S. 206) wird für die Evangelische 
Kirche der schlesischen Oberlausitz mit Wirkung vom 
1. Juli 1994'und für die Evangelische Kirche von Westfalen 
mit Wirkung vom 1. Januar 1995 in Kraft gesetzt. 

-
B e r 1 i n , den 7. Dezember 1994 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Bei e-r 

Vorsitzender 

Nr. 23* Beschluß über die Inkraftsetzung der Verord­
nung zur ,Angleichung der Verwaltungsge­
richtsbarkeit in der Evangelischen Kirche der 
Union vom 2. März 1994 für die Evangelische 
IGrche der schlesischen Oberlausitz, die 
Evangelische Landeskirche Anhalts und die 
Evangelische IGrche von Westfalen. 

Vom 7. Dezember 1994. 

Die Verordnung zur Ang1eichung ·der Verwaltungsge­
richtsbarkeit in der. Evangelischen Kirche der Union vom 
2. März 1994 (ABl. EKD S. 401) wird für die Evangelische 
Kirche der schlesischen Oberlausitz und die Evangelische 
Landeskirche Anhalts mit Wirkung vom 1. Juli 1994, für 
die Evangelische Kirche von Westfalen mit Wirkung vom 
1. Januar 1995 in Kraft gesetzt. 

B er 1 in, den 7. Dezember 1994 

DerRat 
der Evangelischen Kirche ~er Union 

Be ier 

Vorsitzender 

e.J 
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Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Nr. 24 Kirchengesetz der Konföderation ev_~nge­
lischer Kirchen in Niedersachsen zur Ande­
rung der Rechtshofordnung. 

Vom 11. November 1994. (KABl. S. 175 d. Ev.­
luth. Landeskirche Hannovers) 

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§1 

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen über den Rechtshof (Rechtshoford­
nung- ReHO -)vom 20. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 
HannoverS. 217), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz 
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
zur Änderung der Rechtshofordnung vom 21. November 
1988 (K.irchl. Amtsbl. Hannover S. 164), wird wie folgt 
geändert: 

1. In §'3 Abs. 5 Satz 1 wird nach den Worten »Die Mit­
glieder der« das Wort »kirchenleitenden« eingefügt. 

2. Nach§ 61 wird folgender§ 61 a eingefügt:, 

»§ 61a 

Die Beteiligten sind über das Rechtsmittel zu beleh­
ren. Die Vorschriften des § 54 sind entsprechend anzu­
wenden.« 

3. § 66 erhält folgende Fassung: 

»§ 66 

(1) Die Revision ist gegeben, wenn der Rechtshof 
oder auf Beschwerde gegen die Nichtzulassung das 
Revisionsgeliebt sie zugelassen hat. 

(2) Die Revision ist zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

2. das Urteil von einer Entscheidung des Revisionsge­
richts abweicht und auf der Abweichung beruhen 
kann, 

3. in Verwaltungssachen der Kirchen, die Gliedld1-chen 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands sind, eine Verletzung des von der Ver­
einigten Evangelisch-Lutherischen Kii"che Deutsch­
lands gesetzten Rechts gerügt wird und vorliegen 
kann, 

4. ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt wird 
und vorliegen kann. 

(3) Das Revisionsgericht ist an die Zulassung gebun­
den.« 

4. Nach§ 66 wird folgender§ 66 a eingefügt: 

»§ 66a 

(1) Die Nichtzulassung der Revision kann durch Be­
schwerde artgefochten werden. 

(2) Die Beschwerde ist schriftlich bei dem Rechtshof 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständi­
gen Urteils einzulegen. Die Beschwerde muß das ange­
fochtene Urteil bezeichnen. 

(3) Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten 
nach der Zustellung des vollständigen Urteils zu begrün­
den. Die Begründung ist bei dem Rechtshof einzurei­
chen. In der Begründung ist darzulegen, daß mindestens 
eine der Voraussetzungen des § 66 Abs. 2 vorliegt; im 
Falle des § 66 Abs. 2 Nr. 2 ist zusätzlich die Entschei­
dung des Revisionsgerichts zu bezeichnen, von der das 
Urteil abweicht. 

(4) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die 
Rechtskraft des Urteils. 

(5) Hilft der Rechtshof der Beschwerde nicht ab, ent­
scheidet das Revisionsge1icht auf Grund schriftlichen 
Veliahrens durch Beschluß. 

(6) Mit der Ablehnung der Beschwerde durch das 
Revisionsgericht wird das Urteil rechtshäftig. 

(7) Liegen dieVoraussetzungendes § 66 Abs. 2 Nr. 3 
oder 4 vor, kann das Revisionsgericht in dem Beschluß 
das angefochtene Urteil aufheben und den Rechtsstreit 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung 
zurückverweisen.« 

5. § 69 erhält folgende Fassung: . 

»§ 69 

(1) Wird die Revision vom Rechtshof zugelassen, so 
ist die Revision innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des vollständigen Urteils schriftlich bei dem Rechtshof 
einzulegen. Die Revisionsfrist ist auch gewahrt, wenn 
die Revision innerhalb der Frist bei dem Revisions­
gericht eingelegt wird. Die Revision muß das angefoch­
tene Urteil bezeichnen. 

(2) Wird der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 
abgeholfen oder läßt das Revisionsgericht die Revision 
auf Beschwerde gegen die Nichtzulassung zu, so wird 
das Beschwerdeveliahren als Revisionsveliahren fort­
gesetzt, wenn nicht das Revisionsgericht das angefoch­
tene Urteil nach § 66 a Abs. 7 aufhebt. Der Einlegung 
einer Revision bedali es in diesem Falle nicht. Darauf ist 
in dem Beschluß hinzuweisen.« 

6. § 70 erhält folgende Fassung: 

»§ 70 

(1) Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach 
Zustellung des vollständigen Urteils zu begründen; im 
Falle des § 69 Abs. 2 beträgt die Begründungsfrist einen 
Monat nach Zustellung des Beschlusses über die Zulas­
sung der Revision. 

(2) Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag durch den Vorsitzenden des 
Revisionsgerichts verlängert werden. 

(3) Die Begründung ist bei dem Revisionsgericht ein­
zureichen. Sie muß einen bestimmten Antrag enthalten, 
die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel 
gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Man­
gel ergeben.« 
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7. § 72 erhält folgende Fassung: 

»§ 72 

(1) Klageänderungen und Beiladungen sind im Revi­
sionsverfahren unzulässig. Dies gilt nicht für Beiladun­
gen nach § 20 Abs. 2. 

(2) Ein in Revisionsverfahren nach § 20 Abs. 2 Bei­
geladener kann Verfahrensmängel nur innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung des Beiladungsbeschlus­
ses rügen. Die Flist kann auf einen vor ihrem Ablauf ge­
stellten Antrag durch den Vorsitzenden des Revisions­
gerichts verlängert werden.« 

8. § 74 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 3 Wird folgender Satz 2 angefügt: 

»Das Revisionsgericht verweist den Rechtsstreit 
zurück, wenn der im Revisionsverfahren nach § 72 
Abs. 1 Satz 2 Beigeladene ein berechtigtes Interesse 
daran hat.« 

2. Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6 an­
gefügt: 

»(5) Ist die Sache zur anderweitigen Verhandlung 
und Entscheidung an den Rechtshof zurückverwie­
sen worden, so hat er in seiner Entscheidung die 
rechtliche Beurteilung des Revisionsgerichts zu­
grunde zu legen. 

(6) Die Entscheidung über die Revision bedarf 
keiner Begründung, soweit das Revisionsgericht 

Rügen von Verfahrensmängeln nicht für durchgrei­
fend hält. Dies gilt nicht, wenn mit der Revision aus­
schließlich Verfahrensmängel geltend gemacht wer­
den, und für Rügen; auf denen die Zulassung der 
Revision beruht.« 

§2 

Dieses Kirchengesetz tritt in Kraft 

1. in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, in der Ev.­
luth. Landeskirche in Braunschweig und in der Ev.­
Luth. Kirche in Oldenburg gemäß§ 19 Abs. 2 Satz 1 des 
Vertrages über die Bildung einer Konföderation evange­
lischer Kirchen in Niedersachsen am 1. Januar 1995, 

2. in der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe 
gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 des Vertrages über die Bil­
dung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen und den dazu erlassenen Bestimmungen. 

Unter Bezugnahme auf den Beschluß der 6. Synode der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen am 
29. Oktober 1994 ausgefertigt. 

0 I d e n b u r g , den 11. November 1994 

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Dr. Sievers 

Vorsitzender · 

C .. Aus deri Gliedkirchen 

Evangelische Landeskirche Anhalts 

Nr.25 Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts (Die 
Kirchenleitung). 

Vom 22. November 1993. (ABI. 1994 S. 4) 

Artikel I 

Der dritte und der vierte Titel werden wie folgt gefaßt: 

Dritter Titel: 

Die Kirchenleitung 

§57 
' 

Die Landeskirche wird durch die Kirchenleitung geleitet, 
unbeschadet der Befugnisse des Landeskirchenrates. Kir­
chenleitung und Landeskirchenrat bedürfen zur Amts­
führung des Vertrauens der Landessynode und sind ihr ver­
antwortlich. 

§58 

(1) Der Kirchenleitung gehören an: 

a) die Mitglieder des Landeskirchenrates 

b) das Präsidium der Landessynode 

c) zwei von der Landessynode in geheimer Abstimmung 
gewählte Landes synodale. 

(2) Für die zwei von der Landessynode gewählten Mit­
glieder der Kirchenleitung wählt die Landessynode in ge­
.heimer Abstimmung personengebundene Stellvertreter. 

(3) Den Vorsitz in der Kirchenleitung fi.ilnt der Kirchen­
präsident, in seiner Vertretung der Präses. 

(4) ·Die Amtsdauer der Kirchenleitung beträgt sechs 
Jahre. 

(5) Die Kirchenleitung führt ein Dienstsiegel mit der Um­
schrift: »Evangelische Landeskirche Anhalts - Kirchenlei-
tung.« · 

(6) Die Kirchenleitung gibt sich eine Geschäftsordnung, 
die der Zustimmung der Landessynode bedarf. 

§59 

(1) Aufgaben der Kirchenleitung sind im besonderen:· 

a) die Entscheidung und Verlautbarung zu Fragen von 
. weitreichender und grundsätzlicher Bedeu~~mg in bezug 

auf die Landeskirche, das Verhältnis zur Offentlichkeit 
und zu anderen Kirchen; 

b) der Erlaß von Verordnungen mit Gesetzeskraft, wenn 
die Einberufung einer Tagung der Landessynode nicht 
möglich ist oder sich durch die Bedeutung der Sache 
nicht rechtfertigen läßt; 

c) die laufende gegenseitige Information; 

d) Beschlußfassung über landeskirchliche Visitationen; 

_I 
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e) Nominierung und Berufung von Kreisoberpfanern; 

f) die Anstellung und Berufung von Pfarrern sowie Kir­
chenbeamten und ihre Versetzung in den dauernden 
Ruhestand; 

g) Beratung und Beschlußfassung über disziplinarrecht­
liehe Fragen in bezug auf alle Pfaner und Kirchenbe­
amte der Landeskirche; 

h) Feststellung der Amts- und Dienstbezeichnungen; 

i) Beratung der Berichte von besonders Beauftragten, Ein­
richtungen und Werken; 

k) Beschlüsse über Verleihung von Titeln; 

l) Beschlüsse über sonstige Maßnahmen, die keinen Auf­
schub dulden; 

m) Mitarbeit bei der Vorbereitung und Auswertung von 
Tagungen der Landessynode. 

(2) Beschlüsse zu (1) a) und b) werden vom Vorsitzenden 
der Kirchenleitung und vom Präses gemeinsam, alle übrigen 
Beschlüsse vom Vorsitzenden der Kirchenleitung ausgefer­
tigt. 

(3) Die Sitzungen der Kirchenleitung finden monatlich 
statt. Sie werden im Einvernehmen mit dem Präses durch 
den Landeskirchenrat vorbereitet. 

(4) Entscheidungen gemäß (1) a) und b) gelten als vor­
läufig. Sie unterliegen jedoch bereits den Rechtsmittelbe­
dingungen. Die Kirchenleitung hat der Landessynode bei 
ihrer nächsten Tagung die getroffene Entscheidung vorzu­
'tragen und Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit zu begrün­
den. Stimmt die Synode zu, wird die Verordnung endgültig 
oder gilt der Beschluß als Entscheidung der Landessynode. 
Andernfalls wird der Beschluß der Kirchenleitung außer 
Kraft gesetzt. 

Vierter Titel: 

Der Landeskirchenrat 

§ 60 

( 1) Der Landeskirchenrat besteht aus drei bis fünf von der 
Landessynode zu wählenden theologischen und nichttheo­
logischen Mitgliedern, die das passive Wahlrecht zu einer 
Synode besitzen und das 30. Lebensjahr vollendet haben. 
Sie müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland angehören. 

(2) Die theologischen Mitglieder müssen eine Gemeinde­
pfan·stelle innehaben. Dabei ist sicherzustellen, daß die 
hauptamtliche Tätigkeit im Landeskirchenrat gewährleistet 
und auf einen geregelten ·Predigtauftrag nicht verzichtet 
wird. 

(3) Mit der Wahl in den Landeskirchenrat verliert der 
Pfaner den Vorsitz im Gemeindekirchenrat und scheidet 
aus der Führung des Pfauamtes aus, sofern er diese Funk­
tion ausübte. Eine spätere Beauftragung bedarf der aus­
drücldichen Zustimmung der Kirchenleitung. 

( 4) Der Vorsitzende und die beiden stellvertretenden 
Vorsitzenden werden von der Landessynode gewählt. 

(5) Die Wahlen zum Landeskirchenrat erfolgen in gehei­
mer Abstimmung. 

(6) Die Mitglieder des Landeskirchenrates dürfen nicht 
gleichzeitig der Landessynode oder dem Landeskirchenge­
richt angehören. Synodale scheiden mit ihrer Wahl in den 
Landeskirchenrat aus der Landessynode aus. 

(7) Die Mitglieder des Landesldrchenrates legen· bei 
ihrem Amtsantritt nachstehendes Gelöbnis ab: 

»Ich gelobe vor Gott, daß ich meine Obliegenheiten 
als Mitglied des Landesldrchenrates sorgfältig und treu, 
dem Worte Gottes und den Ordnungen der Landesldrche 
gemäß erfüllen und danach trachten will, daß die Kirche 
in allen Stücken wachse zu dem hin, der das Haupt ist, 
Christus.« 

(8) Näheres regelt ein Wahlgesetz. 

§ 61 

(1) Die Amtsdauer des Landeskirchenrates beträgt sechs 
Jahre. 

(2) Die Wahl des Landesldrchenrates soll in der 2. Ta­
gung der Landessynode e1folgen. Er führt die Geschäfte bis 
zur Wahl eines neuen Landesldrchenrates. 

§ 62 

(1) Der Vorsitzende des Landesldrchenrates führt die 
Amtsbezeichnung »Kirchenpräsident«. Er muß Theologe 
sein. Er trägt das Amtskreuz. Der Kirchenpräsident vertritt 
die Landesldrche in der Öffentlichkeit und gegenüber ande­
ren Kirchen. Mit seiner Wahl übernimmt er den Vorsitz in 
der Kirchenleitung. 

(2) Die Landessynode wählt in geheimer Abstimmung 
zwei gleichberechtigte Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Landesldrchenrates. Ein Stellvertreter muß Theologe, der 
andere Stellvertreter muß Jurist sein. 

(3) Die Mitglieder des Landesldrchenrates führen die 
Amtsbezeichnung »Oberldrchenrat«. 

(4) Jedes Mitglied des Landesldrchenrates kannjederzeit 
von seinem Amt zurücktreten. 

(5) Im Falle des Ausscheidenseines Mitglieds findet eine 
Ersatzwahl durch die Landessynode statt. Sie gilt .für den 
Rest der laufenden Amtszeit. 

§ 63 

(1) Der Landesldrchenrat ist eine bruderschaftliehe Lei­
tung. Er vertritt die Landesldrche im Rechtsverkehr. Seine 
Mitglieder tragen in gleicher Weise die gemeinsame Ver­
antwortung. In diesem Rahmen verantwortet jedes Mitglied 
sein Dezernat selbständig, ist aber zu rechtzeitiger und um­
fassendei· Information im Landeskirchenrat verpflichtet. 

(2) Zur Eifüllung der ldrchenleitenden und laufenden 
Verwaltungsaufgaben wird ein Landesldrchenamt gebildet. 
Das Landesldrchenamt wird unbeschadet der Befugnisse 
der Kirchenleitung vom Landeskirchenrat geleitet. 

(3) Der Landesldrchenrat gibt sich eine Geschäftsord­
nung, die der Zustimmung der Landessynode bedaif. 

(4) Der Landeskirchenrat hat im besonderen folgende 
Aufgaben: · 

a) Er leitet das Landeskirchenamt und die dazugehörigen 
Verwaltungsämter der Kirchenkreise. 

b) Unöeschadet der Befugnisse der Kirchenleitung entsen­
det und beauftragt er die Pfarrer und überträgt ihnen 
Pfanstellen. Er beruft die Stellvertreter der Kreisober­
pfaner und die Beamten. Er ordnet deren Versetzung 
und Pensionierung und bereitet die Beschlußfassung der 
Kirchenleitung vor. Er schließt mit den landesldrch­
lichen Angestellten Arbeitsverträge ab. 

c) Er übt über Pfaner, Beamte und alle übrigen Mitarbeiter 
die Dienstaufsicht aus. 

d) Er wacht über Lehre und Verkündigung des Evange­
liums. 
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e) Er fördert die Heranbildung und Weiterbildung von Mit­
arbeitern für die Ämter und Dienste der Landeskirche 
und der Kirchengemeinden. 

f) Er fördert Aufbau und Dienst der Kirchengemeinden 
durch Bestellung und Beratung von landeskirchlichen 
Beauftragten für Katechetik, Religionsunterricht, 
Jugendarbeit, Kirchenmusik, Diakonie, Ökumene und 
Mission und andere Gemeindedienste. Er ordnet den 
Dienst dieser Mitarbeiter. 

g) Er führt die Beschlüsse der Kirchenleitung aus. Er führt 
landeskirchliche Visitationen durch und wertet diese 
aus. 

h) Er beruft die Kreisoberpfarrer zu monatlichen Sitzungen 
ein. 

i) Er legt im Einvernehmen mit der Kirchenleitung der 
Landessynode Gesetzes- und Beschlußentwürfe vor, 
entscheidet über von der Landessynode verabschiedete 
Kirchengesetze und verkündet die Kirchengesetze im 
Amtsblatt. ' 

k) Er informiert die Kirchenleitung und die Landessynode 
und erstattet dieser einen jährlichen Tätigkeitsbericht 

1) Er verwaltet das Vermögen und die Finanzen der Lan­
deskirche. Er betreut ihre Grundstücke und Gebäude, 
ihre Bibliotheken, Archive und Kunstwerke. 

m) Er legt der Landessynode im Einvernehmen mit der Kir­
chenleitung den Haushaltsplan der Landesldrche als Ge­
setzentwurf sowie die Jahresrechnung vor. 

n) Er beaufsichtigt die Verwaltung in den Kirchengemein­
den. Er kann die Aufnahme kirchengesetzlicher Leistun­
gen in deren Haushalt veranlassen und die da'zu elfor­
derliehen Maßnahmen durchführen. 

o) Er übt di~ Rechtsaufsicht über ldrchliche Stiftungen aus. 

p) Er überwacht die Einhaltung der veifassungsmäßigen 
und sonstigen kirchengesetzlichen Bestimmungen. 

(5) Der Landesldrchenrat leitet alle Ei~ahmen und Aus­
gaben der Landesldrche über die Landesldrchenkasse. Zur 
Deckung der Ausgaben dienen die Einnahmen aus 

a) den Kirchensteuern 

b) den PfalTStellenkassen 

c) dem eigenen Vermögen 

d) den Umlagen und Beiträgen 

e) den sonstigen Leistungen. 

( 6) Zur Deckung der Ausgaben darf der Landesldrchemat 
mit Zustimmung . der Kirchenleitung und des Finanzaus­
schusses der Landessynode Anleihen aufnehmen. Bei An­
leihen größeren Umfangs ist die Zustimmung der Landes­
synode erforderlich. 

§ 64 

(1) Der Landesldrchenrat führt ein Dienstsiegel mit der 
Umschrift »Evangelische Landeskirche Anhalts- Landes­
ldrchenrat«. 

(2) Die Unterschriftsberechtigung der Mitglieder des 
Landesldrchenrates und der Mitarbeiter des Landesldrchen­
amtes wird in einer Geschäftsordnung geregelt. 

§ 65 

(1) Die Mitglieder des Landesldrchenrates nehmen an 
den Sitzungen der Landessynode und ihrer Ausschüsse teil. 
Sie unterstehen während der Synodaltagungen der Ord­
nungsgewalt des Präses bzw. des amtierenden Präses. Will 

ein Mitglied des Landesldrchenrates Sachfragen ldären, 
wird ihm unverzüglich das Wort erteilt. 

(2) Die Landessynode kann nach vorangegangener Be­
schlußfassung ohne Landeskirchenrat tagen. 

(3) An den Sitzungen der Ausschüsse der Landessynode 
soll ein Mitglied des Landesldrchenrates teilnehmen. 

§ 66 

Vergütungen der Mitglieder des Landesldrchenrates wer­
den ldrchengesetzlich festgelegt. 

Artikel2 

Die bisherigen §§ 70 bis 73 werden in der gleichen Rei­
henfolge die §§ 67 bis 70. 

Artikel3 

(1) § 37 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Der Kreisoberpfauer wird von der Kirchenleitung auf 
acht Jahre berufen. 

(2) § 37 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

Sind hintereinander zwei für das Kreisoberpfarramt vor­
gestellte Kandidaten abgelehnt, so ist die Kirchenleitung be­
rechtigt,. einen dlitten Kandidaten in das Kreisoberpfarramt 
zu berufen. 

(3) § 38 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Die Kirchenleitung kann einen Kreisoberpfaner von sei­
nem Amt abberufen, wenn die ordentliche Ausübung seines 
Amtes nicht mehr gewährleistet ist. Sie muß vorher den 
Kreisoberpfaner und die Pfarrer des betreffenden Kirchen­
kreises anhören. 

(4) § 42 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Die Organe der Evangelischen Landesldrche Anhalts 
sind: 

a) die Landessynode 

b) die Kirchenleitung 

c) der Landesldrchenrat. 

(5) In § 44 Abs. '3 werden die Worte »Der Landesldr­
chenausschuß« gestrichen und durch die Worte »Kirchen­
leitung« ersetzt. 

(6) In§ 48 Abs. 2 Satz 1 werden die Wmte »des Landes­
ldrchenausschusses« gestrichen und durch die Worte »der 
Kirchenleitung« ersetzt. 

(7) In § 51 Buchstabe d) werden die Worte »zum Landes­
ldrchenausschuß« gestliehen und durch die Worte »zur Kir­
chenleitung« ersetzt. 

(8) Es wird ein § 71 mit folgenden Worten eingeführt: 
»Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Veifas­
sung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Fmm. « 

Artikel4 

·Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. 

Des s a u, den 22. November 1993· 

Evangelische Landeskirche Anhalts 

Der Landesldrchenrat 

Dr. Na th o 

Kirchenpräsident 
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Nr. 26 Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts 
(Diakonische Werke in den Kirchenkreisen). 

Vom 22. November 1993. (ABl. 1994 S. 6) 

Artikel I 

1. In § 36 Abs. 2 wird in Buchstabe g) der abschließende 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Buchstabe h) angefügt: 

h) die Mitarbeit im Diakonischen Werk des Kirchen­
kreises. 

2. § 37 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Vor der Berufung ist in einer besonders einzuberufen­
den Versammlung der aktiven Pfarrer, der Mitglieder 
des Vorstandes der Kreissynode und der zu ihr gehören­
den Landessynodalen und eines Vertreters des Diakoni-

sehen Werlees des Kirchenkreises der Nominierte vorzu­
stellen. 

3. In § 39 Abs. 2 wird in Buchstabe g) der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender Buchstabe h) 
angefügt: 

h) ein vom Vorstand des Diakonischen Werkes im Kir­
chenkreis bestimmter Vertreter. 

Artikel2 

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 22. Novem­
ber 1993 in Kraft. 

Dessau, den 22. November 1993 

Evangelische Landeskirche Anhalts 

Der Landeskirchenrat 

Dr. Na th o 

Kirchenpräsident 

Evangelische Landeskirche in Baden 

Nr.27 Kirchliches Gesetz zur Zusammenfassung 
der Regelungen über das Predigtamt. 

Vom 20. Oktober 1994. (GVBL S. 173) 

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz be­
schlossen: 

Artikell 

Kirchliches Gesetz über das Predigtamt 

§ 1 

Grundsätze 

(1) Die öffentliche Wortverkündigung und Sakraments­
verwaltung, durch die Jesus Cluistus seine Gemeinde sam­
melt und erhält, ist Aufgabe der in das Predigtamt berufenen 
Gemeindeglieder. Zur Ausübung des Predigtamts ist Be­
rufung durch die Kirche notwendig. 

(2) Die im Predigtamt enthaltenen Aufgaben können sich 
in einer Vielfalt von Diensten der Verkündigung, Seelsorge 
und Unterweisung entfalten. Diese können auf Dauer oder 
auf Zeit übertragen und hauptberuflich, nebenberuflich oder 
ehrenamtlich ausgeübt werden. · 

(3) Die Berufung in das Predigtamt setzt die persönliche 
Eignung und fachliche Befähigung zur Übernahme dieses 
Amtes voraus. Zu seiner Wahrnehmung gehören eine 
Lebensführung und ein Verhalten in der Öffentlichkeit, die 
diesem Amt nicht widersprechen. 

§2 

Form der Berufung 

Die Berufung in das Predigtamt erfolgt nach Maßgabe 
dieses Gesetzes entweder in der Form der Ordination oder in 
der Form der Beauftragung. 

§3 

Ordination 

(1) Mit der Ordination beruft die Kirche auf Dauer zum 
Dienst in das Predigtamt Mit' ilu· wird das Recht und die 
Pflicht übertragen, im Rahmen der kirchlichen Ordnungen 
in eigener Verantwortung öffentlich Gottes Wort zu verkün-

digen, die Sala"amente zu verwalten und andere kirchliche 
Amtshandlungen vorzunehmen. 

(2) Die Ordination wird nach den Bestimmungen der 
Grundordnung (§ 48) und des PfaiTerdienstgesetzes (§ 4 
Abs. 3) vollzogen. 

(3) Die Ordination setzt in der Regel voraus, daß ein 
hauptamtliches Dienstverhältnis zur Landeskirche als Pfar­
rer oder als Pfarrerin angestrebt wird. Sie wird möglichst 
bald nach Beginn des Dienstes als Pfarrvikar bzw. als PfmT­
vilcarin vollzogen. In Einzelfällen kann eine Ordination 
auch ohne Begründung eines hauptamtlichen Dienstverhält­
nisses nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erfol~ 
gen. 

(4) Ein Anspruch auf Ordination besteht nicht. Die Ab­
lehnung des Antrags ist nicht beschwerdefähig, es sei denn, 
die Beschwerde bezieht sich lediglich auf Mängel des Ver­
falu·ens. Die Ordination ins Elu·enamt begründet keine An­
wartschaft auf eine spätere Übernahme in ein hauptamt­
liches Dienstverhältnis. 

§4 

Ordination ins Ehrenamt 

(1) Wer die Voraussetzungen für die Aufnahme in den 
Probedienst nach dem kirchlichen Gesetz über den Dienst 
des Pfarrvikars erfüllt, kann auf Antrag zur Wahrnehmung 
eines ehrenamtlichen Dienstes ordiniert werden, wenn 

1. ein auf Dauer angelegter Dierist im Predigtamt über­
nommen wird, der nach Art und Umfang konkret be­
schrieben ist, und in eigener Verantwortung wahrge­
nommen wird, 

2. dafür ein kirchliches Interesse besteht, 

3. die persönlichen Anstellungsvoraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Buchst. b und c des PfaiTerdienstgesetzes vorlie­
gen, 

4. d((r Lebensunterhalt einschließlich der Familienange­
hörigen gesichert ist. 

(2) Die Ordination setzt weiter voraus, daß sich der An-
. I 

tragsteiler bzw. die Antragstellerin bereits über emen ange-
messenen· Zeitraum im Dienste der öffentlichen Wortver-
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lcündigung, in der Regel im Rahmen einer Beauftragung, be­
währt hat. Die Entscheidung darüber trifft der Evangelische 
Oberkirchenrat. 

(3) Die Feststellungen nach Absatz I Nr. 2 bis 4 tlifft un­
beschadet des Ordinationsrechts des Landesbischofs der 
Evangelische Oberkirchemat. Die Feststellung und Be­
schreibung des Dienstauftrags erfolgt durch den Evange­
lischen Obetkirchenrat auf Antrag oder im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Leitungsgremium der örtlichen Ein­
satzstelle. Soll der Dienstauftrag in einer Kirchengemeinde 
wahrgenommen werden, ist dem Bezirlcskirchemat Ge­
legenheit zu geben, dazu Stellung zu nehmen. 

( 4) Für den Vollzug der Ordination gelten die al!gemei­
nen Bestimmungen. 

(5) Auf die ins Ehrenamt Ordinierten finden die Bestim­
mungen des Pfarrerdienstrechts sinngemäß Anwendung, so­
weit sie nicht das Bestehen eines hauptamtlichen Dienstver­
hältnisses voraussetzen. 

(6) Der Evarigelische Oberkirchenrat verleiht den ins 
Ehrenamt Ordinierten eine ihrem Dienst angemessene 
Amtsbezeichnung. Über die ehrenamtliche Ordination ist 
eine Urkunde auszustellen. 

§ 5 

Ausnahmefälle 

In besonderen Ausnahmefällen kann eine Ordination ins 
Ehrenamt auch dann erfolgen, wenn der Antragsteller bzw. 
die Antragstellerin die Voraussetzungen für die Übernahme 
in ein Probedienstverhältnis nach dem Gesetz über den 
Dienst des PfaiTvikars nicht erfüllt. Die Entscheidung dar­
über trifft der Landesbischof. Der Nachweis der erforder­
lichen theologischen Kenntnisse und praktischen Fähigkei­
ten ist vor dem Evangelischen Oberkirchenrat zu erbringen. 

§6 

Verlust der Rechte aus der Ordination 

(1) Die Rechte aus der Ordination gehen bei hauptamt­
lichen kirchlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im 
PfaiTerdienstverhältnis verloren 

1. durch Ausscheiden aus dem Dienst der Kirche, 

2. durch Feststellung des Spmchlcollegiums nach der Ord­
nung für Lehrverfahren, 

3. durch Austritt aus der Kirche, 

4. durch eine schriftliche Verzichtserldärung mit Zustim­
mung des Evangelischen Oberkirchenrats. 

< (2) Bei einem ehrenamtlichen Dienstauftrag erlöschen 
die Rechte aus der Ordination mit dem Ende des Dienstauf­
trags, es sei denn, der Dienst wird mit einem anderen Auf­
trag im Predigtamt unmittelbar fortgesetzt. § 7 Abs. 1 Nr. 3 
bleibt unberührt. 

(3) Das ehrenamtliche Dienstverhältnis endet, 

1. durch die Entlassung aus dem Dienstauftrag auf Antrag 
des Ordinierten, 

2. durch Wegfall der Voraussetzungen nach§ 4 Abs. I, 

3. wenn Umstände eintreten, die bei einem hauptamtlichen 
Mitarbeiter im Predigtamt zum Verlust der Rechte aus 
der Ordination führen würden, 

4. auf Antrag des örtlich zuständigen Leitungsgremiums 
mit Genehmigung des Evangelischen Oberkirchenrats. 

Das Ende des Dienstauftrags~ist vom Evangelischen 
Oberkirchenrat festzustellen. In den Fällen Nr. 2 bis 4 ist der 
bzw. die Betroffene vorher zu hören. 

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 erloschenen Rechte 
aus der Ordination können vom Evangelischen Oberldr­
chemat wieder beigelegt werden, wenn der oder die Betrof­
fene im Predigtamt wieder verwendet werden soll. Im Falle 
von Absatz 1 Nr. ]. kann der Evangelische Oberkirchenrat 
die Rechte aus der Ordination auf Antrag unter V arbehalt 
des Widerrufs belassen, wenn dies im kirchlichen Interesse 
liegt. 

(5) Ist die Ordination von einer anderen Kirche vollzogen 
worden, ist die Wiederbeilegung der Rechte nach Absatz 4 
nur mit Zustimmung der zuständigen Stelle dieser Kirche 
zulässig. 

§7 

Ruhen der Rechte aus der Ordination 

( 1) Der Evangelische Oberkirchemal kann anordnen, daß 
die Rechte aus der Ordination ruhen, 

1. bei Pfanvikaren und Pfanvikarinnen; deren Dienstver­
hältnis nach § 6 a des kirchlichen Gesetzes über den 
Dienst des Pfanvikars durch Zeitablauf endet, jedoch 
höchstens für die Dauer von fünf Jahren, 

2. wenn vom Evangelischen Oberldrchemat festgestellt 
wird, daß jemand vorübergehend an der Ausübung sei­
ner Ordinationsrechte gehindert ist, 

3. wenn im Falle von § 6 Abs. 2 mit einer Fortsetzung des 
ehrenamtlichen Dienstes innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren zu rechnen ist. 

(2) Solange die Rechte ruhen, können sie nur im Einzel­
fall mit vorheriger Zustimmung des Evangelischen Oberkir­
chenrats ausgeübt werden. Die Bewerbungsfähigkeit um 
eine Pfarrstelle nach § 5 Abs. 5 des Kirchlichen Gesetzes 
über den Dienst des Pfanvikars bleiben in dieser Zeit erhal­
ten. 

(3) Die mit der Ordination erworbenen ruhenden Rechte 
leben voll wieder auf, wenn die oder der Ordinie1te zur Aus­
übung des Predigtamtes in ein ldrchliches Dienstverhältnis 
berufen wird. Das gleiche gilt bei Übertragung eines ehren­
amtlichen Dienstauftrags. 

§ 8 

Beauftragung 

(1) Die Übertragung von Aufgaben des Predigtamts er­
folgt in der Form der Beauftragung durch den Evange­
lischen Oberkirchenrat, wenn diese nicht auf Dauer oder 
nicht in eigener Verantwortung wahrgenommen werden sol­
len oder in sachlicher Hinsicht eine Beschränkung besteht. 

(2) Lehrvikare und Lehrvikarinnen sind im Rahmen des 
Ausbildungsverhältniss'es zur öffentlichen Wortverkündi­
gung, zur Spendung der Sakramente und zur Vornahme von 
Amtshandlungen unter Leitung und Mitverantwortung des 
mit ihrer Ausbildung Beauftragten und der für den !dreh­
liehen Dienst zuständigen Leitungsorgane befugt (§ 3 
Abs. 1 Kandidatengesetz). Pfarrvikare und Pfanvikarinnen 
erhalten mit Beginn ihres Dienstes bis zum Vollzug der 
Ordination die vorläufige Befugnis zur öffentlichen Wort­
verkiindigung einschließlich der Spendung der Sakramente 
(§ 3 Abs. 1 Kirchliches Gesetz über den Dienst des Pfan­
vikars). 

(3) Bei Gemeindegliedern ohne theologische Examina er­
folgt die Beauftragung und die Gestaltung ihres Dienstes in 
der Regel nach den Bestimmungen des Gesetzes über den 
Dienst des Lektors und Prädikanten. In besonderen Fällen 
kann eine Beauftragung auch dann erfolgen, wenn nach den 
Feststellungen des Evangelischen Oberldrchenrats eine der 
gottesdienstlich(m Ausübung des Predigtamtes angemes-
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sene Ausbildung in anderer Weise nachgewiesen i:)t. Das 
Nähere regelt der Evangelische Oberkirchenrat. 

(4) Die Beauftragung endet durch Zeitablauf oder durch 
die Beendigung des Dienstes, für die sie erteilt worden ist. 
Der Evangelische Oberkirchenrat kann die Beauftragung 
nach Anhörung des bzw. der Betroffenen und des örtlichen 
Leitungsgremiums jederzeit aus wichtigem Grunde wider­
rufen. 

§9 

Hauptamtliche kirchliche Mitarbeiter 

(1) Hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
Kirche und Diakonie, die nicht ordiniert sind, können vom 
Evangelischen Oberkirchemat mit der selbständigen Wahr­
nehmung von Aufgaben des Predigtamts beauftragt werden, 
wenn die übernommene Aufgabe dies erfordert. Sofern die 
dafür notwendigen theologischen Kenntnisse und prakti­
schen Fähigkeiten nicht bereits in anderer Weise nachge­
wiesen sind, sind siejm Rahmen der Ausbildung für Lekto­
ren und Prädikanten zu erwerben. 

(2) § 8 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 10 

Anerkennung der Berufung 

(1) Die Ordination anderer Kirchen mit denen aufgrund 
der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa vom 
16. März 1973 (Leuenberger Konkordie) oder aufgrund 
einer anderen zwischenkirchlichen Vereinbarung Kanzel­
und Abendmahlsgemeinschaft besteht, ist anerkannt. § 6 
Pfarrerdienstgesetz bleibt unberülut. 

(2) Prediger landeskirchlicher Gemeinschaftsverbände 
können auf Wunsch der Leitung des Gemeinschaftsverban­
des nach Maßgabe der Vereinbarung zwischen der Landes­
kirche und den Gemdnschaftsverbänden vom 31. Oktober 
1991 in ihrer jeweiligen Fassung mit dem Dienst der öffent­
lichen Wortverkündigung und Sakramentsspendung in 
Gottesdiensten dei· Landeskirche beauftragt werden. 

Artikel2 

Änderung des Pfanerdienstgesetzes 

Das Pfandienstgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 1. Mai 1978 (GVBL S. 97), zuletzt geändert 
durch kirchliches Gesetz vom 26. April 1994 (GVBl. S. 66), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2, 

c) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3, 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

»(4) Der Verlust und das Ruhen der Rechte aus 
der Ordination richtet sich nach den Bestimmungen 
des Gesetzes über die Berufung in das Predigtamt.« 

2. Die§§ 95, 97, 98 und 99 werden gestlichen. 

Artikel3 

Änderung und Aufhebung von Vorschriften 
im Bereich des Pfanvikarsrechts 

1. Das kirchliche Gesetz über denpienst des Pfanvikars in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juli 1986 
(GVBL S. 108) wird wie folgt geändert: 

§ 6 b wird gestrichen. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zum Pfarrvikarsge­
setz (Ruhen der Ordination) vom 15. Dezember 1987 
(GVBl. 1988 S. 2) werden aufgehoben. 

Artikel4 

Aufhebung von Vorschriften 
über die Ordination und Beauftragung 

1. Das lorchliehe Gesetz über die Ordination von Theolo­
ginnen und Theologen ins Ehrenamt und die Beauftra­
gung zur öffen-tlichen Wortverkündigung vom 29. April 
1993 (GVBl. S. 69) wird aufgehoben. Für die nach die­
sem Gesetz vorgenommenen Ordinationen, Beauftra­
gungen und sonst getroffenen Entscheidungen findet 
künftig das Gesetz über die Berufung in das Predigtamt 
nach Artikel1 Anwendung. 

2. Die Bekanntmachung über die Ausübung des Dienstes 
der öffentlichen Wortverkündigung und der Sala-a­
mentsspendung vom 23. September 1980 (GVBl. 
S. 162) wird aufgehoben. 

3. Die Verordnung, Verlust der Rechte des geistlichen 
Standes betr. vom 14. April 1944 (GVBL S. 25) wird 
aufgehoben. 

ArtikelS 

Inkrafttreten, Schlußbestimmungen 

1. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

2. Der Evangelische Oberlorchenrat wird ermächtigt, 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz zu er­
lassen. 

3. Soweit Durchführungsbestimmungen durch dieses Ge­
setz aufgehoben werden, können diese bis zum Erlaß 
neuer Durchführungsbestimmungen sinngemäß ange­
wandt werden, soweit sie diesem Gesetz nicht wider­
sprechen. 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

Kar l s ruhe, den 20. Oktober 1994 

Der Landesbischof 

Dr. Klaus E n g e l h a r d t 

Nr.28 Kirchliches Gesetz über die Ordnung der 
kirchlichen Wahlen - Kirchliche Wahlord­
nung- (KiWO). 

Vom 21. Oktober 1994. (GVBi. S. 185) 
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§ 32 Allgemeines 

§ 33 Ergänzungswahl durch den Ältestenheis 

§ 34 Neuwahl durch die Gemeinde 

§ 35 Bestellung von Bevollmächtigten 

§ 36 Auflösung des Ältestenkreises 

V. Abschnitt 

· Wahlen zur Bezirkssynode und zur Landessynode 

§ 37 Bezirkssynode 

§ 38 Bezirkslorchenrat 

§ 39 Landessynode 

§ 40 Landeslorchenrat 

VI. Abschnitt 

Sonstige Veränderungen 

§ 41 Pfarrstellen- und Gebietsänderungen 

VII. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 42 Durchführungsbestimmungen 

§ 43 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

Die Landessynode hat die folgende Kirchliche Wahlord­
nung gemäß§ 131 Nr. 2 der Grundordnung (GO) als ldrch­
liches Gesetz beschlossen: 

I. Abschnitt 

Allgemeines 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Die Wahl ist ein Dienst an der Gemeinde im Gehor­
sam gegen d~n alleinigen Henn der Kirche, Jesus Christus 
(§ 13 Abs .. 2 GO). 

(2) Die Kirchliche Wahlordnung regelt die Wahl und die 
Zusammensetzung der Ältestenkreise sowie die Wahl der 
Bezirkssynoden und der Landessynode. 

§2 

Allgemeine Kirchenwahlen, Wahlperiode 

( 1) In den Pfaugemeinden werden alle sechs Jahre die 
Kirchenältesten gewählt, die zusammen mit dem Ge­
meindepfaner den Ältestenkreis bilden (§ 22 Abs. 1 GO). 
Die Wahlen erfolgen nach den Grundsätzen des Mehrheits­
wahlrechts. 

(2) Besteht eine Kirchengemeinde aus einer Pfange­
meinde, so ist der Ältestenkreis zugleich der Kirchenge­
meinderat (§ 27 Abs. 2 GO). In Kirchengemeinden mit meh­
reren Pfaugemeinden richtet sich die Zusammensetzung des 
Kirchengemeinderats nach§ 31 GO. 

(3) Die Ältestenkreise wählen Synodale in die Bezirks­
synode ihres Kirchenbezirks (§ 82 Abs. 1 GO). 

(4) Die Bezirkssynoden wählen Synodale in die Landes-
synode(§ 111 Nr. 1 GO). · 

U. Abschnitt 

Wahlausschüsse 

§ 3 

Gemeindewahlausschüsse 

(1) Zur Durchführung der Wahl des Ältestenkreises wird 
in jeder Pfangemeinde ein Gemeindewahlausschuß gebil- · 
det Er besteht aus dem Gemeindepfaner und zwei bis vier 
vom Ältestenkreis zu bestellenden Gemeindegliedem. Die 
Bestellung bedarf der Bestätigung durch den Bezirkswahl­
ausschuß. 

(2) Der Gemeindewahlausschuß wählt sich seinen V orsit­
zenden. 

(3) Die Mitglieder des Gemeindewahlausschusses dürfen 
nicht zur Ältestenwahl kandidieren. 

§4 

Bezirkswahlausschüsse 

(1) In jedem Kirchenbezirk wird durch den Bezirkslor­
chenrat ein Bezirkswahlausschuß gebildet Dem Bezirks­
wahlausschuB gehören an: 

1. der Dekan oder der Dekanstellvertreter sowie 

2. zwei bis vier weitere Gemeindeglieder des Kirchenbe­
zirks, die auch Mitglied des Bezirkskirchenrates sein 
können. 

Die Zahl der theologischen Mitglieder soll die der nicht­
theologischen nicht überschreiten. Vorsitzender des Be­
zirkswahlausschusses ist der Dekan oder der Dekanstell ver-
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treter, soweit kein anderes Mitglied durch den Ausschuß 
zum Vorsitzenden gewählt wird. 

(2) Der Bezirkswahlausschuß hat insbesondere die Auf­
gabe, 

1. die Bestellung der Mitglieder der Gemeindewahlaus­
schüsse durch die Ältestenheise zu bestätigen, 

2. über Ausnahmen von den Elfordernissen der Wählbar­
keit nach § 17 Abs. 2 zu entscheiden, 

3. über Einsprüche und Beschwerden nach dieser Wahl­
ordnung zu entscheiden und 

4. Neuwahlen unter den Voraussetzungen des § 34 anzu­
ordnen. 

(3) Die Zusammensetzung des Bezirkswahlausschusses 
ist dem Evangelischen Oberkirchenrat mitzuteilen. 

§ 5 

Gemeinsame V örschriften . 
(1) Die Wahlausschüsse bleiben für die Dauer der Wahl­

periode zuständig. Die Ergänzung ihrer Mitglieder erfolgt in 
der gleichen Weise wie die Bildung der Ausschüsse. 

(2) Die Wahlausschüsse sind beschlußfähig, wenn die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Wahlausschüsse be­
raten und entscheiden in nichtöffentlicher Sitzung. Stimm­
enthaltung ist nicht zulässig. 

(3) Die Mitglieder der Wahlausschüsse müssen die Be­
fähigung zum Amt des Kirchenältesten nach§ 16 GO besit­
zen. 

ITI. Abschnitt 

Wahl der Kirchenältesten 

§6 

Wahl durch die Gemeinde 

(1) Die Zahl der durch Gemeindewahl zu wählenden Kir­
chenältesten beträgt in PfaHgemeinden: 

1. bis zu 500 Gemeindegliedern vier Kirchenälteste, 

2. mit 501 bis 1500 Gemeindegliedern sechs Kirchenälte­
. ste, 

3. mit 1501 bis 3000 Gemeindegliedern acht Kirchenälte­
ste, 

4. mit über 3000 Gemeindegliedern zehn Kirchenälteste. 

(2) Bestehen in einer PfatTgemeinde mehrere PfatTstellen 
(§ 11 Abs. 2 und 3 GO), wird die Zahl der zu wählenden 
Kirchenältesten wie folgt festgestellt: 

1. Die Zahl der Gemeindeglieder wird durch die Zahl der 
Pfaustellen geteilt. 

2. Aufgrund des Ergebnisses nach Nummer 1 wird die An­
zahl der Kirchenältesten nach Absatz 1 ermittelt. 

3. Die Anzahl der Kirchenältesten nach Nummer 2 wird 
mit der Zahl der PfalTstellen multipliziert. 

(3) Maßgebend ist die Zahl der Gemeindeglieder zu Be­
ginn des Jahres der Wahl. Der Evangelische Oberkirchenrat 
kann in den Durchfülnungsbestimmungen einen anderen 
Zeitpunkt festlegen. 

§ 7 

Zuwahl durch den Ältestenla-eis 

(1) Der Ältestenkreis kann im Benehmen mit dem 
Gemeindebeirat Gemeindeglieder, die zum Amt des Kir-

ehenältesten befähigt sind, jederzeit während der Amts­
peliode zuwählen (§ 18 GO). 

(2) Die Zahl der nach Absatz 1 zu wählenden Kirchen­
ältesten datf in Gemeinden 

1. bis zu 1500 Gemeindeglieder einen Kirchenältesten, 

2. mit über 1500 Gemeindeglieder zwei Kirchenälteste 

nicht übersteigen. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Das Verfahren der Zuwahl richtet sich nach § 33 
Abs. 3 bis 6 mit der Maßgabe, daß für die Wahl eine Zwei­
drittelmelu·heit elforderlieh ist(§ 18 GO). 

(4) Eine Zuwahl kann durch die neugewählten Kirchen­
ältesten bereits nach rechtshäftigem· Abschluß der allge­
meinen Ältestenwahlen nach Unterzeichnung der Ältesten­
verpflichtung vor der Einführung nach § 17 GO e1folgen. 
Soweit sich die Zuwahl auf Gemeindeglieder beschränkt, 
die bei den allgemeinen Ältestenwahlen kandidiert haben, 
entfällt das Einspruchsvelfahren nach § 21. 

§ 8 

Gesetzliche Mitglieder 

(1) Die Kirchenältesten bilden zusammen mit dem Ge­
meindepfaHer den Ältestenkreis (§ 22 Abs. 1 GO). 

(2) Ist die Feststellung der gesetzlichen Mitgliederzahl 
der Kirchenältesten eines Ältestenla-eises für die Be­
schlußfähigkeit nach § 138 Nr. 1 GO oder aus anderen 
Gründen e1forderlich, erfolgt diese Feststellung nach Maß­
gabe der Absätze 3 bis 5. 

(3) Die gesetzliche Mitgliederzahl der Kirchenältesten 
eines Ältestenla-eises lichtet sich nach§ 6 Abs. 1 bzw. Ab­
satz 2. 

(4) Die gesetzliche Mitgliederzahl erhöht sich durch eine 
Zuwahl nach § 7 entsprechend. Beim Ausscheiden von Kir­
chenältesten ermäßigt sich diese Zahl wieder bis auf die 
Mindestzahl nach Absatz 3. 

(5) Sinkt die Zahl der Kirchenältesten unter die Zahl nach 
§ 6 Abs. 1 bzw. Absatz 2, hat dies auf die gesetzliche Mit­
gliederzahl keinen Einfluß. 

§9 

Anordnung der W ahl!Zeitplan 

(1) Der Evangelische Oberkirchenrat ordnet die Durch­
führung der Wahl der Kirchenältesten an, bestimmt den 
Zeitpunkt der Wahlund erstellt den Zeitplan für das Wahl­
velfaln·en einschließlich der Wahlen der Mitglieder der Be­
zirkssynoden und der Landessynode. 

(2) Die Bekanntmachungen des Gemeindewahlausschus­
ses erfolgen im Gottesdienst und in sonst geeigneter Weise. 
Für die F1istenberechnung ist die Bekanntgabe im Gottes­
dienst maßgebend. 

§10 

Wahlbezirke/Stimmbezirke 

(1) Wahlbezirk ist die Pfmgemeinde (§ 11 GO). Beste­
hen in einer PfatTgemeinde mehrere Pfarrstellen (§ 6 
Abs. 2), so bildet die Pfarrgemeinde nur einen Wahlbezirk. 
Pfarrgemeinden, in denen kein eigener Ältestenla-eis bestellt 
wird, bilden zusammen mit einer benachbarten Pfarrge­
meinße einen Wahlbezirk. Der Gemeindewahlausschuß 
kann bei Bedalf den Wahlbezirk in mehrere Stimmbezirke 
gliedern. 

(2) In den Durchführungsbestimmungen werden die Zu­
ständigkeit, das Velfahren und die Voraussetzungen für die 
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Bildung von Wahlbezirken in Pfarrgemeinden mit Predigt­
stellen im Sinne von§ 43 Abs. 2 GO bzw. in anderen Fällen 
eirier entsprechenden Zuordnung zu einer Predigtstelle ge­
regelt. 

§11 

Wahlberechtigung 

'(1) Wahlberechtigt ist jedes Gemeindeglied, das in die 
Wählerliste eingetragen ist(§ 14 GO). 

(2) In die Wählerliste wird eingetragen, wer 

l. spätestens am Tage der Wahl das 16. Lebensjahr voll­
endet hat(§ 14 GO) und 

2. die Wahlfähigkeit nach Maßgabe des§ 15 GO nicht ver­
loren hat. 

§ 12 

Führul)g der Wählerliste 

Für die Aufstellung der Wählerliste sorgt der zuständige 
Ältestenkreis. Die Wählerliste wird in alphabetischer Rei­
henfolge, gegebenenfalls nach Straßen geordnet, erstellt. An 
die Stelle einer Wählerliste kann eine Wählerkartei treten. 
Das Nähere regeln die Durchführungsbestimmungen. 

§13 

Prüfung der Wählerliste 

(1) Der Gemeindewahlausschuß überprüft die Wähler­
liste auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit, insbesondere 
auch auf den Eintrag von Gemeindegliedern, die sich nach 
§ 55 Abs. 2 und 3 GO im ganzen angemeldet haben. 

(2) Bestehen begründete Anhaltspunkte, daß bei einem 
Gemeindeglied die Voraussetzungen des § 15 GO für den 
Verlust der Wahlberechtigung vorliegen, so hat der 
Gemeindewahlausschuß dies zu prüfen und dem Ge­
meindeglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Hat 
sich der Gemeindewahlausschuß von dem Verlust der 
Wahlberechtigung überzeugt, so hat er dies unter Hinweis 
auf§ 1 Abs. 1 dem betroffenen Gemeindeglied durch fönn­
lichen Bescheid bekanntzugeben und auf die Folge der 
Nichteintragung in die Wählerliste oder der Streichung aus 
der Wählerliste hinzuweisen. 

(3) Das betroffene Gemeindeglied kann gegen eine 
Entscheidung nach Absatz 2 innerhalb einer Woche beim 
Gemeindewahlausschuß Einspruch einlegen. Gibt der Ge­
meindewahlausschuß dem Einspruch nicht statt, so legt er 
diesen dem Bezirkswahlausschuß mit seiner Stellungnahme 
zur Entscheidung vor. 

(4) Der Bezirkswahlausschuß entscheidet über einen 
nach Absatz 3 vorgelegten Einspruch vor Durchführung der 
Wahl. Vor der Entscheidung ist der Antragsteller und das 
Gemeindeglied zu hören oder dem Genannten Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Die Entscheidm:tg des Bezirkswahlausschusses 
schließt das Einspruchsvelfahren vor derWahlendgültig ab. 

§ 14 

Auflage und Ergänzung der Wählerliste 

(1) Der Gemeindewahlausschuß schließt die geprüfte 
Wählerliste ab. Er gibt der Gemeinde bekannt, daß die 
Wählerliste eine Woche zur Einsichtnahme durch die wahl­
berechtigten Gemeindeglieder aufliegt. Bis zum Ablauf der 
Auflegungsfrist kann die Wählerliste auf Anmeldungen hin 
ergänzt werden. 

(2) Stellt ein nach § 11 wahlberechtigtes Gemeindeglied 
nach Ablauf der Auflegungsfrist nach Absatz 1 fest, daß es 
versehentlich nicht in die Wählerliste aufgenommen wurde, 
so kann die Aufnahme durch den Gemeindewahlausschuß 
noch nachträglich bis zwei Wochen vor der Wahl erfolgen. 
Das gleiche gilt, wenn ein Eintrag in die Wählerliste wegen 
eines Wohnortwechsels (Zuzug) noch nicht elfolgt ist. 

(3) Gemeindeglieder, die sich nach Ablauf der Auf­
legungsfrist nach Absatz 1 nach § 55 Abs. 3 GO im ganzen 
ummelden, bleiben für diese Wahl in ihrem bisherigen 
Wahlbezirk wahlberechtigt und können für das laufende 
Wahlverfahren nicht mehr in die Wähl~rliste des Wahlbe­
zirks der aufnehmenden Pfarrgemeinde aufgenommen wer­
den. 

§ 15 

Einspruchsverfahren wegen der Wahlberechtigung 

(1) Gegen die Aufnahme in die Wählerliste kann jedes 
wahlberechtigte Gemeindeglied innerhalb der Auflegungs­
frist nach§ 14 Abs. 1 beim Gemeindewahlausschuß schrift­
lich Einspruch einlegen. Der Einspruch kann nur damit 
begründet werden, daß der Aufgenommene nicht wahlbe­
rechtigt ist. 

(2) Vor einer Entscheidung über den Einspruch hat der 
Gemeindewahlausschuß den Antragsteller und das betrof­
fene Gemeindeglied, dessen Wahlberechtigung bestritten 
wird, zu hören· oder Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben,. es sei denn, der Einspruch ist unzulässig oder offen­
sichtlich unbegründet. 

(3) Gibt der Gemeindewahlausschuß dem Einspruch 
nicht statt, kann gegen dessen Entscheidung innerhalb einer 
Woche beim Bezirkswahlausschuß Beschwerde eingelegt 
werden. 

(4) Gibt der Gemeindewahlausschuß dem Einspruch 
statt, erteilt er dem betroffenen Gemeindeglied einen förm­
lichen Bescheid. Der Antragsteller erhält eine Ausfertigung 
des Bescheids. Das betroffene Gemeindeglied kann inner­
halb einer Woche gegen diesen Bescheid beim Gemeinde­
wahlausschuB Einspruch einlegen. 

(5) Im Falle eines Einspruchs nach Absatz 4 Satz 3 legt 
der Gemeindewahlausschuß diesen dem Bezirkswahlaus­
schuß vor. Der Bezirkswahlausschuß entscheidet in einem 
einheitlichen Verfahren mit Wirkung für alle. 

(6) Vor einer Entscheidung nach Absatz 3 oder 5 hört der 
Bezirkswahlausschuß den Antragsteller, das betroffene Ge­
meindeglied sowie den Gemeindewahlausschuß an oder 
gibt den Genannten Gelegenheit zur Stellungnahme. Der 
Bezirkswahlausschuß entscheidet vor Durchführung der 
Wahl. 

(7) Die Entscheidung des Bezirkswahlausschusses 
schließt das Einspruchs- bzw. Beschwerdeverfahren vor der 
Wahl endgültig ab. 

§ 16 

Einreichung von Wahlvorschlägen 

Spätestens mit der Auflegung der Wählerliste ergeht an 
die Gemeinde die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb 
einer Einreichungsfrist von mindestens drei Wochen dem 
Gemeindewahlausschuß vorzulegen.· Der Gemeindewahl­
ausschuß kann während und nach der Einreichungsfrist im 
Rahmen des Zeitplans nach § 9 die Durchführung einer Ge­
meindeversammlung beantragen, um Wahlvorschläge zu er­
reichen. Die Einreichungsfrist kann verlängert werden. 
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§ 17 

Wählbarkeit 

(1) ZumKirchenältesten kann nur vorgeschlagen werden, 
wer die Befähigung zum Amt des Kirchenältesten nach§ 16 
GO besitzt. 

(2) Der Gemeindewahlausschuß kann für Kandidaten 
gemäß § 16 Abs. 3 GO bis zum Abschluß der Wahlvor­
schlagsliste (§ 21 Abs. 1) beim Bezirkswahlausschuß einen 
Antrag auf Befreiung von den Voraussetzungen der Wähl­
barkeit nach§ 16 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 GO stellen. 

§ 18 

Wahlvorschlag 

(1) Der Wahlvorschlag muß von mindestens zehn wahl­
fähigen Gemeindegliedern unterzeichnet sein. Vorgeschla­
gene müssen durch Angabe des Vorc und Zunamens, des 
Berufs sowie der Anschrift, die Vorschlagenden durch Vor­
und Zuname und ihre Anseillift eindeutig bestimmt sein. 

(2) Der Wahlvorschlag niuß die schriftliche Zustimmung 
des Vorgeschlagenen zur 

1. Kandidatur und 

2. Bereitschaft, für den Fall der Wahl die Ältestenver­
pflichtung nach § 17 GO zu unterzeichnen, 

enthalten. 

§ 19 

Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Der Gemeindewahlausschuß prüft die Wahlvor­
schläge unverzüglich nach Eingang dahingehend, ob sie die 
Voraussetzungen nach § 18 erfüllen und weist gegebenen­
falls den Erstunterzeichner auf formelle Mängel hin, die 
innerhalb der Wahlvorschlagsüist behoben werden können. 

(2) Bestehen begründete Anhaltspunkte für den Ge­
meindewahlausschuß, daß bei einem zum Amt des Kir­
chenältesten vorgeschlagenen Gemeindeglied die Voraus­
setzungen gemäß § 17 Abs. 1 nicht vorliegen, so findet das 
Verfahren nach § 13 sinngemäßAnwendung. 

§ 20 

Aufstellung der Wahlvorschlagsliste 

(1) Der Gemeindewahlausschuß stellt nach Abschluß des 
Verfahrens zur Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 17) 
die geprüften und nicht beanstandeten Wahlvorschläge in 
der Reihenfolge ihres Eingangs auf der Wahlvorschlagsliste 
zusammen. 

(2) Werden nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen, als 
Kirchenälteste zu wählen sind, so ergänzt der Gemeinde­
wahlausschuB im Rahmen des Zeitplans nach § 9 die Wahl­
vorschlagsliste mit dem Ziel, daß diese mehr Kandidaten 
enthält, als Kirchenälteste zu wählen sind. Die Zustimmung 
der Kandidaten nach§ 18 Abs. 2 ist erforderlich~ 

(3) Wahlvorschläge, über deren Zulässigkeit ein Verfah­
ren nach § 17 oder § 19 anhängig ist, sind gesondert aufzu­
führen. 

(4) Eine Wahl kann nur stattfinden, wenn die Zahl der 
Vorgeschlagenen mindestens die Hälfte der nach§ 6 Abs. 1 
bzw. Absatz 2 zu wählenden Kirchenältesten beträgt. Wird 
diese Zahl nicht erreicht, lichtet sich das weitere Verfahren 
nach§ 31. 

§ 21 

Einspruchsverfahren wegen der Wählbarkeit 

(1) Der Gemeindewahlausschuß schließt die Wahlvor­
schlagsliste nach § 20 ab und gibt diese im Rahmen des 
Zeitplans nach § 9 der Gemeinde mit dem Hinweis bekannt, 
daß jedes in die Wählerliste eingetragene wahlfähige Ge­
meindeglied innerhalb einer Frist von einer Woche 

1. in die Unterlagen der Wahlvorschlagsliste einsehen 

und 

2. gegen 'Vorgeschlagene Kandidaten beim Gemeinde­
wahlausschuB schriftlich Einspruch einlegen 

kann. 

(2) Der Einspruch kann nur darauf gestützt werden, daß 

1. der Vorgeschlagene die persönlichen Voraussetzungen 
der Wählbarkeit nach § 17 nicht erfüllt 

oder 

2. die formellen Voraussetzungen der Zustimmungs­
erldärung des § 18, gegebenenfalls in Verbindung mit 
§ 20 Abs, 2, nicht etfüllt sind. 

(3) Für das weitere Verfahren findet § 15 Abs, 2 bis 7 
sinngemäß Anwendung. 

(4) Aufgrund der Entscheidung des Bezirkswahlaus­
schusses ist der Vorgeschlagene endgültig in die W ahlvor­
schlagsliste aufzunehmen bzw. gegebenenfalls zu streichen. 

§ 22 

Vorstellung der Kandidaten 

(1) Zum Kireilenältesten kann nur gewählt werden, wer 
auf der rechtskräftig abgeschlossenen Wahlvorschlagsliste 
nach§ 20 in Verbindung mit§ 21 steht. 

(2) Der Gemeindewahlausschuß sorgt dafür, daß den 
Kandidaten Gelegenheit gegeben wird, sich in geeigneter 
Weise der Gemeinde vorzustellen, 

§ 23 

Ort und Zeit der Wahl 

Der Gemeindewahlausschuß bestimmt Ort und Zeit der 
Wahl im Rahmen des Zeitplans nach § 9. Die Wahlhand­
lung wird in der Regel mit eint?m Gottesdienst eingeleitet. 

§ 24 

Wahl 

(1) Die Wahl ist geheim. Der Gemeindewahlausschuß 
leitet die Wahlliandlung und stellt nach ihrem Abschluß das 
Ergebnis fest. 

(2) Der Wähler erhält einen Stimmzettel, der die Namen 
der anerkannten Wahlvorschlagsliste in alphabetischer Rei­
henfolge enthält. Er bezeichnet die Namen der Kandidaten, 
die er wählen will, durch Ankreuzen, Er darf so viele 
Namen ankreuzen, als Kirchenälteste zu wählen sind. Eine 
darüber hinausgehende Bezeichnung macht den Stimmzet­
tel ungültig. 

§ 25 

Briefwahl 

(l).Ein Gemeindeglied, das am Erscheinen zur Wahl ver­
hindert ist, kann nach Bekanntgabe des Wahltermins bis 
zum dritten Tag vor der Wahl beim Gemeindewahlausschuß 
oder Pfarramt unter Angabe der Gründe schriftlich oder 
mündlich einen Briefwahlschein beantragen. 
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(2) Der Gemeindewahlausschuß erteilt dem Antragsteller 
den Briefwahlschein zusammen mit dem Stimmzettel und 
dem Wahlumschlag. Die Ausstellung des Briefwahlscheins 
ist in der Wählerliste zu vermerken. 

(3) Die Briefwahl wird dadurch vollzogen, daß der 
Wähler dem Gemeindewahlausschuß in einem verschlosse­
nen Briefumschlag seinen Briefwahlschein und in dem 
Wahlumschlag seinen Stimmzettel so rechtzeitig übersen­
det, daß der Wahlbrief spätestens am Wahltag vor dem Ende 
der festgesetzten Wahlzeit dort eingegangen ist. Auf dem 
Briefwahlschein hat der Wähler zu versichern, daß er den 
Stimmzettel gezeichnet hat. 

§ 26 

Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Die Auszählung der Stimmen erfolgt öffentlich. Der 
Ablauf der Wahlhandlung und das Wahlergebnis sind in 
einer Wahlniederschrift festzuhalten. 

(2) Zum Kirchenältesten ist gewählt, wer die meisten 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Nimmt einer der gewählten Kandidaten die Wahl 
nicht an, so rückt der nichtgewählte Kandidat in den Älte­
stenkreis nach, der bei der Wahl die höchste Stimmenzahl 
erhalten hat. 

(4) § 20 GO findet Anwendung. 

§ 27 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Das Ergebnis der Wahl ist der Gemeinde unter Be­
nennung der gewählten Kirchenältesten am Sonntag nach 
der Wahl im Gottesdienst bekamltzugeben. Gleichzeitig ist 
auf die Möglichkeit der Wahlanfechtung nach§ 28 hinzu­
weisen. Der Gemeindewahlausschuß legt das amtliche 
Wahlergebnis während der Einspruchsfrist zur Einsicht­
nahme auf. 

(2) Nach rechtskräftigem Abschluß des Wahlverfahrens 
teilt der Gemeindewahlausschuß dem Evangelischen Ober­
kirchenrat den Beruf und das Alter der gewählten 
Kirchenältesten sowie weitere vom Evangelischen Oberkir­
chenrat erbetene statistische Angaben über das Wahlverfah­
ren mit. 

§ 28 

Wahlanfechtung 

(1) Gegen die Wahl kann von jedem wahlberechtigten 
Gemeindeglied innerhalb einer Woche nach der Bekannt­
gabe Einspruch eingelegt werden. Der Einspruch kann nur 
auf die Verletzung gesetzlicher Vorschriften gestützt wer­
den. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Der Einspruch ist beim Gemeindewahlausschuß 
schriftlich unter Angabe der Gründe einzureichen, der ihn 
mit seiner Stellungnahme unverzüglich an den Bezirkswahl­
ausschuB zur Entscheidung weiterleitet. Die Betroffenen 
sind anzuhören. 

(3) Die Entscheidung des Bezirkswahlausschusses kann 
nach dem Gesetz über die Ordnung der kirchlichen Verwal­
tungsgerichtsbarkeit angefochten werden. Mit der Anfech­
tung kann nur die Verletzung eigener Rechte geltend ge­
macht werden. Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. 
Das kirchliche Verwaltungsgericht entscheidet endgültig .. 

(4) Wenn wesentliche Wahlvorschriften verletzt worden 
sind und anzunehmen ist, daß die Wahl bei Beachtung die­
ser Wahlvorsclu·iften anders ausgefallen wäre, ist diese in-

soweit- ganz oder teilweise -für ungültig zu erldären. Bei 
Berechnungsfehlern ist das Wahlergebnis neu festzustellen. 

§ 29 

Ungültigkeit der Wahl 

(l) Wird die ganze Wahl für ungültig erldärt, so ist ein er­
neutes Wahlvelfahren durchzuführen. 

(2) Wird nur die Wahl einzelner Kirchenältester für 
ungültig erldärt, so ist nach § 33 zu verfahren. 

§ 30 

Fristen, Form- und Velfahrensvorschriften, 
Wahlunterlagen 

(1) Der Evangelische Oberkirchenrat kann im Rahmen 
des Zeitplans nach § 9 von den in dieser Wahlordnung ge­
nannten allgemeinen Auflegungs- und Einspruchsfristen ab­
weichen, wenn dies für den zeitlichen Ablauf des Wahlver­
fahrens zur Einhaltung eines einheitlichen Wahltermines 
notwendig ist. 

(2) Bekanntgaben an die Gemeinde erfolgen im Gottes­
dienst oder in sonst geeigneter Weise, z. B. im Schaukasten, 
im Gemeindebrief oder der örtlichen Presse. Für die Fristen­
berechnung ist die Bekanntgabe im Gottesdienst maß­
gebend. 

(3) Soweit ein Einspruch usw. beim Gemeindewahlaus­
schuß bzw. Bezirkswahlausschuß eingelegt werden kann, ist 
die Frist auch gewahrt, wenn dieser rechtzeitig beim zustän­
digen Pfarramt bzw. dem zuständigen Dekanat eingegangen 
ist. 

(4) Ein Einspruch oder eine Beschwerde, die nicht inner­
halb einer vom zuständigen Ausschuß festgesetzten Ftist 
begründet wird, ist als unbegründet abzuweisen. 

(5) Entscheidungen des Gemeindewahlausschusses und 
des Bezirkswahlausschusses sind durch den Vorsitzenden 
des Wahlausschusses und ein weiteres an der Entscheidung 
beteiligten Mitglieds zu unterzeichnen. 

(6) Entscheidungen des Gemeindewahlausschusses, des 
Bezirkswahlausschusses sind mit einer Rechtsbehelfsbeleh­
rung zu versehen. Anstelle der Rechtsbehelfsbelehrung tritt 
bei unanfechtbaren Entscheidungen der Hinweis auf die 
Unanfechtbarkeit und die Rechtsfolgen. 

(7) Von den Entscheidungen des Bezirkswahlausschusses 
im Einspruchs- und Beschwerdevetfahren sind dem Evan­
gelischen Oberkirchenrat und dem betroffenen Gemeinde­
wahlausschuB jeweils eine Ausfertigung zu übersenden. 
Das gleiche gilt für die Entscheidungen des lqrchlichen Ver­
waltungsgerichts in Verfahren nach§ 28. 

(8) Die Wahlunterlagen (Stimmzettel, Strichlisten usw.) 
·sind bis zum rechtskräftigen' Abschluß des Wahlverfahrens 
aufzubewahren. 

§ 31 

Nichtzustandekommen der Wahl, 
Berufung 

(1) Wird kein Wahlvorschlag eingereicht und findet in­
folgedessen eine Wahl nicht statt, so ordnet der Evangeli­
sche Oberkirchenrat an, daß innerhalb einer bestimmten 
Frist das Wahlverfahren erneut durchzuführen ist. Das glei­
che gilt,, wenn die Zahl der V argeschlageneu weniger als die 
Hälfte der nach§ 6 Abs. 1 bzw. Absatz 2 zu wählenden Kir­
chenältesten beträgt. 

(2) Kommt es auch im zweiten Wahlverfahren zu keinem 
ausreichenden Wahlvorschlag, so beruft der Bezirkswahl-
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ausschuß im Benehmen mit dem Gemeindewahlausschuß 
die Kirchenältesten. 

IV. Abschnitt 

Veränderungen im Laufe der Wahlperiode 

§ 32 

Allgemeines 

Treten im Laufe der Wahlperiode Veränderungen in der 
Zusammensetzung des Ältestenkreises ein oder wurden bei 
den allgemeinen Ältestenwahlen weniger Kirchenälteste ge­
wählt als nach § 6 Abs. 1 bzw. Absatz 2 zu wählen sind, ist 
nach § 33 bis 36 zu verfahren. 

§ 33 

Ergänzungswahl durch den Ältestenkreis 

(1) Eine Ergänzungswahl durch den Ältestenkreis hat 
vorbehaltlich der Bestimmungen des § 34 (Neuwahl) und 
§ 36 (Auflösung) zu erfolgen, wenn die Zahl der gesetz­
lichen Mitglieder des Ältestenkreises nach § 8 Abs. 3 unter­
schritten bzw. nichteneicht wird. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 findet 
damit eine Ergänzungswahl in folgenden Fällen statt: 

1. beim Ausscheiden eines nach § 26 Abs. 2 gewählten 
oder nach § 31 Abs. 2 berufenen Kirchenältesten; 

2. wenn bei den allgemeinen Ältestenwahlen weniger Kan­
didaten zur Verfügung standen(§ 20 Abs.4 Satz 1) als 
nach§ 6 Abs. 1 bzw. Absatz 2 zu wählen sind; 

3. bei teilweiser Ungültigkeit der Wahl nach§ 29 Abs. 2; 

4. wenn Kirchenälteste, die nach Nummer 1 bis 3 bzw. 
nach § 7 gewählt wurden, ausscheiden. 

(3) Ist eine Wahl nach Absatz 1 vorzunehmen, gibt dies 
der Ältestenkreis der Gemeinde bekannt mit dem Hinweis, 
daß wahlberechtigte Gemeindeglieder innerhalb einer Frist 
von drei Wochen Anregungen für Kandidaten an den Älte­
stenkreis geben können. Nach Ablauf dieser Frist setzt sich 
der Ältestenkreis wegen der Auswahl der Kandidaten mit 
dem Gemeindebeirat ins Benehmen. 

(4) Für das weitere Wahlverfahren finden die§§ 17, 18 
Abs. 2 und § 21 entsprechend mit der Maßgabe Anwen­
dung, daß die Aufstellung der Wahlvorschlagsliste sowie 
die allgemeinen Bekanntgaben durch den Ältestenkreis er­
folgen. Als Vorschlagender der Kandidaten gilt der Älte­
stenkreis. Beim Einspruchsverfahren beim Gemeindewahl­
ausschuß hat der Gemeindepfarrer kein Stimmrecht. 

(5) Nach Abschluß des Verfahrens nach Absatz 4 nimmt 
der Ältestenkreis die Wahl vor. Die Wahl ist geheim mit 
verdeckten Stimmzetteln vorzunehmen. Gewählt ist, wer 
eine Stimmenmehrheit nach § 138 Nr. 3 GO eneicht. 

(6) Der Ältestenkreis gibt der Gemeinde bekannt, welche 
Kandidaten gewählt wurden. Die Einführung und Ver­
pflichtung richtet sich nach§ 17 GO. 

(7) Meldet sich ein Kirchenältester nach § 55 Abs. 3 
Satz 2 GO im ganzen in eine Gemeinde an, aus der er 
unmittelbar zuvor durch Umzug ausgeschieden ist, bleibt er 
Kirchenältester dieser Gemeinde, sofern er seine Bereit­
schaft zur Weiterfüluung dieses Amtes vor seinem Umzug 
erldärt hat. 

§ 34 

Neuwahl durch die Gemeinde 

(1) Sinkt die Zahl der Kirchenältesten unter die Hälfte der 
gesetzlichen Mitglieder nach § 8 Abs. 3 und wird dadurch 

der Ältestenkreis - auch unter Berücksichtigung der Mit­
gliedschaft des Gemeindepfarrers nach § 22 Abs. 1 GO -
beschlußunfähig, so ist dies dem Evangelischen Oberkir­
chenrat und dem Bezirkswahlausschuß mitzuteilen. 

(2) Der Bezirkswahlausschuß hat für den Rest der Amts­
zeit eine Neuwahl anzuordnen. Die Neuwahl erfolgt in ent­
sprechender Anwendung der Vorsclu·iften ·über die allge­
meinen Ältestenwahlen nach § 6 ff. Die Amtszeit der noch 
im Amt befindlichen Kirchenältesten endet mit der Ein­
führung der nach Satz 2 neu gewählten Kirchenältesten. 

(3) Der Bezirkswahlausschuß lcann mit Zustimmung des 
Evangelischen Oberkirchenrates von der Anordnung einer 
Neuwahl nach Absatz 2 absehen, wenn die Wahl nach Ab­
lauf von vier Jahren nach den letzten allgemeinen Ältesten­
wai1len durchzuführen ist und der Bezirkskirchern-at für den 
Rest der Amtszeit der Kirchenältesten Bevollmächtigte 
nach § 35 bestellt. 

§ 35 

Bestellung von Bevollmächtigten 

( 1) Sinkt die Zahl der Kirchenältesten unter die Hälfte der 
gesetzlichen Mitglieder nach § 8 Abs. 3 und wird dadurch 
der Ältestenkreis - auch unter Berücksichtigung der Mit­
gliedschaft des Gemeindepfaners nach § 22 Abs. 1 GO -
beschlußunfähig, kann der Bezirkskirchemal mit Zustim­
mung des Evangelischen Oberkirchenrates Bevollmächtigte 
bestellen, die bis zur Amtseinführung der nach § 34 zu 
wählenden Nachfolger an die Stelle der betreffenden Kir­
chenältesten treten. 

(2) Die Zahl der Bevollmächtigten soll zusammen mit 
den noch im Amt befindlichen Kirchenältesten mindestens 
die Hälfte der nach § 6 Abs. 1 bzw. Absatz 2 zu wählenden 
Kirchenältesten betragen. Die Bevollmächtigten müssen die 
Voraussetzungen des § 17 e1füllen, brauchen jedoch nicht 
Mitglied der betreffenden Pfaugemeinde sein. 

§ 36 

Auflösung des Ältestenkreises 

Wird der Ältestenkreis im Laufe der Wahlperiode durch 
den Evangelischen Oberkirchenrat aufgelöst(§§ 24 und 40 
GO), so ist für den Rest der Amtszeit eine Neuwahl durch­
zuführen. § 35 findet entsprechende Anwendung. 

V. Abschnitt . 
Wahlen znr Bezirl•ssynode 

und zur Landessynode 

§ 37 

Bezirkssynode 

(1) Die Ältestenkreise wählen aus der Mitte der zum Amt 
der Kirchenältesten wählbaren Gemeindeglieder einen Be­
zirkssynodalen und dessen Stellvertreter, und wenn mehr als 
sechs Kirchenälteste zu wählen sind, zwei Bezirkssynodale 
und zwei Stellvertreter. Die Absätze 2 und 3 bleiben un­
beiührt. 

(2) Bestehen in einer Pfaugemeinde mehrere Pfanstellen 
(§ 11 Abs. 2 und 3 G01, so ist bei der Wahl der Bezirkssyn­
odalen in der Weise zu verfahren, als würden selbständige 
Pfarrgemeinden bestehen und als sei die Zahl der Ge­
meindeglieder jewdls gleich groß. 

(3) Besteht in einer PfmTgemeinde ein Gruppenamt nach 
dem kirchlichen Gesetz über die Enichtung und Ordnung 
von Gruppenämtern, so sind aus der Mitte der zum Amt der 
Kirchenältesten wählbaren Gemeindeglieder zwei Bezirks-
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synodale und Stellvertreter mehr als nach Absatz 1 zu 
wählen. 

(4) Für die Wahl stellt der Ältestenlu-eis eine Wahlvor­
schlagsliste auf. In diese Liste werden alle Wahlvorschläge 
aufgenonunen, die aus der Mitte des Ältestenlaeises ge­
macht werden oder von mindestens 20 wahlberechtigten 
Gemeindegliedern eingereicht und unterzeichnet sind. 

(5) Die Gemeinde ist durch gottesdienstliche Bekannt­
gabe darauf hinzuweisen, daß von 20 wahlberechtigten Ge­
meindegliedem innerhalb einer Frist von drei Wochen 
Wahlvorschläge für die Wahl in die Bezirkssynode beim 
Ältestenla·eis eingereicht werden können. Die Prüfung des 
Wahlvorschlags obliegt dem Ältestenkreis. 

(6) Als Bezirkssynodale und deren Stellvertreter sind die­
jenigen gewählt, die eine Stimmenmehrheit gemäß § 138 
Nr. 3 GO erreichen. 

(7) Scheiden gewählte Mitglieder der Bezirkssynode oder 
deren Stellvertreter aus, hat für den Rest der Amtszeit eine 
Nachwahl iu erfolgen.• 

§ 38 

Bezirkskirchemat 

(1) Die Bezirkssynode wählt in geheimer Abstimmung 
aus ihrer Mitte die nach der Grundordnung vorgeschriebene 
Anzahl der synodalen Mitglieder des Bezirkskirchemates 
und deren Stellvertreter. · 

(2) Als Mitglieder des Bezirkskirchenrates und deren 
Stellvertreter sind diejenigen gewählt, die eine Stimmen­
mehrheit gemäß § 138 Nr. 3 GO erreichen. Die Zuordnung 
der Stellvertreter zu den ordentlichen Mitgliedern kann per 
Akklamation erfolgen. 

§ 39 

Landessynode 

(1) Jede Bezirkssynode wählt Landessynodale aus den 
wählbaren Gemeindegliedern .des Kirchenbezirkes. Zählt 
der Kirchenbezirk aufgmnd der bei Einleitung der Wahl 
festgestellten Bevölkerungsziffer bis zu 60 000 Evange­
lische, so wählt die Bezirkssynode zwei Landessynodale 
und für je angefangene weitere 60 000 einen weiteren Lan­
dessynodalen in die Landessynode. Unter den Gewählten 
darf nur. ein ordinierter Diener im Predigtamt oder haupt­
amtlich im Dienst der Kirche oder Diakonie (§ 73 Abs. 2 
Satz 1 GO) stehender Mitarbeiter sein. 

(2) Vorgeschlagen werden darf nur, wer die Befähigung 
zum Amt des Kirchenältesten (§ 16 GO) besitzt. Für die 
Wahl stellt die Bezirkssynode oder ein von ihr eingesetzter 
Wahlausschuß eine Wahlvorschlagsliste auf. In diese Liste 
werden alle Wahlvorschläge aufgenommen, die aus der 
Mitte der Bezirkssynode gemacht werden oder von minde­
stens 30 im Kirchenbezirk wahlberechtigten Gemeindeglie­
dern eingereicht und unterzeichnet sind. 

(3) Die Gemeinden des Kirchenbezirkes sind durch got­
tesdienstliche Bekanntgabe darauf hinzuweisen, daß von 
30 wahlberechtigten Gemeindegliedern innerhalb einer 
Frist von drei Wochen Wahlvorschläge für die Wahl-in die 
Landessynod~ beim Dekanat eingereicht werden können. 
Die Einreichungsfrist muß spätestens eine Woche vor der 
Sitzung der Bezirkssynode enden. 

(4) Den Vorgeschlagenen muß Gelegenheit gegeben wer­
den, sich der Bezirkssynode vorzustellen. 

(5) Die .Synodalen erhalten einen Stimmzettel, der die 
Namen aller Kandidaten der Wahlvorschlagsliste in alpha­
betischer Reihenfolge enthält. Die Wahl ist geheim. Als 

Mitglieder der Landessynode sind diejenigen gewählt, die 
eine Stimmenmehrheit gemäß§ 138 Nr. 3 GO erreichen. 

( 6) Scheiden gewählte Synodale aus der Landessynode 
aus, so hat für den Rest der Amtszeit eine Nachwahl zu er­
folgen. 

§ 40 

Landeskirchenrat 

Spätestens in ihrer zweiten Tagung wählt die Landessyn­
ode für die Dauer der Wahlperiode der Landessynode die 
synodalen Mitglieder des Landeskirchenrates. § 137 Abs. 1 
GO bleibt unberührt. Das Nähere regelt die Geschäftsord­
nung für die Landessynode. 

VI. Abschnitt 

Sonstige V erii.nderungen 

§ 41 

Pfarrstellen- und Gebietsänderungen 

(1) Werden im Laufe der W ahlpe1iode durch 

1. Enichtung oder Aufhebung von Pfarrstellen (§§ 58, 59 
GO), 

2. Verändemng der Abgrenzung der PfmTgemeinden 
innerhalb einer Kirchengemeinde (§ 27 Abs. 3 GO), 

3. Errichtung von Kirchengemeinden oder Gebietsände" 
rungender Kirchengemeinden(§ 28 GO) oder Kirchen­
bezirke(§ 77 GO) 

Veränderungen im Bestand oder in der Zusammenset­
zung eines Ältestenkreises, eines Kirchengemeinderates 
oder einer Bezirkssynode erforderlich, führen die bisherigen 
Kirchenältesten bzw. Synodalen ihr Amt in neue1' Zum·d­
nung grundsätzlich weiter. Verändert sich die Zusanunen­
setzung eines Vertretungsorgans durch die Neuordnung um 
mehr als ein Viertel seiner gewählten Mitglieder, sind die 
Vorsitzenden bzw. bei der Bezirkssynode der Bezirkskir­
chenrat neu zu wählen. 

(2) Das Nähere wird durch den Evangelischen Oberkir­
chenrat nach Anhörung der·Beteiligten bestimmt, sofern im 
Rahmen von Regelungen nach Absatz 1 Nr. 3 keine anderen 
Bestimmungen getroffen werden. 

VII. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 42 

Durchführungsbestimmungen 

Der Evangelische Oberkirchenrat wird ermächtigt, die 
Durchführungsbestimmungen zu dieser Wahlordnung 
sowie den Zeitplan zu den allgemeinen Kirchenwahlen zu 
erlassen. 

§ 43 

Inhafttreten, Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses ldrchliche Gesetz tritt am 1. Januar 1995 mit 
de1; Maßgabe in Kraft, daß es erstmals auf die allgemeinen 
Kirchenwahlen im Jahre 1995 Anwendung findet. Die 
Bestimmungen über die Veränderungen im Laufe der Amts­
periode nach Abschnitt IV treten nach rechtsla'äftigem Ab­
schluß der allgemeinen Ältestenwahlen in Kraft. Abwei­
chend hiervon tritt§ 35 am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Mit dem Inhafttreten dieses Gesetzes tritt gleichzei­
tig die Kirchliche Wahlordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. Oktober 1986 (GVBl. S. 123), zuletzt 

J 
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geändert durch kirchliches Gesetz vom 20. Oktober 1988 
(GVBl. S. 150), außer Kraft. 

(3) Das kirchliche Gesetz über die vorübergehende Ein­
setzung von Bevollmächtigten in Pfarrgemeinden vom 
16. März I 30. April 1984 (GVBI. S. 21 und 107) tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 1994 außer Kraft. Bestellte Be­
vollmächtigte bleiben bis zur Einführung der gewählten 
Kirchenältesten im Amt. 

(4) Die bisherigen Mitglieder der Bezirks- und Ge­
meindewahlausschüsse führen ihr Amt bis zur Neubildung 
weiter. 

(5) Der noch amtierende Landeswahlausschuß entschei­
det über Beschwerden nach§ 16 Abs. 3 Satz 2 GO. 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

Kar l s ruhe , den 21. Oktober 1994 

Der Landesbischof 

Dr. Klaus E n g e lh a r d t 

Evangelisch~Lu.therische Kirche in Bayern 

Nr.29 Ordnung der Evangelischen · Jugend in 
Bayern (OEJ). 

Vom 14. November 1994. (KABl. S. 365) 

Der Landeskirchemat erläßt mit Zustimmung des Lan­
dessynodalausschusses gemäß Art. 75 Abs. 1 der Kirchen­
verfassung sowie aufgrund des Art. 3 des Kirchengesetzes 
über die Enichtung des Amtes eines Landesjugendpfan·ers 
vom 26. April1934 (KABl. S. 77) folgende Verordnung: 

Ordnung der Evangelischen Jugend in Bayern (OEJ) 

I. Abschnitt 

Evangelische Jugend in Bayern 
- Zielsetzung, Zugehörigkeit -

Nr. 1 

(1) Alle im Bereich der Evangelisch-Luthe1ischen Kirche 
in Bayern tätigen Gruppierungen evangelischer Jugend (Ge­
meindejugend und Verbandsjugend) gehören zu der Evan­
gelischen Jugend in Bayern. Das gemeinsame Ziel ihrer 
Arbeit besteht darin, als mündige und tätige Gemeinde Jesu 
Christi das Evangelium von Jesus Christus den jungen Men­
schen in ihrer Lebenswirldichkeit zu bezeugen. 

(2) Der evangelischen Gemeindejugend sind die Arbeits­
formen evangelischer Jugendarbeit zuzurechnen, die nicht 
von einem kirchlichen Jugendverband ausgehen und die 
sich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern ver­
pflichtet wissen. 

(3) Der evangelischen Verbandsjugend gehören gegen­
wärtig folgende eigenständige Zusammenschlüsse evangeli­
scher Jugendarbeit an: 

- Chlistlicher Jugendbund in Bayern (CJB) 

Christlicher Verein Junger Men~chen (CVJM) - Lan-
desverband Bayern e.V. 1 

Evangelische Jugendsozialarbeit Bayern e.V. (EJSA) 

Evangelische Landjugend in Bayern (ELJ) 

- Jugendbund »Entschieden für Christus« (EC) -Landes­
verband Bayern 

Verband Christlicher Pfadfinderinnen und Pfadfinder 
(VCP)- Landesverband Bayern. 

(4) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, ihre 
(Gesamt-)Kirchengemeinden und Dekanatsbezirke unter­
stützen die Arbeit der Evangelischen Jugend in Bayern. Sie 
helfen insbesondere mit, in ihrem Bereich die organisatori­
schen und finanziellen Voraussetzungen zu schaffen. 

(5) Rechtsträger der Evangelischen Jugend in Bayern ist 
die Evangelisch-Luthetische Kirche in Bayern. Die Eigen­
ständigkeit der in Absatz 3 genannten Verbände wird davon 
nicht berührt. 

H. Abschnitt 

Arbeitsebenen der Evangelischen Jugend 

1. Evangelische Jugend in der lUrchengemeinde 

Nr. 2 

(1) Jugendarbeit in ihren verschiedenen Arbeitsformen ist 
eine unverzichtbare Aufgabe der Kirchengemeinde. Sie bie­
tet neben Gottesdienst und kirchlicher Bildung Möglichkei­
ten der Begegnung der Jugendlichen untereinander und der 
Zusammenarbeit mit der Erwachsenengemeinde. 

(2) Der Dienst der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mit­
arbeitende) in der Jugendarbeit und ihres Arbeitskreises ist 
Arbeit in der Gemeinde und von ihr zu begleiten und zu 
unterstützen. 

(3) Die Kirchengemeinde bildet in der Regel einen 
Jugendausschuß, der für die Jugendarbeit unbeschadet der 
Rechte des Kirchenvorstandes verantwortlich ist. 

Die Sitzungen des Jugendausschusses sind in der Regel 
öffentlich. 

(4) In seinen Aufgabenbereich fallen insbesondere: 

a) Planung und Koordiniernng der Jugendarbeit in der Kir­
chengemeinde, 

b) Beratung des Kirchenvorstandes in personellen Fragen· 
der Jugendarbeit, 

c) Beratung des Kirchenvorstandes bei der Bereitstellung 
der Finanzmittel für die Jugendarbeit, 

d) Verteilung der vom Kirchenvorstand für die Jugend­
arbeit zur Velfi.igung gestellten Gelder, sonstigen Mittel 
und Räume, 

e) Beratung des Kirchenvorstandes bei Konfliktfällen in 
und mit der Jugendarbeit. 

Auf Verlangen des Jugendausschusses werden der 
DekanatsjugendpfmTer bzw. die Dekanatsjugendpfane­
rin, der Dekanatsjugendreferent bzw. die Dekanats­
jugendreferentin und die Vorsitzenden des Dekanats­
jugendkonventes und der Dekanatsjugendkammer ein­
geschaltet. Der Jugendausschuß hält Verbindung zu den 
anderen Formen der Gemeindearbeit 



L 

90 AMTSBLATT Heft 2, 1995 

(5) Der Jugendausschuß wird auf die Dauer von zwei J ah­
ren gebildet. Ihm gehören ehrenamtlich, nebenamtlich und 
hauptberuflich Mitarbeitende in der Jugendarbeit und 
wenigstens ein Mitglied des Kirchenvorstandes an. Darüber 
hinaus sollen dem Jugendausschuß weitere Personen an­
gehören, deren Mitwirkung für die Jugendarbeit von Bedeu­
tung ist (z. B. Personen, die früher in der Jugendarbeit tätig 
waren, Eltern). Die Jugendvertreter und Jugendvertreterin­
nen werden von den Jugendlichen gewählt. 

Der Kirchenvorstand wählt die weiteren Vertreter und 
Vertreterinnen der Erwachsenen. Der Jugendausschuß kann 
insgesamt vier bis zehn Mitglieder umfassen; in der Zusam­
mensetzung ist auf Parität der Vertretungen der Jugend­
lichen und Erwachsenen zu achten. 

Die Mitglieder des Jugendausschusses müssen minde­
stens 14 Jahre alt sein. Sie sollen evangelisch sein oder einer 
anderen Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft cruist­
licher Kirchen (ACK) angehören. 

(6) Die erste Sitzqng des Jugendausschusses wird von 
einem Mitglied des Kirchenvorstandes einberufen. Der 
Jugendausschuß wählt aus seiner Mitte je eine Person für 
den Vorsitz und die Stellvertretung. 

Der bzw. die Vorsitzende des Kirchenvorstandes wird zu 
den Sitzungen eingeladen, soweit er bzw. sie nicht bereits 
dem Jugendausschuß angehört. 

(7) Der Dekanatsjugendpfaner bzw. die Dekanatsjugend-
. pfanerin, der Dekanatsjugendreferent bzw .. die Dekanats­
jugendreferentin und der bzw. die Vorsitzende des Deka­
natsjugendkonventes werden von allen Sitzungen in Kennt­
nis gesetzt. Sie sind berechtigt, an den Sitzungen teilzuneh­
men. 

(8) Benachbarte Kirchengemeinden können einen ge­
meinsamen Jugendausschuß bilden. Die Absätze 3 bis 7 gel­
ten entsprechend. 

(9) Wenn aus besonderen G1ünden ein Jugendausschuß 
nicht gebildet worden ist, soll der Kirchenvorstand zur Be­
ratung von Jugendfragen Vertreter und Vertreterinnen der 
Jugendarbeit bzw. des Kreises der Mitarbeitenden gemäß 
§ 40 Abs. 3 Buchst. b und c Kirchengemeindeordnung zu­
ziehen (Regelung über die Teilnahme an KV-Sitzungen). 

2. Evangelische Jugend im Delmnatsbezirk 

Nr. 3 

Aufbau 

Die Jugendarbeit auf der Ebene des Dekanatsbezirkes 
umfaßt alle Arbeitsformen und Aktivitäten, die von ihrer 
Aufgabenstellung her nicht nur auf (Gesamt-) Kirchenge­
meindeebene durchgeführt werden können. Die Zusammen­
arbeit geschieht in der Dekanatsjugendkammer und im 
Dekanatsjugendkonvent Die Zuständigkeit der Dekanats­
synode, des Dekanatsausschusses und des Dekans bzw. der 
Dekanirr bleiben davon unberührt. 

Nr.4 

Dekanatsjugendkammer 

(1) Die Dekanatsjugendkammer vertritt die Belange der 
evangelischen Jugendarbeit im Dekanatsbezirk Iru·e beson­
dere Aufgabe besteht darin, Verbindungen zwischen den 
verschiedenen Formen der gemeindlichen und überge­
meindlichen Jugendarbeit herzustellen und für den weiteren 
Aufbau der Jugendarbeit im Dekanatsbezirk Sorge zu tra­
gen .. 

Die Sitzungen der Dekanatsjugendkammer sind in der 
Regel öffentlich. 

(2) In iru·en Aufgabenbereich fallen außerdem: 

a) Mitwirkung bei der Anstellung der in der Jugendarbeit 
hauptberuflichen Jugendreferenten bzw. Jugendreferen­
tinnen und bei der Berufung des Dekanatsjugendpfarrers 
bzw. der DekanatsjugendpfmTerin (Nr. 8 Abs. 2 und 3), 

b) Planung gemeinsamer Aktionen und Veranstaltungen 
sowie der Fortbildung der Mitarbeitenden, 

c) Entscheidung über Konzeptions-, Planungs- und Struk­
turfragen der Jugendarbeit im Dekanatsbezirk. Die bei 
der Umsetzung betroffenen anderen Gremien im Deka­
natsbezirk werden berücksichtigt und sind einzubezie­
hen, 

d) Verbindung zu anderen Jugendorganisationen, 

e) la'itische Begleitung der Arbeit der hauptberuflichen 
Jugendreferenten bzw. Jugendreferentinnen und des 
Dekanatsjugendpfarrers bzw. der Dekanatsjugendpfar­
rerin, 

f) Entgegennahme des jährlichen Arbeitsbelichtes des 
Dekanatsjugendpfaners bzw. der Dekanatsjugendpfar­
relin und des Dekanatsjugendreferenten bzw. der Deka­
natsjugendreferentin, 

g) Verteilung der für die Jugendarbeit im Dekanatsbezirk 
zur Verfügung stehenden Gelder und anderer Mittel und · 
die Erstellung von Rahmenlichtlinien für ihre entspre­
chende Verwendung, 

h) Benennung von Vertretern und Vertreterinnen der 
Jugendarbeit für die Berufung in die Dekanatssynode 
gemäß § 4 Dekanatsbezirksordnung. 

(3) Die Dekanatsjugendkammer wählt die Delegierten 
der evangelischen Jugendarbeit in den Stadt- oder Kreis­
jugendring. Soweit in einem Dekanatsbezirk mehrere Stadt­
oder Landkreise vorhanden sind, erfolgt die Wahl unter 
vorheriger Anhörung der mitbetroffenen Dekanatsjugend­
kammer durch diejenige Dekanatsjugendkammer, in der die 
größere Gemeindegliederzahl vertreten ist. 

(4) Der Dekanatsjugendkammer gehören als Mitglieder 
an: 

a) bis zu sechs Vertreter bzw. Vertreterinnen des Deka­
natsjugendkonventes, 

b) der Dekanatsjugendpfaner bzw. die Dekanatsjugend­
pfanerin, 

c) der Dekanatsjugendreferent bzw. die Dekanatsjugend­
referentin, 

d) bis zu drei Mitarbeitende der Jugendm·beit im Dekanats­
bezirk unter besonderer Berücksichtigung der im Deka­
natsbezirk tätigen Verbände (vgl. Nr. 1 Abs. 3), Näheres 
regelt eine Geschäftsordnung, 

e) ein Vertreter bzw. eine Vertretelin des Dekanatsaus­
schusses. 

Wird im Dekanatsbezirk die Funktion des Dekanats­
jugendpfarrers bzw. der Dekanatsjugendpfarrerin von meh­
reren Pfarrern bzw. Pfan·erinnen wahrgenommen, so ist die 
Vertretung aus ihrer Mitte zu bestimmen. Für die Vertretung 
der Dekanatsjugendreferenten bzw. der Dekanatsjugendre­
ferentinnen gilt diese Regelung entsprechend. Die Zahl der 
unter Buchst. a) genannten Mitglieder soll der Zahl der 
unter Buchst b) bis e) genannten Mitglieder gleich sein. Die 
Mitglieder der Dekanatsjugendkammer sollen evangelisch 
sein UJ1d müssen einer der Mitgliedskirchen der ACK an­
gehören. Die Dekanatsjugendkammer wird auf die Dauer 
von zwei Jahren gebildet. 

(5) Die erste Sitzung beruft der Dekanatsjugendpfauer 
bzw. die Dekanatsjugendpfanerin ein. Die Dekanatsjugend-
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kammer wählt aus ihrer Mitte je eine Person für den Vorsitz 
und die erste und zweite Stellvertretung. Von den Sitzungen 
der Dekanatsjugendkammer werden das Amt für evangeli­
sche Jugendarbeit (Nr. 27) und der Dekan bzw. die Dekanin 
benachrichtigt. Er bzw. sie und eine Person aus dem Amt für 
evangelische Jugendarbeit sind berechtigt, an den Sitzungen 
teilzunehmen. 

(6) Die Dekanatsjugendkammer gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. 

(7) Ist die Dekanatsjugendkammer nicht gebildet, so 
übernimmt der Leitende Kreis des Dekanatsjugendkonven­
tes (Nr; 7 Abs. 2) die unter Nr. 4 Abs. 2 und Abs. 3 aufge­
führten Aufgaben. Er arbeitet dabei mit dem Dekanats­
jugendreferenten bzw. der Dekanatsjugendreferentin und 
dem Dekanatsjugendpfarrer bzw. der Dekanatsjugendpfar­
rerin zusammen. 

Nr..5 

Sondenegelungen für die Dekanatsbezirke 
München und Nürnberg 

(1) In den Dekanatsbezirken München und Nürnberg 
werden· neben den Dekanatsjugendkammern in den Pro­
dekanatsbezirken Regionaljugendkammern gebildet. 

(2) Die Zuständigkeit der Dekanatsjugendkammern be­
schränkt sich gemäß Nr. 4 Abs. 1 bis Abs. 3 auf Belange, die 
die Jugendarbeit im Dekanatsbezirk insgesamt betreffen. 

(3) Die Zusammensetzung der Regionaljugendkammern 
ergibt sich entsprechend aus Nr.4 Abs. 4. Dabei tritt an die 
Stelle des Begriffs »Dekanatsbezirk« der Begriff »Prodeka­
natsbezirk« (Region). 

(4) Den Dekanatsjugendkammern für den Bereich der 
Dekanatsbezirke München und Nürnberg gehQren abwei­
chend von der Regelung in Nr. 4 Abs. 4 als Mitglieder min­
destens an: 

a) je ein Vertreter bzw. eine Vertretetin der Regional­
jugendkonvente, zwei Vertreter bzw. Vertreterinnen des 
Dekanatsjugendkonvents (besteht kein Dekanatsjugend­
konvent, entsenden die Regionaljugendkonvente je zwei 
Personen), sowie je ein Vertreter bzw. eine Vertrete1in 
der Regionaljugendkammem, -

b) je ein Veltreter bzw. eine Vertrete1in der im Dekanats­
bezirk tätigen Verbände (vgl. Nr. 1 Abs. 3), 

c) der Dekanatsjugendpfarrer bzw. die Dekanatsjugend­
pfanerin oder eine stellvertretende Person, 

d) ein Dekanatsjugendreferent bzw. eine Dekanatsjugend­
referentin oder eine stellvertretende Person, 

e) zwei Personen aus dem Dekanatsausschuß. 

Nr. 4 Abs. 4 Satz 2und 3 gelten entsprechend. 

Bestehen aufDekanatsebene besondere vom Dekanatsbe­
zirk anerkannte Arbeitsbereiche der Jugendarbeit, so sollen 
diese in der Dekanatsjugendkammer zusätzlich angemessen 
vertreten sein. 

Es soll darauf geachtet werden, daß die ehrenamtlich Mit­
arbeitenden aus der Jugendarbeit in gleicher Zahl den übri­
gen Mitgliedern gegenüberstehen. Elforderlichenfalls soll 
durch die Dekanatsjugendkammer eine entsprechende Zu­
wahl erfolgen. 

(5) Zur Wahrnehmung der in Nr. 4 Abs. 2 Buchst. a auf­
geführten Aufgaben kann die Dekanatsjugendkammer im 
Einvernehmen mit dem Dekanatsausschuß einen Personal­
ausschuß bilden. 

(6) Zu den Sitzungen der Regionaljugendkammern wird 
der Dekanatsjugendpfaner bzw. die Dekanatsjugendpfarre-

rin oder eine von ihm bzw. ihr bestimmte Person (Dek:anats­
jugendreferent bzw. Dekanatsjugendreferentin) eingeladen. 

Nr. 6 

Dekanatsjugendkonvent 

-Aufgaben-

(1) Der Dekanatsjugendkonvent dient als das Delegier­
tentreffen der Evangelischen Jugend im Bereich eines 
Dekanatsbezirkes dem Erfahrungsaustausch und der Förde­
rung der praktischen Jugendarbeit. Zugleich ist er ein 
Forum, durch das die junge Generation unserer Kirche 
Orientierung sucht und gegebenenfalls zu Problemen des 
kirchlichen, gesellschaftlichen und politischen Lebens Stel­
lung nehmen kann. 

(2) Weitere Schwerpunkte der Arbeit des Dekanats­
jugendkonventes sind: 

a) christlichen Glauben einüben und angesichts der jewei­
ligen Situation der Jugendlichen richtungsweisend und 
sachgemäß verkündigen, 

b) E1iahrungsaustausch innerhalb der verschiedenen Be­
reiche der evangelischen Jugendarbeit, 

c) Durchführung eigener Veranstaltungen in Absprache 
mit der Dekanatsjugendkammer, 

d) jährliche Projektauswahl unter Berücksichtigung der 
vom Landesjugendkonvent vorgeschlagenen Projekte 
(Nr. 21 Abs. 2 Buchst. d), 

e) Anregung für die Tätigkeit der ehrenamtlich Mitarbei­
tenden in den verschiedenen Arbeitsfeldern der Jugend­
arbeit, 

f) Anregung von Maßnahmen der Fortbildung für die Mit-
arbeitenden, 

g) Anregung gemeinsamer Aktionen, 

h) Anregung ökumenischer Aktivitäten, 

i) Kontaktpflege mit dem Dekanatsjugendpfaner bzw. der 
Dekanatsjugendpfarrerin und dem Dekanatsjugendrefe­
renten bzw. der Dekanatsjugendreferentin, 

j) Wahl der Delegierten für die Dekanatsjugendkammer 
und den Landesjugendkonvent, Entgegennahme der Be-
lichte. · 

(3) Der Dekanatsjugendkonvent gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. 

Nr. 7 

Dekanatsjugendkonvent 

-Zusammensetzung-

(1) Der Dekanatsjugendkonvent setzt sich aus ehrenamt­
lich Mitarbeitenden zusammen. Jede Kirchengemeinde ent­
sendet zwei stimmberechtigte Delegierte, die von den 
Jugendvertretungen im Jugendausschuß gewählt werden. 

Besteht. kein Jugendausschuß, werden die Delegierten 
vom Kreis der Mitarbeitenden oder - wenn nicht vorhan­
den- von den Jugendgruppen direkt gewählt. In Ausnahme­
fällen können die Delegierten auch vom Kirchenvorstand 
benannt werden. 

Die im Dekanatsbezirk tätigen übergemeindlichen Zu­
sammenschliisse evangelischer Jugend (z. B. Verbands­
jugend, Treffpunktarbeit, offene Formen der Jugendarbeit) 
können je bis zu zwei weitere stimmberechtigte Delegierte 
entsenden. Gäste können teilnehmen. 

(2) Der aus der Mitte des Dekanatsjugendkonventes zu 
wählende Leitende Kreis vertritt den Dekanatsjugendkon-
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vent zwischen den Tagungen und bereitet diese vor. Ihm 
gehören der bzw. die Vorsitzende und der bzw. die stellver­
tretende Vorsitzende und bis zu vier weitere Mitglieder an. 

(3) Amtszeit und Wahlmodus werden in der Geschäfts­
ordnung festgelegt. 

Nr. 8 

Dekanatsjugendpfarrer bzw. Dekanatsjugendpfarre1in 

(1) Der Auftrag des Dekanatsjugendpfarrers bzw. der 
Dekanatsjugendpfanerin gilt der jungen Generation im 
Dekanatsbezirk Er bzw. sie arbeitet mit der Dekanats­
jugendkammer, dem Dekanatsjugendreferenten bzw. der 
Dekanatsjugendreferentin und den anderen Mitarbeitenden 
zusammen. 

(2) Die hauptberuflichen Dekanatsjugendpfaner bzw. 
Dekan·atsjugendpfarrerinnen werden vom Landeskirchenrat 
im Benehmen mit der Dekanatsjugendkammer und dem 
Dekanatsausschuß ernannt. Die nebenberuflichen Deka­
natsjugendpfaner bzw. Dekanatsjugendpfanerinnen wer­
den vom Dekanatsausschuß im Einvernehmen mit der 
Dekanatsjugendkammer und nach Anhörung des Pfarrkapi­
tels auf drei Jahre ernannt. 

Wenn es die Situation elfordert, können die Aufgaben 
des Dekanatsjugendpfarrers bzw. der Dekanatsjugendpfar­
rerin von mehreren Pfanern bzw. Pfanerinnen walu·genomc 
men werden. Ihre Aufgaben als Dekanatsjugendpfaner bzw. 
Dekanatsjugendpfarrerinnen sind bei der Diensteinteilung 
zu berücksichtigen. 

(3) Der Dekanatsjugendpfarrer bzw. die Dekanatsjugend­
pfmTerin ·unterstützt alle im Dekanatsbezirk vorhandenen 
Arbeitsformen und Aktivitäten evangelischer Jugendm·beit 
einschließlich der im Dekanatsbezirk tätigen Jugendver­
bände nach Nr. 1 Abs. 3. Er bzw. sie legt der Dekanats­
jugendkammer jährlich einen Arbeitsbericht vor (Nr. 4 
Abs. 2 Buchst. f) und übersendet diesen dem Amt für evan­
gelische Jugendarbeit. 

( 4) Der Dekanatsjugendpfaner bzw. die Dekanatsjugend­
pfmTerin hat im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen 
das Recht und die Pflicht, sich fachlich fortzubilden. Bei der 
Fortbildung sind die Aufgaben der Jugendarbeit besonders 
zu berücksichtigen. 

Nr. 9 

Dekanatsjugendreferent bzw. Dekanatsjugendreferentin, 
weitere hauptberufliche Jugendreferenten bzw. 

Jugendreferentinnen 

(1) Der Auftrag des Dekanatsjugendreferenten bzw. der 
Dekanatsjugendreferentin gilt der jungen Generation im 
Dekanatsbezirk Er bzw. sie arbeitet mit der Dekanats­
jugendkammer, dem Dekanatsjugendpfarrer bzw. der Deka­
natsjugendpfanerin und den anderen Mitarbeitenden zu­
sammen. Insbesondere ist er bzw. sie der evangelischen 
Jugendarbeit im Dekanatsbezirk zugewiesen. 

(2) Der Dekanatsjugendreferent bzw. die Dekanats­
jugendreferentin wird im Einvernehmen mit der Dekanats­
jugendkammer vom Anstellungsträger angestellt. Der 
Dienst richtet sich nach der Dienstanweisung (bzw. Dienst­
ordnung), die der Dekanatsausschuß im Einvernehmen mit 
der Dekanatsjugendkanuner erläßt. 

(3) Der Dekanatsjugendreferent bzw. die Dekanats­
jugendreferentin unterstützt alle im Dekanatsbezirk vorhan­
denen Arbeitsformen und Aktivitäten der evangelischen 
Jugendarbeit einschließlich der im Dekanatsbezirk tätigen 
Jugendverbände nach Nr. 1 Abs. 3. Er bzw. sie berät die 
Jugendausschüsse (Nr. 2) und die Kirchenvorstände in Fra-

gender Jugendarbeit. Er bzw. sie hält Verbindung mit dem 
Amt für evangelische Jugendarbeit. Er bzw. sie legt der 
Dekanatsjugendkammer jährlich einen Arbeitsbericht vor 
(Nr. 4 Abs. 2 Buchst. f) und übersendet diesen dem Amt für 
evangelische Jugendarbeit. 

(4) Der Dekanatsjugendreferent bzw. die Dekanats­
jugendreferentin hat im Rahmen der allgemeinen Bestim­
mungen das Recht und die Pflicht, sich fachlich fortzubil­
den. Bei der Fortbildung sind die Aufgaben der Jugend­
arbeit besonders zu berücksichtigen. 

(5) Die Anstellung von Regionaljugendreferenten bzw. 
Regionaljugendreferentinnen in den Dekanatsbezirken 
München und Nürnberg e1iolgt in entsprechender Anwen­
dung der Bestimmungen unter Nr. 5 Abs. 2. 

(6) Weitere für den Dekanatsbezirk tätige Jugendreferen­
ten bzw. Jugendreferentinnen werden nach Anhörung der 
Dekanatsjugendkammer vom Anstellungsträger angestellt. 
Die Dienstanweisung (bzw. Dienstordnung) wird vom An­
stellungsträger nach Anhörung der Dekanatsjugendkammer 
erlassen. 

Das Recht und die Pflicht zur fachlichen Fortbildung gilt 
im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen. Die Aufgaben 
der Jugendarbeit sind besonders zu berücksichtigen. 

Nr. 10 

Benachbarte Dekanatsbezirke 

Benachbarte Dekanatsbezirke können gemeinsam eine 
Dekanatsjugendkammer und einen Dekanatsjugendkonvent 
bilden sowie gemeinsam einen Dekanatsjugendpfaner bzw. 
eine Dekanatsjugendpfarrelin und einen Dekanatsjugend­
referenten bzw. eine Dekanatsjugendreferentin berufen. Die 
Nrn. 4, 6 bis 9 gelten entsprechend. Die Zahl der Mitglieder 
der Dekanatsjugendkammer (Nr. 4 Abs. 4) wird in einem 
solchen Falle nicht erhöht. 

Nr. 11 

Regionaljugendkonvente 

In den Prodekanatsbezirken können zusätzlich Regionai­
jugendkonvente gebildet werden, für die die Bestimmungen 
der Nrn. 6 bis 9 entsprechend gelten. 

3. Evangelische Jugend im Kirchenkreis 

Nr. 12 

Kirchenkreiskonferenz 
(Regionalkonferenz) 

(1) Im Bereich der Kirchenkreise sollen Kirchenkreis­
konferenzen gebildet werden. Ihnen gehören ehrenamtlich, 
neben- und hauptberuflich Mitarbeitende als Vertretung der 
Dekanatsbezirke sowie Vertreter bzw. Vertreterinnen der 
im Kirchenkreis tätigen evangelischen Jugendverbände 
(Nr. 1 Abs. 3) an. 

(2) Die Kirchenkreiskonferenz dient dem Erfahrungsaus­
tausch, der Behandlung gemeinsamer Angelegenheiten 
sowie der Planung von Aktivitäten auf Kirchenkreisebene. 

(3) Die Kirchenkreiskonferenz vertritt die Evangelische 
Jugend im Regierungsbezirk gegenüber dem Bezirk und 
dem Bezirksjugendling. Sie wählt die Delegierten für den 
Bezirksjugendringausschuß und hält Kontakt zu dem BDKJ 
der jeweiligen Diözese. Über die Zuordnung zu den Regie­
rungsbezirken und den Diözesen und gegebenenfalls das 
Zusammenwirken von Kirchenkreiskonferenzen finden ge­
sonderte Absprachen im Einvernehmen mit der Landes­
jugendkammer statt. 
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( 4) Die Kirchenlu-eiskonferenz wählt einen Geschäfts­
führenden Ausschuß, der zusammen mit dem bzw. der Kir­
chenkreisbeauftragten des Amtes für evangelische Jugend­
arbeit zu den Konferenzen einlädt. Der Kreisdekan bzw. die 
K.reisdekanin wird zu den Konferenzen eingeladen und über 
die Tagesordnung und das Protokoll unterrichtet. Für die 
erstmalige Einberufung wird das Amt für evangelische 
Jugendarbeit beauftragt. 

(5) Die Kirchenla"eiskonferenz gibt sich eine Geschäfts­
ordnung bezogen auf die im Kirchenkreis gegebenen 
Arbeitsstrukturen und Arbeitsmöglichkeiten. Soweit erfor­
derlich, können die Aufgaben auch kirchenlaeisübergrei­
fend wahrgenommen werden. 

HI. Abschnitt 

Organe der Evangelischen Jugend in Bayern 

1. Landesjugendkammer 

Nr. 13 

Aufgaben 

(1) In der Landesjugendkammer ist die Evangelische 
Jugend in Bayern zur Wahrnehmung ihrer gesamtkirch­
lichen Verantwortung zusammengeschlossen. Die Landes­
jugendkammer berät die kirchenleitenden Organe in Grund­
satzfragen der Jugendarbeit, wie sie sich insbesondere im 
Blick auf Gemeinde und Gesellschaft, Gottesdienst und 
Diakonie, Ökumene und Weltmission stellen. Sie vertritt die 
gemeinsamen Belange der evangelischen Jugendarbeit 
gegenüber der Öffentlichkeit. 

Die Sitzungen der Landesjugendkammer sind in der 
Regel öffentlich. 

(2) In den Aufgabenbereich der Landesjugendkammer 
fallen außerdem: 

a) Beratung und Beschlußfassung über Grundlinien und 
Arbeitsschwerpunkte der evangelischen Jugendarbeit in 
Zusammenwirken mit dem Landesjugendpfarrer bzw. 
der Landesjugendpfanerin, 

b) Anregung und Planung gemeinsamer Veranstaltungen 
sowie von Arbeitsvorhaben, 

c) Zusammenarbeit mit den ehrenamtlich Mitarbeitenden 
(Landesjugendkonvent), den neben- und hauptberuflich 
Mitarbeitenden CLandeskonferenz der hauptberuflichen 
Jugendreferenten und Jugendreferentinnen und Lan­
deskonferenz der Dekanatsjugendpfarrer und Dekanats­
jugendpfarrerinnen), den Verbänden und dem Amt für 
evangelische Jugendarbeit, 

d) Mitwirkung bei der Bestellung der Leitung und stellver­
tretenden Leitung des Amtes für evangelische Jugend­
arbeit gern. Nr. 29, 

e) Entscheidung über die Verteilung der Mittel des Sonder­
haushaltes der Evangelischen Jugend in Bayern (Nr. 31 
Abs. 3) in Fol'm von Richtlinien sowie über die Auftei­
lung der für die Gremienarbeit auf Landes- und Kir­
chenla"eisebene im Haushalt des Amtes für evangelische 
Jugendarbeit bereitgestellten Grundbeträge (Nr. 31 
Abs. 2) und Stellungnahme zu den jeweils im Haushalt 
des Amtes für evangelische Jugendarbeit veranschlagten 
Grundbeträgen für die Gremienarbeit auf Landes- und 
Kirchenkreisebene sowie zu den veranschlagten Mitteln 
zur Förderung einzelner Arbeitsbereiche der evange­
lischen Jugendarbeit, 

f) Entgegennahme des jährlichen Arbeitsberichtes und der 
Jahresplanung des Amtes für evangelische Jugendarbeit, 

g) Wahl der Delegierten der Evangelischen Jugend in 
Bayern in kirchliche und andere Gremien (z. B. AEJ, 
BJR), 

h) Verbindung zu anderen Jugendverbänden, 

i) Zusammenarbeit mit kirchlichen Werken und Institutio­
nen sowie der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen 
Jugend in der Bundesrepublik Deutschland (AEJ), 

j) Öffentlichkeitsarbeit, 

k) Stellungnahme zu jugendpolitischen Fragen, 

I) Erstellung von Kriterien, nach denen auch Gruppierun­
gen und freie Träger der Jugendarbeit der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern durch die kirchlichen 
Förderprogramme bezuschußt werden können. 

Nr. 14 

Mitglieder 

(1) Der Landesjugendkammer gehören als Mitglieder an: 

a) elf Delegierte des Landesjugendkonventes (vgl. Ab­
satz 6 und Nm. 20 bis 24), 

b) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin des Christlichen 
Jugendbundes in Bayern (CJB), 

c) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin des Christlichen 
Vereins Junger Menschen (CVJM) - Landesverband 
Bayern e.V., 

d) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der Evangelischen 
Jugendsozialarbeit e.V. (EJSA), 

e) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin der Evangelischen 
Landjugend in Bayern (ELJ), 

f) ein Vertreter bzw. eine Vertretetin des Jugendbundes 
»Entschieden für Christus« (EC) - Landesverband 
Bayern, 

g) ein Vertreter bzw. eine V ertreterin des V erbaudes 
Christlicher Pfadfinderinnen und Pfadfinder (VCP) -
Landesverband Bayern, 

h) zwei Vertreterbzw. zwei Vertreterinnen der Landeskon­
ferenz der hauptberuflichen Jugendreferenten und 
Jugendreferentinnen, 

i) zwei Vertreter bzw. zwei Vertreterinnen der Landeskon­
ferenz der Dekanatsjugendpfaner und Dekanatsjugend­
pfanerinnen, 

j) der Landesjugendpfaner bzw. die Landesjugendpfarre­
rin. 

(2) Für die Mitglieder sind Vertreter bzw. Vertreterinnen 
zu bestellen. 

(3) Zu den Sitzungen der Landesjugendkammer werden 
eingeladen: 

a) zwei Mitglieder der Landessynode, 

b) zwei vom Landeskirchenrat Beauftragte, 

c) der Leiter bzw. die Leiterin des Studienzentrums für 
evangelische Jtigendarbeit in Josefstal (oder eine stell­
vertretende Person), 

d) eine Person aus dem Kreis der Delegierten der Evange­
lischen Jugend im Bayelischen Jugendring, 

e) ein Vertreter bzw. eine Vertreterin aus dem Geschäfts­
führenden Vorstand der Landesstelle für katholische 
Jugendarbeit, 

f) je.ein Vertreter bzw. eine Vertreterirt jeder nach Nr. 16 
Abs. 1 neu anerkannten Gruppierungen, solange keine 
Stimmberechtigung nach Nr. 14 Abs. 1 gegeben ist. Sie 
nehmen an den Sitzungen beratend teil. 
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(4) Die Referenten und Referentinnen des Amtes für 
evangelische Jugendarbeit werden durch die Zustellung der 
Tagungsunterlagen über die Beratungen informiert und kön­
nen mit Zustimmung des Landesjugendpfarrers bzw. der 
Landesjugendpfarrerin an den Beratungen ihres Arbeitsbe­
reiches ohne Stimmrecht teilnehmen. 

(5) Darüber hinaus können Sachverständige sowie Ver­
treter bzw. Vertreterinnen anderer Jugendorganisationen 
vom Geschäftsführenden Ausschuß (Nr. 18) zu Sitzungen 
der Landesjugendkammer eingeladen werden. 

(6) Der Landesjugendkonvent wählt seine Delegierten 
aus seiner Mitte in die Landesjugendkammer. Die unter 
Abs. 1 Buchst. b bis i genannten Mitglieder werden von den 
entsendenden Verbänden und Landeskonferenzen be­
stimmt. 

(7) Die Mitglieder der Landesjugendkammer müssen der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern angehören. 

Nr. 15 

Amtszeit 

Die Landesjugendkammer wird alle drei Jahre neu gebil­
det. 

Nr. 16 

Beschlüsse über die Anerkennung neuer Gruppierungen 

- (1) Die Landesjugendkammer beschließt über die Aner-
kennung neuer Gruppierungen der Evangelischen Jugend in 
Bayern. 

(2) Bei Beschlüssen über landesweit tätige Gruppierun­
gen im Sinne der Nr. 1 Abs. 3 ist auch das Vertretungsrecht 
in den Gremien der Evangelischen Jugend in Bayern zu 
regeln. 

(3) Beschlüsse über den Ausschluß von eigenständigen 
Zusammenschlüssen im Sinne der Nr. 1 Abs. 3 bedürfen 
einer Mehrheit ~on zwei Dritteln der Mitglieder der Landes­
jugendkammer. 

(4) Beschlüsse nach Absatz 1 und 2 werden mit Zustim­
mung des Landeskirchenrates rechtswirksam 

(5) Arbeitsgemeinschaften unterliegen dieser Regelung 
nicht. 

Nr. 17 

Vorsitz, Zusammentreten, Beschlußfähigkeit, 
Geschäftsordnung 

(1) Die Landesjugendkammer wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden bzw. eineVorsitzende sowie einen stellvertre­
tenden Vorsitzenden bzw. eine stellvertretende Vorsitzende. 

(2) Der oder die Vorsitzende beruft die Landesjugend­
kammer mindestens zweimal im Jahr ein. Die Landes­
jugendkammer ist einzuberufen, wenn dies von mindestens 
einem Drittel der Mitgliede( unter Angabe des Grundes ver­
langt wird. 

(3) Die Landesjugendkammer ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder an­
wesend ist. 

(4) Die Landesjugendkammer gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. Sie faßt ihre Beschlüsse im Regelfall mit Stim­
menmehrheit. Ein Verhandlungsgegenstand kann von Mit­
gliedem zur Grundsatzfrage erldärt werden, wenn ihr 
Selbstverständnis in Frage gestellt wird. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung. 

Nr. 18 

Geschäftsführender Ausschuß 

(1) Die Landesjugendkammer bildet einen Geschäfts­
führenden Ausschuß. Er setzt sich zusammen aus: 

a) dem oder der Vorsitzenden der Landesjugendkammer, 

b) dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden der Lan­
desjugendkammer, 

c) vier von der Landesjugendkammer zu wählenden Mit­
gliedern. 

(2) Der Geschäftsfuhrende Ausschuß bereitet die Sitzun­
gen der Landesjugendkammer vor und sorgt für die weitere 
Behandlung ihrer Beschlüsse. Er kann sich dabei zur Unter­
stützung an das Amt für evangelische Jugendarbeit wenden. 

(3) Ist der Landesjugendpfaner bzw. die Landesjugend­
pfarrerin nicht Mitglied des Geschäftsführenden Ausschus­
ses nach Absatz 1, so nimmt er bzw. sie beratend an den Sit­
zungen teil. 

Nr. 19 

Beratende Ausschüsse 

Für bestimmte Sachaufgaben kann die Landesjugend­
kammer beratende Ausschüsse bilden, die sachkundige Per­
sonen beiziehen können. 

2. Landesjugendkonvent 

Nr. 20 

Mitgliedschaft 

Der Landesjugendkonvent ist das Delegiertentreffen der 
Ehrenamtlichen in der Evangelischen Jugend in Bayern. Die 
Delegierten sollen zum Zeitpunkt der Benennung noch nicht 
27 Jahre alt sein. Die Delegierten vertreten die ehrenamt­
liche Jugendarbeit ihres Dekanatsbezirkes bzw. ihres Lan­
desverbandes. 

Nr. 21 

Aufgaben 

(1) Der Landesjugendkonvent will jungen Menschen auf 
dem Weg zur Einübung des Glaubens helfen. Er will dazu 
beitragen, daß das Wort Gottes in unserer Welt sachgemäß 
und richtungsweisend verkündigt wird. Zugleich ist er ein 
Forum, durch das die junge Generation unserer Kirche zu 
Problemen des kirchlichen, gesellschaftlichen und politi­
schen Lebens Stellung nimmt. Er versteht sich als Zusam­
menschluß junger Christen, in dem nach demokratischer 
Ordnung ve1fahren wird. 

(2) Weitere Schwerpunkte der Arbeit des Landesjugend­
konventes sind: 

a) Er{twicldung von Zielvorstellungen für die evangelische 
Jugendarbeit, 

b) Elfahrungsaustausch der Mitarbeitenden in den ver­
schiedenen Bereichen der Evangelischen Jugend in 
Bayern über Formen, Ziele und Aufgaben der Jugend­
arbeit, über bestimmte Aktionen und Experimente und 
über andere Sachfragen dieser Art, 

c) Anregung und Hilfestellung für die Mitarbeitenden in 
der Jugendarbeit, 

d) Auswahl der Projektvorschläge (Jugenddanlcopfer), 

e) Wahl der Delegierten für die Landesjugendlcammer, 
Entgegennahme der Berichte, 

f) Zusammenarbeit mit der Landesjugendkammer und 
dem Amt für evangelische Jugendarbeit, 

' 

' 
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g) Anregung und Planung von Veranstaltungen und 
Arbeitsvorhaben. 

Nr. 22 

Vorsitz, Zusammentreten, Geschäftsordnung 

(1) Der Landesjugendkonvent wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden bzw. eine Vorsitzende sowie bis zu zwei 
stellvertretende Vorsitzende. 

(2) Der Landesjugendkonvent wird auf die Dauer von 
zwei Jahren gebildet. Er tagt in der Regel einmal im Jahr. 

(3) Der Landesjugendkonvent gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. 

Nr. 23 

Zusammensetzung des Landesjugendkonventes 

(1) Die Evangelische Jugend jedes Dekanatsbezirks ent­
sendet in den Landesjugendkonvent bis zu zwei stilrunbe­
rechtigte Delegierte. Jeder Prodekanatsbezirk entsendet zu­
sätzlich bis zu zwei stimmberechtjgte Delegierte. 

Der Dekanatsjugendkonvent wählt seine Delegierten. Be­
steht ein gemeinsamer Dekanatsjugendkonvent für mehrere 
Dekanatsbezirke (Nr. 10), wählen die Delegierten aus den 
jeweiligen Dekanatsbezirken ihre Delegierten im Landes­
jugendkonvent Besteht kein Dekanatsjugendkonvent, be­
stimmt der Dekanatsausschuß nach Anhörung des Deka­
natsjugendpfarrers bzw. der Dekanatsjugendpfauerin die 
Delegierten. 

(2) Die in Nr. 1 Abs. 3 aufgeführten Landesverbände oder 
nach Nr. 16 anerkannten landesweit tätigen Gruppierungen 
entsendenjeweils bis zu vier stimmberechtigte Delegierte in 
den Landesjugendkonvent 

(3) Die Mitglieder der Landesjugendkammer, die Vertre­
ter bzw. Vertreterinnen des Amtes für evangelische Jugend­
arbeit und die Beauftragten des Landeskirchenrates haben 
das Recht, an den Tagungen des Landesjugendkonventes 
beratend teilzunehmen. 

Nr. 24 · 

Leitender Kreis 

(1) Der Leitende Kreis besteht aus neun Personen. Der 
bzw. die Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzen­
den gehören dem Leitenden Kreis an. Die weiteren Mitglie­
der des Leitenden Kreises werden vom Landesjugendkon­
vent aus seiner Mitte gewählt. Eine Stellvertretung im Lei­
tenden Kreis findet nicht statt. Scheidet ein Mitglied aus, so 
erfolgt eine Neuwahl bei der nächsten Tagung des Landes­
jugendkonventes. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

(2) Der Leitende Kreis bereitet die Tagungen vor, vertritt 
den Landesjugendkonvent zwischen den Tagungen und 
vollzieht seine Beschlüsse. Er legt darüber Rechenschaft ab. 

(3) Der Landesjugendkonvent kann beratende Aus­
schüsse einsetzen. Beschlußzuständigkeiten können nicht 
auf Ausschüsse übertragen werden. Näheres regelt die Ge­
schäftsordnung. 

3. Landeskonferenzen 

Nr. 25 

Landeskonferenz der hauptberuflichen Jugendreferenten 
und Jugendreferentinnen 

für die kirchliche Jugendarbeit 

(1) Die Landeskonferenz der hauptberuflichen Jugend­
referenten und Jugendreferentinnen dient dem Erfahrungs-

austausch, der Fortbildung und der Vertretung berufsspezi­
fischer Interessen. 

Sie entwickelt zusammen mit dem Amt für evangelische 
Jugendarbeit Zielvorstellungen für die evangelische 
Jugendarbeit. Sie tritt in der Regel jährlich einmal zusam­
men. 

(2) Die Landeskonferenz wählt aus ihrer Mitte einen Ge­
schäftsführenden Ausschuß, der aus sieben Mitgliedern be­
steht. 

Der Geschäftsführende Ausschuß bereitet ihre Tagungen 
vor, vertritt die Landeskonferenz zwischen den Tagungen, 
vollzieht ihre Beschlüsse und legt darüber Rechenschaft ab. 

(3) Die Landeskonferenz wählt die zwei Delegierten in 
die Landesjugendkammer und nimmt weitere Vertretungen 
wahr. 

( 4) Die Landeskonferenz gibt sich eine Geschäftsord­
nung. 

Nr. 26 

Landeskonferenz der DekanatsjugendpfmTer 
und DekanatsjugendpfmTerinnen 

(1) Die Landeskonferenz der haupt-und nebenamtlichen 
Dekanatsjugendpfauer und Dekanatsjugendpfanerinnen 
dient dem Erfahrungsaustausch, der Fortbildung und der 
Interessenvertretung. 

Sie entwickelt zusmmnen mit dem Amt für evangelische 
Jugendarbeit Zielvorstellungen für die evangelische 
Jugendarbeit. Sie tritt in der Regel jährlich einmal zusam­
men. 

(2) Die Landeskonferenz wählt aus ihrer Mitte einen Ver­
trauensrat, der aus sieben Mitgliedern besteht. Der Ver­
trauensrat bereitet ihre Tagungen vor, vertritt die Lan­
deskonferenz zwischen den Tagungen, vollzieht ihre 
Beschlüsse und legt darüber Rechenschaft ab. 

(3) Die Landeskonferenz wählt die zwei Delegierten in 
die Landesjugendkammer. 

(4) Die Landeskonferenz gibt sich eine Geschäftsord­
nung. 

IV. Abschnitt 

Amt für Jugendarbeit 
der Evangelisch-Lutherischen' Kirche in Bayern 

Nr. 27 

Arbeitsbereich und Aufgaben 

(1) Der Arbeitsbereich des Amtes für Jugendarbeit der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Kurzfassung: 
Amt für evangelische Jugendm·beit) umfaßt die gesamte 
Jugendarbeit innerhalb der Evangelisch-Luthe1ischen Kir­
che in Bayern. Das Amt für Jugendarbeit nimmt auch ge­
schäftsfülu·ende Tätigkeiten für die. »Evangelische Jugend 
in Bayern« wahr. 

(2) Das Amt für evangelische Jugendarbeit untersteht 
unmittelbar dem Landeskirchenrat Es hat seinen Sitz in 
Nürnberg. 

(3) Zu seinen Aufgaben gehört insbesondere: 

a) Anregung, Förderung und Begleitung evange­
lischer Jugendarbeit in allen Bereichen des kirchlichen 
Lebens sowie Förderung des Verständnisses und der 
Verantwortung für die Jugendarbeit bei kirchlichen Gre­
mien und Einrichtungen, 
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b) Entwicldung und Begleitung sach- und zeitgemäßer 
Arbeitsformen und Arbeitshilfen für die Verkündigung 
in der evangelischen Jugendarbeit, 

c) Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen den ehren­
amtlich, den neben- und hauptberuflich Mitarbeitenden 
(Jugendreferenten und Jugendreferentinnen, Dekanats­
jugendpfaner und DekanatsjugendpfmTerinnen) sowie 
der Arbeit der kirchlichen Gremien der Jugendarbeit, 
besonders der Landesjugendkammer, im Rahmen der 
Gesamtverantwortung des Amtes, 

d) Studienarbeit zu Inhalten der Jugendarbeit, Erarbeitung 
von pädagogischen Arbeitshilfen und Modellen unter 
Berücksichtigung der Lebensbedingungen, Einstellun­
gen und Verhaltensweisen junger Menschen, 

e) Anleitung für die Gewinnung, Beratung und Fortbildung 
von ehrenamtlich, neben- und hauptberuflich Mitarbei­
tenden sowie Vorbereitung und Durchführung eigener 
Fortbildungsveranstaltungen, 

f) Beratung der Landesjugendkammer, des Landesjugend­
konventes und der zwei Landeskonferenzen sowie 
Unterstützung bei deren Geschäftsführung, 

g) Unterstützung der Jugendarbeit in den Kirchenkreisen 
(Kirchenkreisbeauftragte ), 

h) Information der Öffentlichkeit über die evangelische 
Jugendarbeit, 

i) Vorbereitung und Vollzug des Haushaltsplanes des 
Amtes für evangelische Jugendarbeit und des Sonder­
haushaltes der Evangelischen Jugend in Bayern (vgl. 
Nr. 13 Abs. 2 Buchst. f und Nr. 31) sowie Zuschuß­
bearbeitung nach den jeweils geltenden Richtlinien, 

j) Förderung der Zusammenarbeit mit anderen kirchlichen 
Organisationen, die über das Gebiet der Landeskirche 
hinaus tätig sind, insbesondere der Arbeitsgemeinschaft 
der Evangelischen Jugend in der Bundesrepublik 
Deutschland (AEJ), den ökumenischen Institutionen, 

· insbesondere mit dem Ökumenischen Jugendrat in 
Bayern, sowie anderen Organen der Jugendarbeit, insbe­
sondere dem Bayerischen Jugendring, 

k) Förderung ökumenischer und internationaler Begegnun­
gen, 

l) Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltungen 
für die Evangelische Jugend in Bayern, 

m) Information und Beratung der kirchenleitenden Organe 
in Grundsatzfragen der Jugendarbeit und gutachtliche 
Stellungnahme zu Anträgen, 

n) Vorlage des jährlichen Arbeitsberichtes und der Jahres­
planung an die Landesjugendkammer (Nr. 13 Abs. 2 
Buchst. f). 

Das Amt für evangelische Jugendarbeit hält bei der 
Durchführung seiner Aufgaben Kontakt mit der Landes­
jugendkammer. 

(4) Die Zuständigkeit für die einzelnen Aufgaben des 
Amtes für evangelische Jugendarbeit werden in einem Ge­
schäftsverteilungsplan festgelegt, der unter Beteiligung des 
Amtes für evangelische Jugendarbeit vom Landeskirchenrat 
erlassen wird. Hierbei ist die Landesjugendkammer im Rah­
men ihrer Kompetenzen (Nr. 13 Abs. 2 Buchst. a) einzube­
ziehen. 

Nr. 28 

Der Landesjugendpfarrer 
bzw. die Landesjugendpfanerin 

(1) Der Landesjugendpfaner bzw. die Landesjugendpfar­
rerin trägt als Leiter bzw. Leiterin des Amtes für evange-

lische Jugendarbeit gegenüber dem Landeskirchenrat die 
Verantwortung dafür, daß es seine Aufg~ben im gesamt­
kirchlichen Interesse wahrnimmt und die evangelische 
Jugendarbeit als eine besondere Form gemeindlichen 
Lebens nach Kräften fördert. Bei der Wahrnehmung seiner 
bzw. ihrer Aufgaben sind die Aufgaben der Gremien (insbe­
sondere Nr. 13, Nr. 21) zu berücksichtigen. 

Dem Landesjugendpfarrer bzw. der Landesjugendpfarre­
rin sind demgemäß folgende Aufgaben zugewiesen: 

a) Verkündigung und seelsorgerliebes Handeln in der 
Jugendarbeit, 

b) Dienstaufsicht über die Beschäftigten des Amtes für 
evangelische Jugendarbeit, 

c) Entwicldung von Fonnen und Inhalten evangelischer 
Jugendarbeit und deren theologischer Verantwortung im 
Zusammenwirken mit den Gremien der Evangelischen 
Jugend in Bayern, 

d) Koordinierung der in der evangelischen Jugendarbeit 
tätigen Kräfte zu gemeinsamem Handeln, 

e) W ahrnelunung der Interessen der Jugendarbeit im Be­
reich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, 

f) Sorge für eine angemessene Vertretung der evange­
lischen Jugendarbeit in allen Gremien, die durch ihre 
Zusammensetzung und ihre Zuständigkeit den Bereich 
der Evangelisch-Lutherischen· Kirche in Bayern über­
schreiten. 

(2) Der Landesjugendpfmrer bzw. die Landesjugendpfar­
rerin hält in allen grundsätzlichen Fragen Kontakt zum Lan­
deskirchenrat und legt ihm einmal im Jahr einen Arbeits­
bericht vor. 

Nr. 29 

Ernennung von Beschäftigten im Amt 
für evangelische Jugendarbeit 

(1) Der Landesjugendpfarrer bzw. die Landesjugendpfar­
rerin und der Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin werden 
vom Landeskirchenrat im Benehmen mit der Landesjugend­
kammer ernannt. 

(2) Die Referenten und Referentinnen und der Geschäfts­
führer bzw. die Geschäftsführerin im Amt für evangelische 
Jugendarbeit werden vom Landeskircheru-at ernannt. Die 
Vorverhandlungen werden von dem Landesjugendpfarrer 
bzw. von der Landesjugendpfanerin geführt. Der Landes­
jugendpfaner bzw. die Landesjugendpfarrerin unterbreitet 
im Benehmen mit dem Geschäftsführenden Ausschuß der 
Landesjugendkf(mmer dem Landeskircheru-at einen Vor­
schlag. 

(3) Die Mitwirkungsrechte der Beschäftigten des Amtes 
für evangelische Jugendarbeit bestimmen sich nach dem 
Mitarbeitervertretungsgesetz. 

V. Abschnitt 

Finanzangelegenheiten der evangelischen Jugendarbeit 
auf Landesebene 

Nr. 30 

Gesamthaushalt für die evangelische Jugendarbeit 
und das Amt für evangelische Jugendarbeit 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben für die evangelische 
Jugendarbeit im Zuständigkeitsbereich des Amtes für evan­
gelische Jugendarbeit werden für jedes Rechnungsjahr im 
Haushaltsplan des Amtes für evangelische Jugendarbeit ver­
anschlagt. Der Haushaltsplan des Amtes für evangelische 
Jugendarbeit wird im Rahmen des Haushaltsplanes der All-

' 
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gemeinen Kirchenkasse (AKK) für die Evangelisch-Luthe­
rische Kirche in Bayern festgestellt und unter Aufsicht des 
Landeskirchenrates vom Amt für evangelische Jugendarbeit 
gemäß den landeskirchlichen Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungsvorschriften vollzogen. 

(2) Vor Vorlage des Haushaltsplanentwurfes beim Lan­
deskirchemat ist dieser der Landesjugendkammer zur 
Kenntnis zu geben. 

(3) Für die Verwaltung des Sonderhaushaltes der Evan­
gelischen Jugend in Bayern gelten die landeskirchlichen 
Haushalts-, Kassen- und Reclmungsvorschriften. Diese 
werden vom Amt für evangelische Jugendarbeit vollzogen. 

Nr. 31 

Beschaffung und Verteilung der Mittel 

.Cl) Für die Arbeit des Amtes für evangelische Jugend­
arbeit werden im Rahmen des landeskirchlichen Haushaltes 
(Haushalt des Amtes für evangelische Jugendarbeit) Mittel 
bereitgestellt. 

(2) In dem Haushalt des Amtes für evangelische Jugend­
arbeit werden darüber hinaus Grundbeträge für die Arbeit 
der Landesjugendkammer, des Landesjugendkonventes, der 
Landeskonferenz der hauptberuflichen Jugendreferenten 
und Jugendreferentinnen, der Landeskonferenz der Deka­
natsjugendpfaner und Dekanatsjugendpfarrerinnen sowie 
der Regionalkonferenzen ausgewiesen. 

Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln für die Gremienarbeit 
werden über den Sonderhaushalt der Evangelischen Jugend 
in Bayem abgerechnet. 

Über die Aufteilung der für die Gremienarbeit im Haus­
halt des Amtes für evangelische Jugendarbeit zur Ver­
fügung stehenden Grundbeträge entscheidet die Landes­
jugendkammer (vgl. Nr. 13 Abs. 2 Buchst. f). 

(3) Die Verteilung der Zuschüsse im Rahmen des Son­
derhaushaltes des Amtes für evangelische Jugendarbeit 
(Kollekten, Sammlungen und Zuschüsse aus öffentlichen 
Mitteln) an die Gruppierungen der Evangelischen Jugend in 
Bayern (vgl. Nr. 1 Abs. 3) und für verschiedene Arbeitsbe­
reiche im Amt für evangelische Jugendarbeit sowie darüber 
hinaus elfolgt durch das Amt für evangelische Jugendarbeit 
nach den von der Landesjugendkammer gegebenen Richt­
linien (vgl. Nr. 27 Abs. 3 Buchst. i). 

Nr. 32 

Unterstützung anderer Gruppierungen 

Gruppierungen evangelischer Jugend, die nicht der Evan­
gelischen Jugend in Bayern im Sinne von Nr. 1 Abs. 1 an­
gehören, können Anträge an öffentliche Träger der Jugend­
arbeit (z. B. Ba yetischer Jugendring) über das Amt für evan­
gelische Jugendarbeit stellen, soweit dadurch nicht Belange 
der Evangelischen Jugend in Bayern beeinträchtigt werden. 

Das Amt für evangelische Jugendarbeit setzt im Einver­
nehmen mit der Landesjugendkammer Kriterien der Förde­
rung fest. 

Nr. 33 

Rechenschaftspflicht der Gruppierungen 
der Evangelischen Jugend in Bayem 

Soweit die einzelnen Gruppierungen der Evangelischen 
Jugend in Bayern aus landeskirchlichen Mitteln Zuschüsse 
erhalten, sind sie verpflichtet, Verwendungsnachweise zu 
führen und dem Amt für· evangelische Jugendarbeit sowie 
dem Landeskirchenamt jede gewünschte Einsicht in ihren 
Haushalt und in die Verwendung der Zuschüsse zu ge­
währen. 

VI. Abschnitt 

Schlußbestimmung 

Nr. 34 

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 1994 in 
Kraft. Zu demselben Zeitpunkt tritt die Ordnung vom 
30. November 1981 (KABl. S. 360, geändert durch Verord­
nung vom 3. März 1983, KABl. S. 78, und Verordnung vom 
3. Oktober 1985, KABI. S. 334) außer Kraft. 

München, den 14. November 1994 

Nr. 30 

Hermann von L o e w e n i c h 

Landesbischof 

Kirchengesetz über den Vorbereitung!!dienst 
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern und die Rechtsverhältnisse der 
Vikare und Vikarinnen (Vorbereitungs­
dienstgesetz- VorbDG). 

Vom 2. Dezember 1994. (KABL S. 392) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Gegenstand des Gesetzes 

Dieses Kirchengesetz regelt den Vorbereitungsdienst für 
den Dienst der Pfarrer und Pfarrerinnen in der Evangelisch­
Luthetischen Kirche in Bayern. Es regelt des weiteren die 
Voraussetzungen des Vorbereitungsdienstes und die 
Rechtsverhältnisse der Vikare und Vikarinnen. 

§2 

DerVorbereitungsdienst 
als praktisch-theologischer Teil der Ausbildung 

(1) Die Ausbildung für den Dienst der PfmTer und PfmTe­
linnen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
umfaßt vor Übernahme in den Probedienst nach dem Pfar­
rergesetz 

a) ein Praxisjahr, dessen Einzelheiten hinsichtlich der 
Ziele, des Inhalts, der Durchführung, der Art des Um­
fangs der Begleitung sowie der Ausnahmen vom Erfor­
dernis des Praxisjahres aus wichtigem Grund durch Ver­
ordnung festzulegen sind, 

b) ein mindestens achtsemestriges philosophisch-theologi­
sches Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule, 
auf das Zeiten eines nichttheologischen Studiums in an­
gemessenem Umfang durch den Landeskirchenrat ange­
rechnet werden können, 

c) die Theologische Aufnahmeprüfung nach einer vom 
Landeskirchenrat erlassenen Prüfungsordnung, 

d) den Vorbereitungsdienst (Lehrvikariat) nach diesem 
Kirchengesetz, 

e) die Theologische Anstellungsprüfung nach einer vom 
La,ndeskirchenrat erlassenen Prüfungsordnung. 

(2) Der Vorbereitungsdienst soll die Vikare und Vikarin­
nen in die Praxis des Dienstes einführen und sie zur verant­
wortlichen Wahrnehmung der Aufgaben ihres künftigen Be­
rufes befähigen. 
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§ 3 

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 

(1) Kandidaten und Kandidatinnen, die die Theologische 
Aufnahmeprüfung bestanden haben, können auf Antrag 
vom Landeskirchenrat als Vikare und Vikarinnen in den 
Vorbereitungsdienst aufgenommen werden, wenn sie die 
persönlichen Voraussetzungen für den Dienst mitbringen. 
Sie müssen frei von solchen körperlichen und psychischen 
Schäden sein, die sie an der Ausübung des Dienstes wesent­
lich hindern. Die Bewerber und Bewerberinnen dürfen das 
33. Lebensjahr, Schwerbehinderte das 35. Lebensjalu· noch 
nicht vollendet haben. Die Theologische Aufnahmeprüfung 
dmf zum Zeitpunkt der Übernahme in den Vorbereitungs­
dienst nicht länger als vier Jalu·e zurücldiegen. Der Landes­
kirchenrat kann bei Vorliegen wichtiger Gründe auf Antrag 
Ausnahmen von der Höchstaltersgrenze und der Vierjahres­
frist zulassen. 

(2) Eine zu Beginn des Studiums der Theologie oder aus­
nahmsweise später erfolgte Aufnahme in die Liste der An­
wärter und Anwärterinnen für das geistliche Amt dient der 
frühzeitigen Kontaktaufnahme zwischen den Kandidaten 
und Kandidatinnen mit den kirchlichen Stellen, sie begrün­
det jedoch keinen Rechtsanspruch auf die Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst oder die spätere Verwendung im 
Dienst der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 

(3) Bewerber und Bewerbe1innen, die nicht an der Theo­
logischen Aufnahmeprüfung in Bayern teilgenommen 
haben, jedoch eine andere Theologische Hochschulab­
schlußprüfung bestanden haben, können auf Antrag in den 
Vorbereitungsdienst aufgenommen werden, wenn sie eine 
Ergänzungsprüfung erfolgreich abgelegt haben. Ausnah­
men bestimmt der Landeskirchenrat 

§4 

Dienstverhältnis 

Der Vorbereitungsdienst ist ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis (Lehrvikariat). Die Dienstbezeichnung 
lautet »Vikar« oder »Vikarin«. 

§ 5 

Dauer und Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei 
Jahre. Das Nähere wird durch Verordnung geregelt. Der 
Vorbereitungsdienst schließt die Theologische Anstellungs­
prüfung mit ein, in der der Nachweis erbracht werden soll, 
daß Kenntnisse und Fähigkeiten für den späteren Dienst er­
worben wurden und kirchliches Handeln nach Schrift und 
Bekenntnis theologisch verantwortet werden kann. 

(2) Zur Theologischen Anstellungsprüfung müssen sich 
die Vikare und Vikarinnen bis zu einem vom Prüfungsamt 
festgesetzten Termin auf dem Dienstweg melden. Das 
Nähere regelt die Prüfungsordnung. 

(3) Wer die Prüfung zum EnCle des nach Absatz 1 festge­
legten Vorbereitungsdienstes noch nicht oder nicht vollstän­
dig abgelegt hat, kann· einen Antrag auf Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes um die nach der Theologischen An­
stellungsprüfungsordnung noch erforderliche Zeit unter 
Berücksichtigung des Übernahmeturnus in den Probedienst 
stellen. Der Landeskirchemal hat dem Antrag zu entspre­
chen, wenn das Ausbildungsziel noch eneicht werden kann 
und sonstige wichtige Gründe dem nicht entgegenstehen. 

(4) Der Vorbereitungsdienst kann auf Antrag über die 
Fälle des Absatzes 3 hinaus aus wichtigem Grund insgesamt 
bis zu einem Jahr verlängert werden. 

(5) Wird während des Vorbereitungsdienstes Erziehungs­
urlaub in Anspruch genommen, verlängert sich die Zeit des 
Vorbereitungsdienstes unter Berücksichtigung der versäum­
ten Ausbildungsabschnitte. Der Landeskirchenrat entschei­
det über den Umfang der Verlängerung nach vorheriger An­
hörung der an der Ausbildung gemäß § 6 Absätze 2 und 3 
Beteiligten und des Theologischen Prüfungsamtes. Die Ent­
scheidung ist zusammen mit der Entscheidung über den An­
trag auf Genehmigung des Erzü~hungsurlaubs zu treffen. 
Eine Verlängerung des Vorbereitungsdienstes nach Beste­
hen der Theologischen Anstellungsprüfung elfolgt nicht. 

§6 

Koordination und Begleitung der Ausbildung 

( 1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst elfolgt 
grundsätzlich im Predigerseminar und in der Gemeinde. 

(2) Der Rektor oder die Rektorin des Predigerseminars 
plant und koordiniert die Ausbildung während der gesamten 
Zeit des Vorbereitungsdienstes. 

(3) Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes weist der 
Landeskirchenrat jeden Vikar und jede Vikarin einem ge­
eigneten Pfaner (LehrpfmTer) oder einer geeigneten Pfane­
rin (Lern-pfarrerin) zu. Lehl-pfaner und Lehl-pfmTerinnen 
haben die Aufgabe, in die Arbeitsgebiete der Gemeinde 
sowie in die Zusammenm·beit im Dekanatsbezirk und mit 
übergemeindlichen Eimichtungen einzuführen und die Aus-
bildung zu begleiten. · 

(4) Vilcare und Vikarinnen sollen im Bereich ihrer Aus­
bildungsgemeinde wohnen; in besonde1:en Fällen kann das 
Landeskirchenamt Ausnahmen zulassen. 

. (5) Vikare und Vilcarinnen können aus dienstlichen oder 
wichtigen persönlichen Gründen versetzt werden. 

§7 

Verpflichtung 

(1) Für die Ausübung des Dienstes werden die Vikare 
und Vikm·innen vorläufig ve1-pflichtet. Über die Verpflich­
tung wird eine Niederschrift aufgenommen. 

(2) Die Ve1-pflichtung wird in der Regel durch den Rektor 
oder die Rektorin des Predigerseminars vorgenommen. 

(3) Die Ve1-pflichtung hat folgenden Wortlaut: »Ich ver­
spreche, die mir übertragenen Aufgaben treu und gewissen­
haft wahrzunehmen. Ich weiß mich an das Evangelium von 
Jesus Christus gebunden, wie es in der Heiligen Schrift ge­
geben und in dem Bekenntnis der evangelisch-lutherischen 
Kirche bezeugt ist. Ich will mich vor Verkürzungen und 
Ve1fälschungen der evangelischen Botschaft hüten und 
mich bemühen, mein Verständnis des biblischen Zeugnisses 
zu vertiefen und mich immer fester darin zu g1iinden. Ich 
ve1-pflichte mich zur Dienstverschwiegenheit; das Beichtge­
heimnis werde ich unverbrüchlich wahren. Auch will ich ein 
Leben führen, das von meiner Bindung an Jesus Christus 
Zeugnis gibt. Ich übernehme diese Ve1-pflichtung im Ver­
trauen auf die gnädige Hilfe Gottes.« 

§ 8 

Arbeitsauftrag, Berufung 

Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes erhalten Vikare 
und Vikarinnen den Auftrag, im Rahmen der Ausbildung 
unter Anleitung und .Verantwortung des Leh1-pfaners oder 
der Leh1-pfanerin sowie des Rektors oder der Rektmin des 
zuständigen Predigerseminm·s mitzuwirken beim Verkündi­
gungsdienst, bei Taufe und Abendmahl, beim Unterricht, 
bei Amtshandlungen, bei der Seelsorge und bei anderen 
Aufgaben der Gemeindearbeit 

• 

• 
.j 
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§9 

Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes 

(1) Vikare und Vikarinnen haben die Anweisungen zu be­
folgen, die die zur Leitung oder Aufsicht in der Kirche Be­
rufenen im Rahmen ihres Auftrages erteilen. Die übertra­
genen Aufgaben sind sorgfältig zu erfüllen. 

(2) Im übrigen werden § 2 und § 3 Abs. 4 und der VI. Ab­
schnitt des Pfanergesetzes entsprechend angewendet. 

§10 

Dienstaufsicht 

(1) Vikare und Vikarinnen unterstehen der allgemeinen 
Dienstaufsicht des Landeskirchenrates. Die unmittelbare 
Dienstaufsicht wird vom Rektor oder von der Rektorin des 
zuständigen Predigerseminars ausgeübt; außerhalb des Pre­
digerseminars ist diese Aufgabe auf den Lehrpfaner oder 
die Lehrpfanerin unbeschadet der dortigen Verantwortlich­
keit gemäß§§ 31, 32 Abs. 1 Pfarrergesetz delegiert. 

(2) Bei Verletzung der Dienstpflicht sind die in Absatz 1 
Genannten berechtigt, eine Ermahnung und nötigenüills 
eine Rüge zu erteilen. Auf eine mögliche Gefährdung des 
Vorbereitungsdienstes ist hinzuweisen. Bei Auftreten 
größerer Schwierigkeiten berichtet der Lehrpfaner oder die 
Lehrpfarrerin dem Rektor oder der Rektorin des Prediger­
seminars; von dort aus wird gegebenenfalls das Landeskir­
chenamt untenichtet. 

§11 

Dienstzeugnis 

Der Rektor oder die Rektorin des Predigerseminars er­
stellt drei Monate vor Beendigung des V orbereitungsdien­
stes im Benehmen mit dem Lehrpfarrer oder der Lehrpfarre­
rin ein Dienstzeugnis, das insbesondere über die Eignung 
für die Aufnahme in das Probedienstverhältnis Aufschluß 
gibt und sich dazu äußert, ob nach seiner oder ihrer Beurtei­
lung die Voraussetzungen der Ordination vorliegen. Vikare 
und Vikarinnen werden bei der Erstellung des Dienstzeug­
nisses in angemessener Weise mit einbezogen. Der Vikar 
oder die Vikarin kann eine abweichende Stellungnahme 
zum Dienstzeugnis analog zur Pfarrerbeurteilung abgeben. 

§ 12 

Schutz und Fürsorge 

(1) Der IX. Abschnitt des Pfarrergesetzes findet auf 
Vikare und Vikarinnen entsprechende Anwendung: 

(2) Vikare und Vikarinnen haben Anspruch auf Anwär­
terbezüge nach Maßgabe des Pfanbesoldungsgesetzes. Sie 
erhalten Umzugskosten und Reisekostenvergütung, Unfall­
fürsorge sowie Beihilfe nach den jeweils geltenden kirch­
lichen Bestimmungen. Das gleiche gilt für den Erholungs­
urlaub sowie für die Fälle der Dienstbefreiung und Dienst­
verhinderung. Erholungsurlaub ist bis zum Ende des Vorbe­
reitungsdienstes zu nehmen. 

(3) Für den Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher An­
sprüche gilt§ 78 des Pfarrergesetzes entsprechend. 

§13 

Entlassung; Ausscheiden aus dem Dienst 

(1) Vikare und Vikarinnen können die Entlassung aus 
dem Vorbereitungsdienst beantragen. Dem Antrag ist zu 
entsprechen. 

(2) Aus einem wichtigen Grund kann der Landeskirchen­
rat die Entlassung aus dem . Vorbereitungsdienst be­
schließen. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn 

a) sich herausstellt, daß die betreffende Person der! Anfor­
derungen des Vorbereitungsdienstes nicht gerecht wird 
oder 

b) durch sie schuldhaft Dienstpflichten verletzt wurden 
oder 

c) der Tatbestand des § 1 der Lehrordnung vorliegt. 

(3) Die Entlassung ist schriftlich zu begründen und zuzu­
stellen. § 21 des Pfarrergesetzes gilt in den Fällen des Ab­
satzes 2 sinngemäß. 

(4) Liegt ein Fall des§ 115 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 des Pfar­
rergesetzes vor, so stellt der Landeskirchenrat das Ausschei­
den aus dem Dienst fest. § 115 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des 
Pfarrergesetzes gilt entsprechend. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 und 2 erhält die zu entlas­
sende Person eine Entschließung, in der der Zeitpunkt ange­
geben ist, zu dem die Entlassung wirksam wird. 

(6) In den Fällen der Absätze 2 und 4 kann die Entschei­
dung durch das Verwaltungsgericht der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern nachgeprüft werden. 

§ 14 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 
Es findet auch auf die zur Zeit seines Inkrafttretens im Vor­
bereitungsdienst befindlichen Vikare und Vikarinnen An­
wendung. Die Verordnung zur Durchfüluung des Vorberei­
tungsdienstgesetzes vom 7. November 1985 (KABL 
S. 354), die Prüfungsordnung für die Theologische Auf­
nahmeprüfung vom 8. Mai 1990 (KABL S. 174) und die 
P1üfungsordnung für die Theologische Anstellungsprüfung 
vom 29. Mai '1992 (K.ABL S. 169) gelten nach Maßgabe von 
§ 2 Abs. 1 dieses Kirchengesetzes weiter. 

(2) Das Kirchengesetz über den Vorbereitungsdienst in 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern ·und die 
Rechtsverhältnisse der Vikare und Vikarinnen (Vorberei­
tungsdienstgesetz- VorbDG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 10. April 1990 (KABL S. 157), zuletzt ge­
ändert durch Kirchengesetz vom 9. Dezember 1991 (KABL 
S. 304) wird aufgehoben. 

München, den 2. Dezember 1994 

Nr.31 

Der Landesbischof 

Hermann von L o e w e n i c h 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern zur Ergänzung und Durch­
führung der Kirchengesetze der Evange­
lischen Kirche in Deutschland über den 
Datenschutz und über die Mitgliedschaft 
(Kirchliches Datenschutzdurchführungsge­
setz - KDSDG). 

Vom 2. Dezember 1994. (KABL S. 395) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

Art. 1. 

Abschnitt I 

Beauftragte für den Datenschutz 

Beauftragte für den Datenschutz in der Evange­
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern (zu § 18 
DSG-EKD) 

(1) In der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayem 
werden je ein Beauftragter oder eine Beauftragte für den 
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Datenschutz und je ein ständiger Vertreter oder eine stän­
dige Vertreterin sowohl für den Bereich der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern als auch für den Bereich des 
DiakonischenWerkes der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern (Diakonisches Werk) bestellt, die den im Kir­
chengesetz über den Datenschutz beschriebenen Auftrag 
(§§ 17 bis 21 DSG-EKD) jeweils für ihr Aufgabengebiet 
wahrnehmen. 

(2) Der Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern umfaßt auch die Kirchengemeinden, Gesamtkir­
chengemeinden, Dekanatsbezirke und sonstigen Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen sowie Ämter, Werke und 
Dienste der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 
Der Bereich des Diakonischen Werkes erstreckt sich ebenso 
auf seine Mitglieder und deren Einrichtungen, soweit es sich 
nicht um Rechtsträger oder Einrichtungen im Sinne des Sat­
zes 1 handelt. 

(3) Die Zuständigkeit der Beauftragten für den Daten­
schutz beurteilt sich 1pch dem Rechtsträger, bei dem die 
personenbezogenen Daten verarbeitet oder verwaltet wer­
den, unbeschadet dessen Rechtsform. 

(4) Soweit für die Datenschutzbeauftragten weitere 
Dienstkräfte tätig werden, ist bei ihrer Aufgabenerfüllung 
nach diesem Gesetz der oder die zuständige Datenschutzbe­
auftragte Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte mit 
ausschließlicher Weisungsbefugnis für diese Dienstkräfte. 

Art. 2 Bestellung und Abberufung der Beauftragten für 
den Datenschutz (zu § 18 Abs. 1, 2, 3 Satz 1, 4 
und 5 DSG-EKD) 

(1) Der oder die landeskirchliche Beauftragte für den 
Datenschutz in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern und der ständige Vertreter oder die ständige Vertre­
terin werden vom Landeskirchemut mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses bestellt und abberufen. Der oder 
die dialeonische Beauftragte für den Datenschutz im Bereich 
des Diakonischen Werkes und der ständige Vertreter oder 
die ständige Vertreterin werden vom Landeskirchenrat mit 
Zustimmung des Landessynodillausschusses auf Vorschlag 
des Vorstandes des Diakonischen Werkes bestellt und abbe­
rufen. 

(2) Die Amtszeit beider Datenschutzbeauftragten und 
ihrer ständigen Vertreter beträgt vier Jahre. Die Bestellung 
für weitere Amtszeiten ist zulässig. 

·(3) Datenschutzbeauftragte oder deren ständige Vertreter 
oder Vertretelinnen können abberufen werden, 

1. wenn sie die ihnen obliegenden Amtspflichten (insbe­
sondere§ 18 Abs. 6 und 7 DSG-EKD) schuldhaft ver­
letzen, 

2. wenn ein gedeihliches Zusammenwirken der Daten­
schutzbeauftragten (Art. 4) nicht melu· gewährleistet ist 
oder 

3. wenn ein anderer wichtiger Grund vorliegt. 

(4) Die Bestellung und der Dienstsitz sowie eine Abbe-

(2) Diakonische Datenschutzbeauftragte unterstehen der 
Rechtsaufsicht des Landeskirchenrates und der Dienstauf­
sicht des Präsielenten oder der Präsidentin des Diakonischen 
Werkes. 

Art. 4 Zusammenarbeit der Datenschutzbeauftragten 
(zu§ 18 Abs. 1 Satz 2 DSG-EKD) 

( 1) Die beiden Beauftragten für den Datenschutz sind bei 
ihrer Aufgabenerfüllung gleichberechtigt. 

(2) Die beiden Datenschutzbeauftragten sollen ver­
trauensvoll zusammenarbeiten. Kann in Fällen .von allge­
meiner oder grundsätzlicher Bedeutung ein Einvernehmen 
nicht herbeigeführt werden, entscheidet das Landeskirchen­
amt im Benehmen mit dem Dialeonischen Werk. 

(3) Eine Zusammenarbeit der Datenschutzbeauftragten 
mit staatlichen, kommunalen oder sonstigen Beauftragten 
für den Datenschutz hat im Benehmen mit dem oder der 
jeweils anderen Datenschutzbeauftragten zu erfolgen. Bei 
Fragen, die den Gesamtbereich des kirchlichen Daten­
schutzes betreffen, wird der oder die landeskirchliche 
Datenschutzbeauftragte gegenüber staatlichen und kirch­
lichen Stellen im Benehmen mit dem oder der dialeonischen 
Datenschutzbeauftragten federführend tätig. 

Art. 5 Beanstandungsrecht der Datenschutzbeauftrag­
ten (zu § 20 DSG-EKD) 

Beanstandungen der Beauftragten für den Datenschutz 
gemäß § 20 DSG-EKD erfolgen gegenüber dem Leitungs­
organ der betroffenen Dienststelle oder Einrichtung unter 
Benachrichtigung der nach Art. 7 aufsichtsführenden Stelle. 

Art. 6 Betriebsbeauftragte für den Datenschutz (zu§ 22 
DSG-EKD) 

(1) Der oder die Betriebsbeauftragte für den Datenschutz 
der kirchlichen Dienste, Werke und diakonischen Rechtsträ­
ger wird von deren jeweiligen verfassungsmäßig oder ge­
setzlich berufenen Organen für eine Amtszeit von längstens 
vier Jahren bestellt. Für mehrere Werke und Eimichtungen 
können gemeinsame Betriebsbeauftragte bestellt werden. 
Unselbständige kirchliche Eimichtungen, Werke und Dien­
ste können eine oder einen Betriebsbeauftragten für den · 
Datenschutz bestellen. 

(2) Die Bestellung hat schriftlich zu erfolgen und ist dem 
oder der nach kirchlichem Recht zuständigen Beauftragten 
für den Datenschutz innerhalb von vier Wochen nach der 
Bestellung schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Bestellung für weitere Amtszeiten ist zulässig. 

(4) Die Zusammenarbeit der Betriebsbeauftragten mit 
den staatlichen oder kommunalen Beauftragten für den 
Datenschutz hat nur im Einvernehmen riüt dem oder der 
nach kirchlichem Recht zuständigen Beauftragten für den 
Datenschutz zu erfolgen. 

Abschnitt II 

Sonstige Vorschriften 

rufung werden im Kirchlichen Amtsblatt bekanntgegeben. Art. 7 Zuständigkeit (zu§§ 11 Abs. 2 Satz 3, 13 Abs. 2 
2. Halbsatz und 14 Abs. 1 DSG-EKD) 

Art. 3 Rechtsaufsicht, Dienstaufsicht (zu § 18 Abs. 3 
DSG-EKD) 

( 1) Landeskirchliche Datenschutzbeauftragte unterstehen 
der Rechtsaufsicht des Landeskirchenrates und der 
Dienstaufsicht des· Leiters oder der Leiterin des Landeskir­
chenamtes. 

(1) Im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern ist der Landeslcirchenrat, für den Bereich des Diako­
nischen Werkes und seiner Mitglieder und Einrichtungen ist 
dessen Vorstand zuständig für 

1. die Aufsicht über die Einhaltung der Vorseilliften über 
den Datenschutz(§ 14 Abs. 1 DSG-EKD), 

• 

• 
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2. für die Genehmigung- der Beauftragung Dritter zur Ver­
arbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten(§ 11 
Abs. 2 Satz 3 DSG-EKD) sowie ihrer Übermittlung an 
sonstige Stellen (Art. 12 Abs. 2 i.V. m. § 13 Abs. 2, 
2. Halbsatz DSG-EKD). 

(2) Das Diakonische Werk hat den: Landeskirchenrat über 
wichtige Vorgänge zu informieren. Der Landeskirchenrat 
ist befugt, beim Diakonischen Werk Auskünfte einzuholen. 

(3) Die aufsichtsführende Stelle hat die Beauftragten für 
den Datenschutz aufVerlangen bei ihrer Aufgabenerfüllung 
zu unterstützen. 

(4) Die Übersicht nach§ 14 Abs. 2 DSG-EKD wird für 
den dialeonischen Bereich vom Diakonischen Werk, im 
übrigen vom Landeskirchenamt geführt. 

Art. 8 Durchführung des Datenschutzes (§ 14 DSG­
EKD) 

(1) Zur Anmeldun~ für die Übersicht nach § 14 Abs. 2 
DSG-EKD sind die jeweiligen verfassungsmäßig oder ge­
setzlich berufenen Organe für ihren Bereich verpflichtet. 
Die Anmeldungen sind bei der aufsichtsführenden Stelle 
nach Art. 7 Abs. 1 Ziff. 1 unverzüglich vorzunehmen. Nicht 
anzumelden sind personenbezogene Daten, die nicht zur 
Übermittlung an Dritte bestimmt sind und in nicht automa­
tisiertem Vedahren verarbeitet werden. 

(2) Die Anmeldungen haben auch bei einer Veränderung 
der Angaben nach § 14 Abs. 2 DSG-EKD und bei Auf­
lösung der Dateien zu erfolgen. 

(3) Der Landeskirchenrat kanneine Eintragung auch von 
Amts wegen veranlassen. Für Mitglieder des Dialeonischen 
Werkes und deren Eimichtungen kann das Diakonische 
Werk die Eintragung selbständig vornehmen, sofern es sich 
nicht um eine Eimichtung im Sinne des Art 1 Abs. 2 Satz 1 
handelt. Den betroffenen Rechtsträgern und Einrichtungen 
ist unter Fristsetzung von mindestens vier Wochen Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Hinblick auf die beabsichtigte 
Eintragung zu geben: 

(4) Eine Eintragung ist nicht edorderlich, soweit die auf­
grundder Verordnung nach§ 14 des Kirchengesetzes über 
die Kirchenmitgliedschaft in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vorgesehenen Daten für Gemeindeglieder und 
deren Familienangehörige im Gemeindegliederverzeichnis 
geführt werden. 

Art. 9 Verpflichtung der Mitarbeitenden (zu § 6 DSG­
EKD) 

(1) Die mit der Führung der Gemeindegliederverzeich­
nisse oder mit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

,beauftragten Pfarrer und Pfarrerinnen sowie haupt-, nebenc 
und ehrenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeitelinnen sind 
bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit schriftlich zur Einhaltung 
des Datenschutzes zu verpflichten und in geeigneter Form 
mit den Bestimmungen des Datenschutzes vertraut zu 
machen. 

(2) Die Verpflichtung ist von der jeweiligen vorgesetzten 
oder der die Dienststelle oder Eimichtung leitenden Person 
vorzunehmen; die Verpflichtung der Pfarrer und Pfauelin­
nen wird durch den zuständigen Dekan oder die Dekanin 
vorgenommen, die der Dekane und Dekaninnen durch den 
zuständigen Kreisdekan oder die Kreisdekanin. 

(3) Die Verpflichtungserklärung nach Absatz 1 ist zu der 
jeweiligen Personalakte der oder des Verpflichteten zu neh­
men. Die Verpflichtungserklärungen der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind in der Kirchenge-

meinde, der Gesamtkirchengemeinde, dem Dekanatsbezirlc, · 
der sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung, den 
kirchlichen Ämtern, Werken und Diensten, der Mitglieds­
eimichtung des Di·akonischen Werkes, in denen sie tätig 
sind, gesondert zu sammeln. 

Art. 10 Zugang zu den Daten; Verwahrung und Vernich­
tung (zu § 9 DSG-EKD) 

(1) Personenbezogene Daten oder Datenträger mit perso­
nenbezogenen Daten dü1fen Unbefugten nicht zur Ver­
fügung gestellt werden. Sie sind vor mißbräuchlicher Ein­
sicht zu schützen. 

(2) Datenbestände, insbesondere auf Disketten und son­
stigen Datenträgern, in Listen und Karteien, die durch neue 
ersetzt und nicht aus besonderen Glitnden weiterhin 
benötigt werden, sind so zu vernichten, daß ein Mißbrauch 
der Daten ausgeschlossen ist. 

Art. 11 Eigene Aufzeichnungen (zu § 1 Abs. 4 DSG­
EKD) 

Eigene Aufzeiclmungen, die Pfauer und Pfauerinnen 
sowie Mitarbeiter und Mitarbeitelinnen in Wahrnehmung 
ihres Auftrags machen, dürfen nur für den eigenen Ge­
brauch der oder des Aufzeichnenden verwendet werden. 
Eine Weitergabe dieser Unterlagen an Dritte sowie eine 
Verarbeitung im automatisierten Verfahren ist nicht zuläs-. 
sig. 

Art. 12 Ergänzende Bestimmungen nach §§ 4 Abs. 1, 5 
Abs. 2 Nr. 1, 13 Abs. 2 des DSG-EKDund §§ 14 

· Abs. 2, 15 Abs. 3 des EKD-Kirchenmitglied­
schaftsgesetzes. 

(1) Die Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und deren Nutzung sowie die Speicherung, Verände­
rung oder Nutzung zu anderen als zur Erfüllung der in der 
Zuständigkeit der speichernden kirchlichen Stelle liegenden 
Aufgaben (§§ 4 Abs. 1 und 5 Abs. 2 Nr. 1 DSG-EKD) ist­
durch Verordnung zu regeln, sofem nicht bereits eine 
andere kirchliche Rechtsvorschrift diese vorsieht. 

(2) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an 
sonstige Stellen oder Personen ist gemäß § 13 DSG-EKD 
zulässig, wenn die nach Art. 7 Abs. 1 Ziff. 2 zuständige 
Stelle zugestimmt hat. 

(3) Das Landeskirchenamt führt die Gemeindegliederver­
zeichnisse für die Kirchengemeinden gemäß der Verord­
nung der EKD über die in das Gemeindegliederverzeichnis 
aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren 
Familienangehöligen der EKD (§§ 14 Abs. 2 Satz 2 und 15 
Abs. 3 EKD-Kirchenmitgliedschaftsgesetz). 

Art.l3 Entsprechende Anwendung staatlicher Gesetze 

(1) Soweit personenbezogene Daten von staatlichen oder 
kommunalen Stellen übermittelt werden, finden zum Schutz 
dieser Daten ergänzend die Bestimmungen des Bayerischen 
Datenschutzgesetzes vom 23. Juli 1993 in der jeweils gel­
tenden Fassung entsprechende Anwendung, sofern dieses 
Kirchengesetz und das Datenschutzgesetz der EKD keine 
Regelungen enthalten. 

(2) Auf Sozialdaten finden ergänzend die Bestimmungen 
des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
vom 18. August 1980, zuletzt geändert am 17. Juni 1994, in 
der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung, 
sofern dieses Kirchengesetz und das Datenschutzgesetz der 
EKD keine Regelungen enthalten. 
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Art. 14 Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt treten das Kirchengesetz zur Er­
gänzung und Durchführung der Kirchengesetze der Evange­
lischen Kirche in Deutschland über den Datenschutz und 
über die Kirchenmitgliedschaft in der Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche in Bayern vom 1. Dezember 1987 (KABl. 
S. 299) und die Verordnung zur Ergänzung und zur Durch­
führung der Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in 

Deutschland über den Datenschutz und über die Kirchen­
mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern und zur Ergänzung und Durchführung der Verord­
nung zum Kirchengesetz über den Datenschutz (VEDDSG) 
vom 25. Juli 1988 (KABl. S. 197) außer Kraft. 

München, den 2. Dezember 1994 

Der Landesbischof 

Hermann von L o e w e n i c h 

Lippische Landeskirche 

Nr. 32 Kirchengesetz über die Wahlen zu den Kir· 
chenvorständen- Wahlordnung-. 

Vom 22. November 1994. (Ges. u. VOBl. 
Bd. 10 S. 447) 

In Ausführung des Artikels 92 des Kirchengesetzes vom 
18. März 1957 über die Ordnung der evangelisch-reformier­
ten und evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden der 
Lippischen Landeskirche - Kirchengemeindevetfassungs­
gesetz- (Ges. u. VOBl. Bd. 4 S. 183) hat die 30. ordentliche 
Landessynode anläßlich ihrer Sitzung am 22. November 
1994 das folgende Kirchengesetz (Wahlordnung) beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird: 

I. Grundlegung 

Die Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffent­
lichen Rechts. Sie ordnen und verwalten unter Waln·ung der 
Einheit der Landeskirche ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der geltenden Gesetze und Verordnungen. 

Der Kirchenvorstand leitet und verwaltet die· Kirchen­
gemeinde. Er vertritt sie im Rechtsverkehr. Mitglieder des 
Kirchenvorstandes sind die Pfaner und die Kirchenältesten 
der Gemeinde. Sie üben die Leitung und Verwaltung in ge­
meinsamer Verantwortung aus. 

U. Wahlberechtigung, Wählbarkeit 

§ 1 

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt ist jedes Gemeindeglied i. S. von 
Artikel 14 Kirchengemeindeverfassungsgesetz, das konfir­
miert ist oder eine entsprechende Bestimmung der Lebens­
ordnung erfüllt und das 

a) am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

b) am Leben der Gemeinde teilnimmt, 

c) seine sonstigen kirchlichen Pflichten erfüllt. 

(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist jedes Gemein­
deglied, 

a) das wegen Pflichtverletzung aus dem Kirchenältesten­
amt entlassen worden ist (Art. 93 Abs. 2 Kirchenge­
meindeverfassungsgesetz), 

b) das zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten unter 
Betreuung steht. 

§2 

Wählerverzeichnis 

(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein­
getragen ist. 

(2) Aus dem Wählerverzeichnis müssen mindestens fol­
gende Angaben ersichtlich sein: 

a) Familien- und Vorname, 

b) Geburtsdatum, 

c) Wohnung, 

d) Vermerke über Stimmabgabe, 

e) Bemerkungen. 

(3) Das Wählerverzeichnis ist in alphabetischer Reihen­
folge der Familiennamen und innerhalb dieser Ordnung 
nach dem Geburtsdatum zu führen. 

(4) In das Wählerverzeichnis werden alle Personen einge­
tragen, deren Wahlberechtigung am Stichtag feststeht. 
Stichtag ist der 75. Tag vor dem Wahltag. 

(5) Personen, die nach dem Stichtag und vor Ablauf der 
Auslegungsfrist in eine Kirchengemeinde zuziehen, können 
noch in das Wählerverzeichnis aufgenommen werden, wenn 
die Prüfung ihre Wahlberechtigung ergeben hat. 

(6) Sechzig Tage vor dem Wahltag ist das Wählerver­
zeichnis vierzehn Tage lang zur Einsichtnahme auszulegen. 
Der Beginn der Auslegungsfrist wird in der Gemeinde ab­
gekündigt und durch das Landeskirchenamt in der örtlichen 
Tagespresse bekanntgegeben .. 

§ 3 

Einsprüche 

(1) Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis können von 
wahlberechtigten Gemeindegliedern spätestens innerhalb 
einer Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist beim Kir­
chenvorstand sclniftlich eingelegt werden. Sie sind zu be­
gründen. 

(2) Gibt der Kirchenvorstand dem Einspruch nicht statt, 
so leitet er ihn an das Landeskirchennamt weiter. Dieses 
entscheidet nach Anhörung des den Einspruch erhebenden 
Gemeindegliedes m;td des Kirchenvorstandes. 

(3) Durch den Einspruch wird das Wahlverfahren nicht 
gehemmt. · 

§4 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist jedes wahlberechtigte Gemeindeglied, 
daß d~s 18. Lebensjahr vollendet hat. Der Kirchen­
älteste/Die Kirchenälteste scheidet spätestens mit der Voll­
endung des 75. Lebensjaln·es aus seinem/ihrem Amt aus. 

· (2) Die zur Wahl Vorgeschlagenen haben folgende Er­
ldärung abzugeben: 

• 
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»Ich erkläre mich bereit, eine Wahl zum Mitglied des 
Kirchenvorstandes meiner Gemeinde anzunehmen und vor 
Gott zu geloben, dieses Amt sorgfältig und treu, gebunden 
an Gottes Wort und Sakrament, nach dem Bekenntnis der 
Gemeinde und nach den Ordnungen der Kirche zu führen 
und gewissenhaft darauf zu achten, daß alles ordentlich und 
ehrlich in der Gemeinde zugehe.« 

IH. Vorbereitung der Wahl 

§ 5 

Wahltermin und Ort der Wahl 

(1) Der Wahltag wird durch das Landeskirchenamt fest­
gesetzt. 

(2) Die Wahl findet an einem Sonn- oder Feiertag in der 
Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr statt; während der Gottes­
dienstzeit bleibt das Wahllokal geschlossen. Der Kirchen­
vorstand bestimmt den Ort der Wahl. 

(3) An die Wahlhandlung schließt sich die Ermittlung 
und Bekanntgabe des Wahlergebnisses an. Die Wahlhand­
lung und die Auszählung der Stimmen sind öffentlich. 

§6 

Stimmbezirke/Wahlbezirke 

(1) Der Kirchenvorstand soll durch geeignete Maßnah­
men sicherstellen, daß die zur Kirchengemeinde gehören­
den Ortsteile und Pfarrbezirke-mit einer angemessenen Zahl 
von Kirchenältesten _im Kirchenvorstand vertreten sind. 

(2) Kirchengemeinden mit einem räumlich weit ausein­
anderliegenden Wahlgebiet können in Stimmbezirke mit 
eigenen Wahllokalen eingeteilt werden. Die Stimmbezirke 
sollen nach den örtlichen Verhältnissen so abgegrenzt sein, 
daß allen Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl 
möglichst erleichtert wird. In den Stimmbezirken wird nach 
einer einheitlichen Kandidatenliste gewählt. 

(3) In Kirchengemeinden mit örtlich gegliede1tem Wahl­
gebiet kann der Kirchenvorstand die Bildung von Wahl­
bezirken mit eigenen Kandidatenlisten beschließen. Ein 
Wahlbezirk muß so viele Gemeindeglieder umfassen, daß 
mindestens zwei Kirchenälteste dem Kirchenvorstand 
angehören, damit der Wahlturnus von vier Jahren i. S. von 
Art. 90 Kirchengemeindevelfassungsgesetz gewährleistet 
ist; das Verhältnis von Gemeindegliederzahl und zu wählen­
den Kirchenältesten i. S. von Art. 109 Kirchengemeindever­
fassungsgesetz muß gewährleistet sein. 

(4) Die Bildung von Stimmbezirken/Wahlbezirken muß 
der Kirchenvorstand spätestens binnen einer Woche nach 
Bekanntgabe des Wahltermins beschließen und dem Lan­
deskirchenamt anzeigen. 

§7 

Wahlvorschläge 

(1) Beim Kirchenvorstand können von wahlberechtigten 
Gemeindegliedern binnen zwei Wochen nach Schließung 
des Wählerverzeichnisses schriftlich Wahlvorschläge ein­
gereicht werden. 

Beginn und Ende der Frist für die Abgabe von Wahlvor­
schlägen sind ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Jeder Wahlvorschlag muß Familienname, Vorname, 
Geburtsdatum und Wohnung des Bewerbers angeben und 
ist von fünf wahlberechtigten Gemeindegliedern zu unter­
schreiben. 

Kirchenälteste, die spätestens in zwei Jahren die Alters­
grenze eneichen, sollen nicht mehr zur Wahl gestellt wer­
den. 

(3) Der Kirchenvorstand kann auch selbst einen Wahl­
vorschlag aufstellen. 

(4) Die nach Abs. 1 und 3 Vorgeschlagenen müssen ihre 
Zustimmung zur Kandidatur schriftlich erldärt haben. Die 
Zustimmung ist unwidenuflich. 

§ 8 

Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Nach Ablauf der Frist prüft der Kirchenvorstand 
selbst oder durch Beauftragte innerhalb einer Woche, ob die 
genannten Gemeindeglieder wählbar sind. Er hat darauf hin­
zuwirken, daß gegebenenfalls fmmale Mängel und Hinder­
nisse, die der Wahl der Vorgeschlagenen im Wege stehen, 
ausgeräumt werden. 

(2) Der Kirchenvorstand trifft die erforderlichen Feststel­
lungen und streicht die Namen der nicht wählbaren Ge­
meindeglieder. Er ·teilt den Gemeindegliedern, die den 
Wahlvorschlag eingereicht haben, den Grund der Strei­
chung mit. 

§9 

Beschwerde 

(1) Gegen die Streichung eines Wahlvorschlages ist bin­
nen einer Woche nach Eingang der Nachricht .die Be­
schwerde an ·das Landeskirchenamt zulässig, das nach 
Anhömng der Beteiligten entscheidet. Diese Entscheidung 
ist für die Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl endgül­
tig. 

(2) Der Ablauf des Wahlverfahrens wird durchEinlegung 
der Beschwerde nicht geheilllllt· 

§ 10 

Der endgültige Wahlvorschlag 

(1) Der endgültige Wahlvorschlag (Stimmzettel) soll 
mehr Namen enthalten, als Kirchenälteste zu wählen sind. 
Enthält er weniger Namen, wird er durch die ausscheiden­
den Kirchenältesten, soweit sie sich damit einverstanden er­
ldärt haben und noch wählbar sind, ergänzt. Enthält der 
Wahlvorschlag gerade so viele Namen, wie Kirchenälteste 
zu wählen sind oder auch nach seiner Ergänzung durch die 
ausscheidenden Kirchenältesten weniger Namen, so gelten 
die vorgeschlagenen Gemeindeglieder als gewählt, sofern 
der Kirchenvorstand dann beschlußfähig nach Art. 119 des 
Kirchengemeindeverfassungsgesetzes ist. In diesem Falle 
hat sich der Kirchenvorstand unverzüglich in dem in Arti­
kel 91 des Kirchengemeindeverfassungsgesetzes bestimm­
ten Verfahren zu ergänzen, damit die nach Artikel 109 
Abs. 2 und 3 des Kirchengemeindeverfassungsgesetzes be­
stimmte Zahl erreicht wird. 

(2) Sind keine Wahlvorschläge eingegangen, so gelten 
die ausscheidenden Kirchenältesten als gewählt, soweit sie 
sich innerhalb eines Monats nach Ablauf der Frist zur Ein­
reichung von Wahlvorschlägen damit einverstanden erldärt 
haben und noch wählbar sind; Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend. . 

(3) Der endgültige Wahlvorschlag (Stimmzettel) wird 
vierzehn Tage lang in der Gemeinde ortsüblich öffentlich 
bekmmtgemacht. Die Wahlberechtigten werden von den 
Kirchengemeinden schriftlich benachrichtigt. 
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§11 

Einsprüche der Gemeindeglieder 

(1) Gegen den endgültigen Wahlvorschlag und bei einem 
Verfahren nach§ 10 Abs. 1 Satz 2 können wahlberechtigte 
Gemeindeglieder während der Zeit der öffentlichen Be­
kanntmachung beim Kirchenvorstand schriftlich Einspruch 
erheben. 

(2) Gibt der Kirchenvorstand einem Einspruch nicht 
innerhalb einer Woche statt, so entscheidet das Landeskir­
chenamt nach Anhörung der Beteiligten innerhalb einer 
weiteren Woche. 

IV. Durchführung der Wahl 

§ 12 

Wahlleiter, Wahlvorstand 

(1) Der Kirchenvorstand bestellt aus seiner Mitte den 
Wahlleiter/die Wahlleiterin und ihre Stellvertretung; sie 
dürfen nicht selbst tur Wahl stehen. Der Wahlleiter/die 
Wahlleiterin ist für die ordnungsmäßige Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl verantwortlich, soweit nicht durch 
diese Wahlordnung bestilmnte Zuständigkeiten anderen 
Wahlorganen übertragen werden. 

(2) Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher/der 
Wahlvorsteherirr und zwei Beisitzern, die nicht selbst zur 
Wahl stehen. Mitglieder können auch zu Kirchenältesten 
wählbare Gemeindeglieder sein. 

Einer der Beisitzer ist Schriftführer/Schriftführerin und 
verantwortlich für das Führen des Wählerverzeichnisses 
sowie die Ausfertigung der W ahlniedersclu·ift. 

Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. 

(3) Werden im Wahlgebiet Stimmbezirke/Wahlbezirke 
gebildet, ist zusätzlich die entsprechende Zahl von Wahl­
vorständen zu berufen. 

(4) Wälu·end der Wahlhandlung müssen immer minde­
stens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein. 
Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein. 

§13 

Wahlhandlung 

(1) Die Wahl ist geheim. 

(2) Die Wahlberechtigten geben ihre Stimme in der 
Weise ab, daß sie auf dem vom Wahlvorstand ausgegebenen 
Stimmzettel die Namen der zu Wählenden anheuzen oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welchen der 
Vorgeschlagenen die Stimme gelten soll. 

(3) Es dürfen höchstens so viele vorgeschlagene Namen 
des Stimmzettels angeheuzt werden, wie Kirchenälteste in 
der Kirchengemeinde bzw. im Wahlbezirk zu wählen sind. 

(4) Darauf falten die Wahlberechtigten den Stimmzettel 
und werfen diesen in die Wahlurne. 

(5) Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder durch 
körperliches Gebrechen gehindert sind, den Stimmzettel 
auszufüllen, ihn zu falten und in die Urne zu we1fen, können 
sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen, die 
nicht zur Wahl stehen darf. · 

§ 14 

B1iefwahl 

(1) Wahlberechtigte, die im Wählerverzeichnis eingetra­
gen sind, können durch Briefwahl wählen. Die Ausübung 
der Briefwahl ist spätestens zwei Wochen vor dem Wahltag 

beim Kirchenvorstand zu beantragen, es sei denn, daß 
unvorhergesehene und zwingende persönliche Gründe die 
Briefwahl erforderlich machen. 

(2) Bei der Briefwahl haben die Wahlberechtigten dem 
Wahlleiter/der Wahlleiterin in einem verschlossenen Wahl­
briefumschlag 

a) den Briefwahlschein und 

b) in einem besonderen verschlossenen W ahlumsd1lag den 
Stimmzettel 

so rechtzeitig zu übersenden, daß der Wahlbrief am Wahl­
tage bis spätestens 18.00 Ulu· dort eingeht. 

(3) Auf dem Briefwahlschein haben die Wahlberechtig­
ten oder die Person ihres Vertrauens (§ 13 Abs. 5) zu ver­
sichern, daß der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem er­
ldärten Willen der Wahlberechtigten ausgefüllt worden ist. 

§ 15 

Einspruch und Beschwerde zur B1iefwahl 

(1) Ein Einspruch gegen die Versagung der B1iefwahl 
wird beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin bzw. seinem/ 
ihrer Beauftragten schriftlich oder durch Erldärung zur Nie­
derschrift eingelegt. Sofern ihm nicht gleich abgeholfen 
werden kann, entscheidet der Kirchenvorstand. Die Ent­
scheidung soll unverzüglich getroffen und unter Angabe der 
Gründe bekanntgegeben werden. 

(2) Gibt der Kirchenvorstand dem Einspruch nicht statt, 
so ist die Beschwerde an das Landeskirchenamt zulässig. 
Das Gemeindeglied ist auf diese Möglichlceit hinzuweisen. 
Das Landeskirchenamt entscheidet endgültig. 

(3) Das Wahlverfahren wird durch Einspruch und Be­
schwerde nicht gehenunt. 

§ 16 

Briefwahlergebnis 

(1) Der Wahlleiter/die Wahlleite1in öffnet den Wahlbrief, 
prüft die Gültigkeit der Stimmabgabe und legt den Wahl­
umschlag im Falle der Gültigkeit der Stimmabgabe ungeöff­
net in die Wahlui·ne des Wahlgebietes bzw. des Stimmbezir­
kes. 

(2) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, 
wenn 

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 

2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Brief­
wahlschein beiliegt, 

3. dem Wahlb1iefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt 
ist, 

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag 
verschlossen ist, 

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber 
nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorge­
schriebenen Versicherung versehene Wahlscheine ent­

.hält, 

6. die Wahlberechtigten oder die Person ihres Vertrauens 
die vorgeschriebene Versicherung zur Briefwahl auf 
dem Briefwahlschein nicht unterschrieben haben, 

7. kei~ amtlicherWahlumschlag benutzt worden ist, 

8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich 
in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von 
den übrigen abweicht. 

' 

t 
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Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als Wähler gezählt, ihre Stimmen gelten als nicht ab­
gegeben. 

(3) Wenn ein wahlberechtigtes Gemeindeglied nach Ab­
gabe des Wahlumschlages vor dem oder am Wahltag stirbt, 
aus dem Wahlgebiet verzieht oder sonst das W abirecht ver­
liert, hat dies auf die Gültigkeit der Stimmabgabe keinen 
Einfluß. 

§ 17 

Stimmenzählung 

( l) Die Stimmenzählung erfolgt unmittelbar im Anschluß 
an die Wahlhandlung durch den Wahlvorstand. 

(2) Festzustellen ist zunächst die Gesamtzahl der abge­
gebeneil Stimmen an Hand des Wählerverzeichnisses und 
der angenommenen W abischeine 1111d zu vergleichen mit 
der Zahl der in den Urnen befindlichen amtlichen Stimm­
zettel. Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der 
auf jeden Wahlvorschlag entfallenen Stimmen ermittelt. 

(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der 
Wahl vorstand. 

(4) Als gewählt gelten diejenigen Gemeindeglieder, wel­
che die meisten Stimmen erhalten haben. Im Falle der Stim­
mengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter/von der 
Wahlleiterin zu ziehende Los. 

(5) Über die Verteilung der Stimmen in der Reihenfolge 
von der Mehrzahl zur Minderzahl ist eine Niederschrift 
(Wahlniederschrift) aufzunehmen, die von den Mitgliedern 
des Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. 

§ 18 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 

1. nicht amtlich hergestellt ist oder für ein anderes Wahl­
gebiet/einen anderen Stimmbezirk gültig ist, 

2. keine Kennzeichnung durch Anlaeuzen der zu Wählen­
den enthält, 

3: den Willen des wählenden Gemeindegliedes nicht zwei-
felsfrei erkennen läßt, 

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält, 

5. mehr Kennzeichnungen als zu Wählende enthält, 

6. leer abgegeben worden ist. 

§ 19 

Wahlprüfung 

(1) Der Kirchenvorstand prüft, ob bei der Wahlhandlung 
nach den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes und der 
Ausführungsbestimmungen des Landeskirchenrates verfah­
ren worden ist. Das Ergebnis dieser Prüfung ist mit einer 
beglaubigten Abschrift der W ahlniedersclu·ift dem Super­
intendenten/der Superintendentin zur Nachprüfung vorzu­
legen, der/die sie an das Landeskirchenamt weiterleitet. Vor 
Beanstandung einer Wahl muß das Landeskirchenamt das 
gewählte Gemeindeglied zur Sache hören. 

(2) Das Wahlergebnis ist am Sonntag nach der Wahl im 
Gottesdienst abzukündigen. 

V. Schlußbestimmungen 

§ 20 

Einsprüche. zur Wahlhandlung 

(1) Einsprüche gegen die Wahl können binnen einer 
Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich 

beim Kirchenvorstand erhoben werden; darauf ist bei der 
Abkündigung besonders hinzuweisen. In diesem Verfahren 
dürfen keine Einsprüche mehr erhoben werden, die gemäß 
den Bestimmungen dieser Wahlordnung (§§ 3 Abs. 1; 7 
Abs. 1; 9 Abs. 1) früher hätten geltend gemacht werden kön­
nen. Über die Einsprüche entscheidet der Kirchenvorstand. 

(2) Gegen die Entscheidung des Kirchenvorstandes ist 
binnen einer Woche Einspruch beim Landeskirchenamt 
möglich. Nach Anhörung der Beteiligten entscheidet das 
Landeskirchenamt endgültig. 

(3) Die Wahl wird unanfechtbar, falls 

a) innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahl­
ergebnisses kein Einspruch eingelegt worden ist, 

b) ein vom Kirchenvorstand abgelehnter Einspruch durch 
das Landeskirchenamt entschieden ist. Dieses hat inner­
halb eines Monats zu entscheiden. 

§ 21 

Einführung mi.d Verpflichtung 

(1) Die Annahme der Wahl ist schriftlich zu erldären. 

(2) Die Einführung und Verpflichtung der neu gewählten 
Kirchenältesten erfolgt innerhalb von vier Wochen nach 
Ablauf der Einspruchsfrist durch den Pfarrer/die Pfanerin in 
einem Gottesdienst. 

(3) Die Einführung und Verpflichtung nach Ablauf der 
Frist gemäß Abs. 1 ist nur mit Genehmigung des Landeskir­
chenamtes zulässig. 

(4) Bis zur Einführung und Verpflichtung der neu ge­
wählten Kirchenältesten bleiben die bisherigen Kirchenälte­
sten im Afut. 

§ 22 

Berufene Mitglieder 

(l) Der Kirchenvorstand kann Gemeindeglieder, die die 
Voraussetzungen des § 4 erfüllen, zusätzlich als Mitglieder 
berufen. 

(2) Die Rechte und Pflichten sowie die Amtszeit der be­
rufenen Mitglieder des Kirchenvorstandes entsprechen 
denen der gewählten Kirchenältesten. 

(3) Das Verhältnis zwischen gewählten und berufenen 
Mitgliedern darf höchstens betragen: 

bei bis zu 8 Gewählten = 1 Berufene(r) 

bei bis zu 15 Gewählten 

bei 16 und mehr Gewählten 

= 2 Berufene 

= 3 Bemfene. 

§ 23 

Ersatzwahlen 

Die im Wege einer Ersatzwahl (vgl. Art. 91 Abs. 1 des 
Kirchengemeindeverfassungsgesetzes) gewählten Mitglie­
der des Kirchenvorstandes gelten als gewählte Kirchenälte­
ste. 

§ 24 

Geltendes Recht 

(1) Das Kirchengesetz vom 29. November 1967 über die 
Wahlen zu den Kirchenvorständen- Wahlordnung- (Ges. 
u. VOBI. Bel. 5 S. 30) i. d. F. vom16. Juni 1987 und die Aus­
führungsbestimmungen des Landesldrchenrates vom 
25. Aplil1968 zum Kirchengesetz vom 29. November 1967 
über die Wahlen zu den Kirchenvorständen (Ges. u. VOBI. 
Bd. 5 S. 31) sowie alle sonst diesem Kirchengesetz entc 
gegenstehenden Bestimmungen werden aufgehoben. 
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(2) Der' Landeskirchemat wird ermächtigt, die zur Durch­
führung dieses Gesetzes erforderlichen Ausführungsbestim­
mungen zu erlassen. 

(3) Für die formale Durchführung der Wahlen zu den Kir­
chenvorständen gelten neben den vom Landeskirchenrat zu 
diesem Gesetz zu erlassenden Ausführungsbestimmungen 
in analoger Anwendung die Bestimmungen des Kommunal­
wahlgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, soweit sie 
niCht diesem Kirchengesetz und den Ausführungsbestim­
mungen entgegenstehen. 

§ 25 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

D e t m o l d, den 14. Dezember 1994 

Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. Haarheck Noltensmeier 
Dr. E h n e s W e s n e r 

Böttcher Dr. Becker Windmann 

Nr. 33 Ausführungsbestimmungen zum Kirchenge- _ 
setz vom 22. November 1994 über die Wahlen 
zu den Kirchenvorständen- Wahlordnung-. 

Vom 14. Dezember 1994. (Ges. u. VOBI. 
Bd. 10 S. 451) 

Gemäß § 24 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 22. No­
vember 1994 über die Wahlen zu den Kirchenvorständen 
(Wahlordnung) erläßt der Lippische Landeskirchemat zur 
Durchführung dieses Gesetzes nachstehende Ausführungs­
bestimmungen: 

§ 1 

Wählerverzeichnis 

(1) Der Kirchenvorstand erstellt vor Beginn des Wahlver­
fahrens ein Verzeichnis der wahlberechtigten Gemeinde­
glieder (Wählerverzeichnis)- Anlage 1 -. 

(2) Eine Benachrichtigung über die Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis erfolgt nicht. 

(3) Die Unterlagen müssen während des gesamten Wahl­
verfahrens zur Einsichtnahme und Prüfung im Gemeinde­
amt zur Verfügung stehen. 

(4) Vom Stichtag an (75. Tag vor dem Wahltag) sind nur 
noch folgende Änderungen des Wählerverzeichnisses zuläs­
sig: 

a) auf Antrag von Personen, die in der Zeit vom Stichtag 
bis zum Ablauf der Auslegungsfrist ihren Wohnsitz 
ändern, 

b) auf Grund von Einspruchsentscheidungen gegen das 
Wählerverzeichnis, 

c) zur Berichtigung offensichtlicher fehlerhafter Eintra­
gungen. 

(5) Nach dem Stichtag im Wählerverzeichnis vorgenom­
mene Änderungen sind kenntlich zu machen und in der 
Spalte »Bemerkungen« zu begtünden. 

(6) Nach Ablauf der Auslegungsfrist und der sich daran 
.anschließenden Einspruchsfrist wird das Wählerverzeichnis 
vom Kirchenvorstand abgeschlossen und die Zahl der 
Wahlberechtigten festgestellt. 

Danach ist das Wählerverzeichnis in Verwahrung zu neh­
men, so daß nachträgliche Eintragungen und Änderungen 
nicht mehr vorgenommen werden können. 

§2 

Vorbereitung der Wahl 

(1) Das Landeskirchenamt stellt den Kirchenvorständen 
für die Durchführung der Wahl eine Zeittafel zur Verfügung 
(Anlage 2). 

(2) Der Kirchenvorstand veranlaßt den Druck der Stimm­
zettel (Anlage 3). Er ist für ihre Herstellung und den Schutz 
gegen mißbräuchliche Verwendung verantwortlich. Die 
Stimmzettel müssen die Namen der Vorgeschlagenen in 
alphabetischer Reihenfolge enthalten. 

(3) Die Stimmzettel müssen für jeden Stimmbezirld 
Wahlbezirk von· gleicher Farbe und Beschaffenheit sein. 

(4) Die Wahlbtiefumschläge sollen 12,5 x 17,6 cm (DIN 
B 6) groß sein (Anlage 4). 

(5) Als Briefwahlscheine sind die vom Landeskirchenamt 
erstellten Vordrucke zu verwenden (Anlage 5). 

(6) Die Wahlbenachrichtigungen i. S. von§ 10 Abs. 3 der 
Wahlordnung werden vom Landeskirchenamt erstellt und 
können für den Fall der Durchführung einer Wahl ein­
schließlich des Adreßausdruckes der wahlberechtigten Ge­
meindeglieder dort bestellt werden. Für die Verteilung der 
Wahlbenachrichtigungen vor Ort ist die jeweilige Kirchen­
gemeinde verantwortlich (Anlage 6). 

§ 3 

Wahlbezirke 

(1) Wahlbezirke sollen nur dann gebildet werden, wenn 
eine Zusammensetzung des Kirchenvorstandes 1m Sinne 
von § 6 Abs. 1 der Wahlordnung nicht gewährleistet scheint. 
Bei der Abgrenzung der Wahlbezirke ist darauf Rücksicht 
zu nehmen, daß räumliche Zusammenhänge möglichst ge­
wahrt bleiben. 

(2) Beschließt der Kirchenvorstand im Sinne von Abs. 1 
die Bildung von Wahlbezirken, so hat dies die Erstellung 
eines weiteren Wählerverzeichnisses und die Aufstellung 
einer zusätzlichen Liste für Wahlvorschläge aus diesem Ge­
meindebereich zur Folge. Die daraus entstehenden Teilvor­
schläge werden in einen endgültigen Wahlvorschlag 
(Stimmzettel) aufgenommen, über den ausschließlich die 
Wahlberechtigten dieses Wahlbezirkes abstimmen dürfen. 

(3) Der Kirchenvorstand schafft in den Stimmbezir­
ken/Wahlbezirken die Voraussetzungen für eine reibungs­
lose Durchführung der Wahl. 

§4 

- Wahlvorschläge 

(1) Der Kirchenvorstand fordert die wahlberechtigten 
Gemeindeglieder auf, für den endgültigen Wahlvorschlag 
geeignete Gemeindeglieder zu benennen (Anlage 7). Ein 
Wahlvorschlag kann mehrere Namen enthalten. Beginn und 
Ende der Frist zur Abgabe werden durch das Landeslur­
chenamt in der örtlichen Tagespresse sowie in den Gemein­
den durch Abkündigung und Aushang bekanntgemacht 
(Anlage 8). 

(2) Der Wahlvorschlag muß enthalten: 

a) Familien- und Vorname, 

b) Geburtsdatum, 

c) Anschrift 

der Vorzuschlagenden. 

t 
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(3) Dem Wahlvorschlag ist für jeden Vorgeschlagenen 
eine von diesem eigenhändig unterschriebene Erldärung im 
Wortlaut des § 4 Abs. 2 der Wahlordnung beizufügen (An­
lage 9). 

( 4) Die Kandidaten und Kandidatinnen können sich in 
einer Gemeindeversammlung persönlich vorstellen. 

§ 5 

Wahlvorstand 

(1) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin übergibt dem Wahl­
vorsteher/der Wahlvorstehe1in vor Beginn der Wahlhand­
lung: 

a). das Wählerverzeichnis und das Verzeichnis der Brief-
wähler (Anlage 10), 

b) Wahlumschläge und Stimmzettel in ausreichender Zahl, 

c) Vordrucke über eine Wahlniederschrift (Anlage 11), 

d) Abdruck der Wahlordnung und der Ausführungsbestim­
mungen, 

e) eine verschließbare Wahlurne. 

(2) Der Wahlvorstand hat die Ordnung im Wahlraum auf­
rechtzuerhalten. Er ordnet den Zutritt zum Wahlraum und 
übt das Hausrecht aus. 

(3) ·vor Öffnung des Wahlraumes erfolgt durch Hand­
schlag die Verpflichtung der Mitglieder des Wahlvorstandes 
zur unparteiischen Durchführung ihrer Aufgaben durch den 
Wahlleiter/die Wahlleitelin. Zum festgelegten Zeitpunkt 
des Beginns der Wahlhandlung erldärt der Wahlvor­
steher/die Wahlvorsteherin die Wahl für eröffnet. 

§6 

Wahlhandlung 

(1) In jedem Wahlraum müssen eine oder mehrere Wahl­
kabinen mit Tischen und Stühlen eingerichtet werden. In der 
Wahlkabine sollen Bleistifte für das Ausfüllen der Stimm­
zettel bereitliegen. 

(2) Vor der Stimmabgabe überzeugt sich der Wahlvor­
stand davon, daß die Wahlurne leer ist und verschließt 
danach die Wahlurne, so daß die von den Wählern einge­
wmfenen Stimmzettel nicht entfernt werden können. Die 
Wahlurne dalf bis zum Schluß der Wahlhandlung nicht 
mehr geöffnet werden. 

(3) Die Wahlberechtigten nennen nach Eintlitt in den 
Wahlraum dem Wahlvorstand ihren Namen; aufVerlangen 
haben sie sich über ihre Person auszuweisen. Die W ahlbe­
rechtigung wird durch Einsichtnahme in das· Wählerver­
zeichnis festgestellt, und die Wahlberechtigten erhalten dar­
aufhin den Stimmzettel. Der Wahlvorstand vermerkt die 
Stimmabgabe im Wählerverzeichnis an der dafür bestimm­
ten Stelle. 

Mit dem Stimmzettel begeben sich die Wahlberechtigten 
in die W ahllcabine und kennzeichnen ihn durch Ankreuzen 
der von ihnen zu wählenden Gemeindeglieder. Der Stimm­
zettel wird nach Stimmabgabe von den Wahlberechtigten 
gefaltet und in die Wahlurne gewolfen. 

Der Wahlvorstand hat darauf zu achten, daß sich die 
Wahlberechtigten nicht länger als notwendig in der Wahl­
kabine aufhalten. 

(4) Stimmzettel, die außerhalb der Wahlkabine gekenn­
zeichnet werden, hat der Wahlvorstand zurückzuweisen. 
Dasselbe gilt für Stimmzettel, die durch besondere Kenn­
zeichnung nicht den Anforderungen an das Wahlgeheimnis 
entsprechen. Eine Wiederholung der Wahl ist für diese Fälle 
ausgeschlossen. 

Die Wahlberechtigten können sich für einen von ihnen 
versehentlich unbrauchbar gemachten Stimmzettel vom 
Wahlvorstand einen neuen geben lassen. 

(5) Das Ende der Wahlzeit wird vom Wahlvorsteher/von 
der Wahlvorsteherin festgestellt und bekanntgegeben. Von 
da ab dürfen nur noch.die Wahlberechtigten ihre Stimme ab­
geben, die sich im Wahlraum aufhalten. Der Wahlraum ist 
so lange geschlossen zu halten, bis die anwesenden Wahlbe­
rechtigten ihre Stimme abgegeben haben. Danach erldärt 
der Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin die Wahlhandlung 
für geschlossen. 

§7 

Briefwahl 

(l) Für die Briefwahl gelten neben den Voraussetzungen 
des § 14 der Wahlordnung die nachstehenden Bestimmun­
gen. 

(2) Der Antrag auf Briefwahl kann durch Dlitte gestellt 
werden. 

(3) Nach Prüfung der Wahlberechtigung sind den Antrag­
stellem folgende Unterlagen zu übersenden: 

a) ein amtlicher Stimmzettel der Kirchengemeinde· (An­
lage 12), 

b) ein amtlicher Wahlumschlag, 

c) ein amtlicher Wahlbliefumschlag nach dem Muster der 
Anlage, auf dem die vollständige Anschrift des Wahllei­
ters/der Wahlleiterin oder des Beauftragten/der Beauf­
tragten des Kirchenvorstandes, an den/die der Wahlbrief 
zu senden ist, anzugeben ist, 

d) ein amtlicher Briefwahlschein. 

(4) Die Bliefwahlunterlagen dülfen nur den Wahlberech­
tigten durch die Post übersandt oder ihnen persönlich aus­
gehändigt werden. Diese B1iefsendung ist von der Kirchen­
gemeinde freizumachen. 

(5) Die Zustellung der Briefwahlunterlagen ist im 
Wählerverzeichnis in der Spalte »Bemerkungen« festzuhal­
ten. Darüber hinaus ist ein besonderes Verzeichnis der 
Briefwähler zu führen. 

(6) Verlorengegangene Briefwahlunterlagen werden 
nicht ersetzt. 

(7) Wer durch Bi-iefwahl wählt, füllt persönlich seinen 
Stimmzettel aus, legt ihn in den amtlichen Wahlumschlag 
ein und verschließt diesen. Sodann werden der Wahlum­
schlag und der Briefwahlschein in den Wahlbriefumschlag 
gesteckt und durch die Post oder einen Dritten an die auf 
dem Wahlbliefumschlag angegebene Stelle gesandt. Der 
Wahlbrief kann auch bei dieser Stelle abgegeben werden. 
Auf dem Wahlbriefumschlag muß der Absender angegeben 
werden. Nach Eingang des Wahlbriefes bei der zuständigen 
Stelle darf er nicht mehr zurückgegeben werden. 

§ 8 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung ermittelt der 
Wahlvorstand das Wahlergebnis. Er stellt dazu fest die 
Zahl: 

a) der Wahlberechtigten nach dem Wählerverzeichnis, 

b) der Wähler (einschließlich derer, die durch Briefwahl 
gewählt haben), 

c) der· gültigen und der ungültigen Stimmen, 

d) der für die einzelnen Vorgeschlagenen abgegebenen 
gültigen Stimmen, 

e) der übriggebliebenen Stimmzettel. 
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Mit der Ermittlung des Wahlergebnisses wird unverzüg­
lich nach Beendigung der Wahlhandlung begonnen. Dabei 
sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwesend sein. 

(2) Vor der Öffm~ng der Wahlurne werden alle nicht be­
nutzten Stüm11zettel gezählt und vom Tisch entfernt. Dann 
werden zur Feststellung der Zahl der Wähler die Stimmzet­
tel aus der W ahlume entnommen und gezählt. 

Zugleich wird die Zahl der Vermerke über die Stimmab­
gabe im Wählerverzeichnis festgestellt. Ergibt sich dabei 
eine zahlenmäßige Differenz, ist eine erneute Zählung er­
forderlich, damit der bei der e1:sten Auszählung festgestellte 
Zahlenunterschied noch vor Abgabe des vorläufigen Wahl­
ergebnisses an den Wahlleiter/die Wahlleiterin bereinigt 
werden kann. 

(3) Die eingegangenen Wahlbriefe werden vom Wahl­
leiter/von der Wahlleiterin gesmmnelt. Zur Feststellung 
de1' Zahl der Briefwähler übergibt er/sie die Wahlbriefe am 
Wahltag dem Wahlvorstand. Dieser hat die Wahlbriefe zu 
zählen und die Zahl der Stimmabgaben im Wählerver­
zeichnis und in dem Veüeichnis der Briefwähler festzu­
stellen. Ergibt sich dabei eine zahlenmäßige Differenz, ist 
eine erneute Zählung erforderlich, damit der bei der ersten 
Auszählung festgestellte Zahlenunterschied noch vor Ab­
gabe des vorläufigen Wahlergebnisses bereinigt werden 
kann. 

Danach öffnet de1: Wahlvorsteher/die Wahlvorstehetin 
die Wahlbriefe, entnimmt die Wahlumschläge und übergibt 
sie den Beisitzern. Diese vermengen die Wahlumschläge 
mit den Stimmzetteln, die persönlich abgegeben worden 
sind. 

Vermerke oder Vorbehalte machen den Stimmzettel 
ungültig. Der Stimmzettel ist jedoch nicht schon dann 
ungültig, wenn die W abiberechtigten bei einem der Vorge­
schlagenen mehrere Kreuze anbringen oder ein Kreuz wie­
der streichen. 

(4) Die persönlich und die durch Briefwahl abgegebenen 
Stimmen werden gemeinsam ausgezählt. Stimmzettel, die 
ungültig sind oder die zu Bedenken Anlaß geben, werden 
bis zur Entscheidung über die Gültigkeit der Stimmen durch 
den Wahlvorstand zurückgelegt. Gibt der Stimmzettel hin­
sichtlich seiner Gültigkeit zu Bedenken Anlaß, verliest der 
Wahlvorsteher/die Wahlvorstehe1in die Stimmabgabever­
merke aus den Stimmzetteln. Die Beisitzer notieren unab­
hängig voneinander in je einer Auszählungsliste die für 
jeden Vorgeschlagenen abgegebenen Stimmen (Anlage 13). 

Sind alle gültigen Stimmzettel gezählt, entscheidet der 
Wahlvorstand zunächst über die zurückgestellt«n Stimmzet­
tel. Diese Stimmzettel sind auf der Rückseite durch die Ver­
merke »gültig« oder »Ungültig« zu kennzeichnen. Die für 
gültig erldärten Stimmzettel sind in den Auszählungslisten 
noch entsprechend zu berücksichtigen. 

(5) Wird in melu·eren Stimmbezirken/Wahlbezirken ge­
wählt, erfolgt die Auszählung der Stimmen in jedem Bezirk. 
Ebenso ist für jeden Bezirk eine Wahlniederschdft zu felti­
gen. Diese Wahlniedersclu·ift erhält der Wahlleiter/die 
Wahlleiterin zur Ermittlung des Gesamtergebnisses für das 
Wahlgebiet 

(6) Über die Wahlhandlung wird von einem vor Beginn 
der Wahl vom Wahlvorsteher/von der Wahlvorsteherin zu 
bestimmenden Mitglied des Wahlvorstandes (Schriftführer) 
eine Wahlniederschrift aufgenommen; sie ist nach Ausferti­
gung von allen Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unter­
schreiben (Anlage 14). 

Beschlüsse des Wahlvorstandes über die Gültigkeit oder 
Ungültigkeit von Stimmen, über Beanstandungen bei der 

Wahlhandlung sowie bei Ermittlung des Wahlergebnisses· 
sind in der Wahlniederschrift aufzuführen. 

(7) Der Wahlniederschrift sind jeweils einzeln verpackt 
und versiegelt beizufügen: 

a) die gültigen und die durch Beschluß des Wahlvorstandes 
fi.ir gültig erldärten Stinm1zettel, 

b) alle ungültigen Stimmzettel, 

c) die Auszählungslisten. 

(8) Die Wahlniedersclu·ift mit den Anlagen übergibt der 
Wahlvorsteher/die Wahlvorstehe1in unverzüglich dem 
Wahlleiter/der Wahlleiterin. 

(9) Aus der Wahlniederschrift muß eine Übersicht über 
die Verteilung der Stimmen hervorgehen, ausgehend von 
der Höchstzahl der erreichten Stimmen. 

(10) Ist in mehreren Stimmbezirken/Wahlbezirken ge­
wählt worden, ermittelt der Wahlleiter/die Wahlleiterin 
nach den Wahlniederschriften der einzelnen Stimmbe­
zirke/Wahlbezirke das endgültige Wahlergebnis für d!e Kir­
chengemeinde (Anlage 15). 

§ 9 

Wahlprüfung 

(·1) Der Kirchenvorstand prüft, ob bei der Wahlhandlung 
nach den Bestimmungen der Wahlordnung und der Aus­
führungsbestimmungen verfahren worden ist. Das Ergebnis 
der Prüfung ist umgehend mit einer beglaubigten Abschrift 
der Wahlniederschrift über den Superintendenten/die 
Supetintendentin dem Landeskirchenamt zur Nachprüfung 
vorzulegen (Anlage 16). 

(2) Die. Stimmzettel sind mindestens so lange von der 
Kirchengemeinde aufzubewalu·en, bis die Wahl unanfecht­
bar geworden ist. Das Wählerverzeichnis kann fortgeschrie­
ben werden, wenn die Wahl unanfechtbar geworden ist. 
Eine frühere Fortschreibung des Wählerverzeichnisses ist 
nur zulässig, wenn der bei der Wahl geltende Stand des 
Wählerverzeichnisses festgehalten werden kann. Die übri­
gen Wahlunterlagen sind bis zum Ablauf der neuen Amts­
zeit des Kirchenvorstandes aufzubewahren. 

§ 10 

Schlußbestümnungen 

Das Kirchengesetz über die Ordnung der ev.-reformierten 
und ev.-lutherischen Kirchengemeinden der Lippischen 
Landeskirche vom 18. März 1957 (Ges. u. VOBl. Bd. 4 
S. 183), insbesondere Abschnitt III, 4 über das Amt der Kir­
chenältesten und das Kirchengesetz vom 22. November 
1994 i.iber die Wahlen zu den Kirchenvorständen (Wahlord­
nung, Ges. ii. VOBl. Bd. 10 S. 447) sind die Grundlagen für 
die vorstehenden Ausführungsbestimmungen. 

§11 

Irrkrafttreten 

Diese Verordnung tlitt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

D e t m o l d, den 14. Dezember 1994 

Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. Haarheck Noltensmeier 
Dr. Eh n es W e· s n er 

B ö t t c h e r Dr. B e c k e r W i n d m a n n 

t 

t 
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Nr. 34 Kirchengesetz zur Übernahme des Kirchen­
gesetzes der Evangelischen IGrche in 
Deutschland über die Statistik 

Vom 22. November 1994.· (Ges. u. VOBI. 
Bd. 10 S. 454 

Die 30. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sitzung am 
22. November 1994 das Kirchengesetz zur Übernahme des 
Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
über die Statistik beschlossen, das hiermit bekanntgegeben 
wird: 

§ 1 

Dem von · der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland am 12. November 1993 beschlossenen Kir­
chengesetz über die Statistik (Kirchliches Statistikgesetz) 
wird nach Artikel 10 Buchstabe b der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zugestimmt. 

§2 

Das kirchliche Statistikgesetz wird für den Bereich der 
Lippischen Landeskirche in Geltung gesetzt. 

§ 3 

Der Lippische Landeskirchenrat wird ermächtigt, die zur 
Ergänzung und Durchführung des kirchlichen Statistikge­
setzes notwendigen Bestimmungen zu erlassen. 

D e t m o I d, den 14. Dezember 1994 

Li.ppischer Landeskirchenrat 

Dr. H a a r b e c k N o l t e n s m e i e r 
Dr. E h n e s W e s n e r 

B ö t t c h e r Dr. B e c k e r W i n d m a n n 

Nordelbische Evangelisch~ Lutherische Kirche 

Nr. 35 Bekanntmachung der Neufassung des Pfarr­
stellengesetzes. 

Vom 24. September 1994. (GVOBL S. 278) 

Aufgrund von Artikel 3 des Kirchengesetzes zur Ände­
rung des Pfarrstellengesetzes vom 24. September 1994 
(vorstehend abgedruckt) wird nachstehend der Wortlaut 
des Pfarrstellengesetzes in der ab 1. Januar 1995 gelten­
den Fassung bekanntgemacht Die Neufassung berück­
sichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 1983 
(GVOBL S. 89), 

2. den am 1. Januar 1995 in Kraft tretenden-Artikel 1 des 
eingangs genannten Kirchengesetzes. 

K i. e I , den 24. September 1994 

.Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Karl Ludwig K o h l w a g e 

Bischof 

Kirchengesetz 
über die Errichtung, Aufhebung, 

Änderung und Besetzung von Pfarrstellen 

I. 

Errichtung, Aufhebung und Änderung von Pfarrstellen 

§ 1 

(1) Für Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Kirchenla'eis­
verbände und gesamtkirchliche Dienste der Nordelbischen 
Kirche werden Pfarrstellen nach den Bestimmungen der 
§§ 2 bis 6 enichtet, aufgehoben und geändert. 

(2) Als Änderung einer Pfarrstelle gelten wesentliche 
Änderungen, Erweiterungen und Einschränkungen der Auf­
gaben, die mit der PfalTStelle verbunden sind. Als Änderung 
gilt nicht die Änderung von Pfaubezirken innerhalb einer 

. Kirchengemeinde. 

§2 

(1) Pfa1TStellen für Kirchengemeinden werden auf Antrag 
des Kirchenvorstandes durch Beschluß der Kirchenkreis­
synode errichtet. 

(2) Pfarrstellen fiir Kirchengemeinden können durch Be­
schluß der Kirchenkreissynode aufgehoben werden, wenn 
die Wahl'hehmung der Aufgaben der Kirchengemeinde 
anderweitig ausreichend gesichert ist. Vor der Beschlußfas­
sung ist der Kirchenvorstand zu hören. 

(3) Für die Änderung der Pfarrstelle- gilt Absatz 2 ent­
sprechend. 

§ 3 

(1) Pfarrstellen für Kirchenkreise werden durch Beschluß 
der Kirchenla·eissynode errichtet. 

(2) Pfarrstellen für Kirchenkreise können durch Beschluß 
der Kirchenla·eissynode aufgehoben werden, wenn die mit 
der Pfarrstelle verbundenen Aufgaben anderweitig wahrge­
nommen werden sollen oder wegfallen. 

(3) Für die Änderung einer Pfaustelle für einen Kirchen­
kreis gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Bei Pfarrstellen eines Kirchenla·eisverbandes gelten 
die Absätze 1 bis 3 sinngemäß mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle der Kirchenkreissynode die Verbandsvertretung tritt. 

§4 

(1) Vor der Beschlußfassung nach den§§ 2 und 3 ist eine 
Stellungnahme der Bischöfin oder des Bischofs einzuholen. 

(2) Beschlüsse nach§ 2 Abs. 1 und 2 sowie§ 3 Abs. 1, 2 
und 4 bedürfen der Genehmigung des Nordelbischen K.ir­
chenamtes. 

§ 5 

(1) Über die Euichtung und Aufhebung von Pfamtellen 
für gesamtkirchliche Dienste derNordelbischen Kirche be­
schließt die Synode im Rahmen des Stellenplanes. 

(2) Über die Änderung dieser Pfaustellen beschließt die 
Kirchenleitung . 
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§6 

Die Errichtung, Aufhebung und Änderung von PfatTstel­
len ist im Gesetz- und Verordnungsblatt zu veröffentlichen. 

II. 

Besetzung von Pfarrstellen 

A. Allgemeine Vorschriften 

§7 

Pfan·stellen für Kirchengemeinden werden zweimal 
durch Wahl, das dritte Mal durch Ernennung besetzt; neu­
errichtete Pfarrstellen werden erstmalig durch Ernennung 
besetzt. PfatTstellen für Kirchenheise, Kirchenheisver­
bände und gesamtkirchliche Dienste der Nordelbischen Kir­
che werden durch Berufung besetzt. 

§ 8 

(1) Pfanstellen fü1; Kirchenkreise werden auf längstens 
zehn Jahre durch den Kirchenheisvorstand besetzt. Sie kön­
nen jeweils nach Ablauf der Besetzungszeit für einen weite­
ren Zeitraum bis zu zehn Jahren, ausnahmsweise darüber 
hinaus bis zum Eneichen der gesetzlichen Altersgrenze der 
PfatTstelleninhaberin oder des PfaiTStelleninhabers, besetzt 
bleiben, wenn der Kirchenheisvorstand dies beschließt. Der 
Kirchenkreisvorstand hört zuvor die Bischöfin oder den 
Bischof. 

(2) Bei Pfarrstellen für Kirchenkreisverbände gilt Ab­
satz l mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kirchenheis­
vorstandes der Verbandsausschuß tli.tt. 

§9 

Pfaustellen für gesamtkirchliche Dienste der Nordelbi­
schen Kirche werden auf längstens zehn Jahre durch die 
Kirchenleitung besetzt. Sie können jeweils nach Ablauf der 
Besetzungszeit für einen weiteren Zeitraum bis zu zehn Jah­
ren, ausnahmsweise darüber hinaus bis zum Eneichen der 
gesetzlichen Altersgrenze der Pfarrstelleninhaberin oder des 
Pfarrstelleninhabers, besetzt bleiben, wenn die Kirchenlei­
tung dies beschließt. Die Kirchenleitung hört zuvor die 
dafür zuständige Stelle des gesamtkirchlichen Dienstes und 
das Nordelbische Kirchenamt 

§ 10 

(1) Zu besetzende PfatTstellen sind von der Körperschaft, 
der die Pfarrstelle zugeordnet ist, im Gesetz- und Verord­
nungsblatt amtlich auszuschreiben, soweit nach diesem Kir­
chengesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Kirchenleitung kann bei von ihr zu besetzenden 
PfatTstellen nach § 9 im Einvernehmen mit der Bischöfin 
oder dem Bischof mit einer, Mehrheit von zwei Dritteln ihrer 
Mitglieder von einer Ausschreibung absehen, wenn die 
Pfaustelle mit einer bestimmten Pastorin oder einem be­
stimmten Pastor besetzt werden soll. 

(3) Der Kirchenheisvorstand kann mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder bei von ihm zu beset­
zenden Pfarrstellen nach § 8 Abs. 1 im Einvernehmen mit 
der Bischöfin oder dem Bischof von einer Ausschreibung 
absehen, wenn die Pfarrstelle mit einer bestimmten Pastorin 
oder einem bestimmten Pastor besetzt werden soll. 

(4) Bei Pfarrstellen für Kirchenheisverbände gilt Ab­
satz 3 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kirchenkreis­
vorstandes der Verbandsausschuß tri.tt. 

(5) Ist innerhalb der Bewerbungsfrist nur eine Bewer­
bung eingegangen, so kann erneut ausgeschrieben oder ein 
Probedienstauftrag beantragt werden. 

§11 

(aufgehoben) 

§ 12 

Bewerbungen für Gemeindepfarrstellen, die durch Wahl 
zu besetzen sind, sind an die Pröpstin oder den Propst zu 
richten, von dort wird der Kirchenvorstand, das Nordelbi­
sche Kirchenamt und die Bischöfin oder der Bischof über 
die eingegangenen Bewerbungen untenichtet. Bewerbun­
gen für Gemeindepfanstellen, die durch Ernennung zu be­
setzen sind, sind über die Pröpstin oder den Propst an die 
Bischöfin oder den Bischof zu ri.chten, von dort wird das 
Nordelbische Kirchenamt und der Kirchenvorstand unter­
richtet. Bewerbungen für andere Pfarrstellen sind an die für 
die Besetzung zuständige Stelle zu richten. 

§ 12a 

(1) Personen, die nicht im Dienst der Nordelbischen Kir­
che stehen, können nur mit der Genehmigung des Bischofs­
kollegiums in den Dienst übernommen werden. Das Nord­
elbische Kirchenamt prüft zuvor unverzüglich, ob die 
Übernahmevoraussetzungen e1füllt werden. 

(2) Stellt das Bischofskollegium im Einvernehmen mit 
dem Nordelbischen Kirchenamt die Übernahme einer Be­
werberin oder eines Bewerbers nach Absatz 1 in Aussicht, 
so teilt das Nordelbische Kirchenamt der für die Bewerbung 
zuständigen Stelle mit, daß das Besetzungsverfahren nach 
den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes eingeleitet wer­
den kann. 

B. Besetzung durch Wahl 

§13 

(1) Ist eine Pfaustelle durch Wahl zu besetzen und liegen 
mehr als drei Bewerbungen vor, so kann ein Wahlausschuß 
gebildet werden, der dem Kirchenvorstand mindestens zwei 
Bewerbungen als Wahlvorschlag vorlegt. 

(2) Der Wahlausschuß besteht aus: 

a) der Pröpstin oder dem Propst, 

b) einem Mitglied des Kirchenlaeisvorstandes, 

c) drei vom Kirchenvorstand aus seiner Mitte gewählten 
Mitgliedern. 

Insgesamt sollen dem Ausschuß zwei theologische, zwei 
nichttheologische und ein Mitglied der hauptamtlichen Mit­
arbeiterschaft angehören. 

§ 14 

(aufgehoben) 

§ 15 

Abweichend von § 10 kann der Kirchenvorstand nach 
vorheriger Zustimmung des Nordelbischen Kirchenamtes 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder von 
der Ausschreibung einer PfatTstelle absehen, wenn er diese 
Pfarrstelle mit einer bestimmten Pastorin oder einem be­
stimmten Pastor besetzen möchte. 

§ 16 

Die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber stellen sich 
dem Kirchenvorstand in geeigneter Weise vor und haben 
einen· Gemeindegottesdienst mit Predigt in der vom Kir­
chenvorstand durch Los bestimmten Reihenfolge zu halten, 
was an zwei aufeinander folgenden Sonntagen durch Kan­
zelablcündigung bekanntzugeben ist. Der Predigttext be­
stimmt sich nach der Ordnung der Predigttexte. 



' 

Heft 2, 1995 AMTSBLATT 111 

§ 16a 

Gemeindeglieder, die nach dem Wahlgesetz der Nord­
elbischen Kirche wahlberechtigt sind, können Einwendun­
gen gegen die Wahl einer Bewerberin oder eines Bewerbers 
innerhalb einer Frist von drei Tagen nach dem letzten Ge­
meindegottesdienst nach § 16 schriftlich bei dem Kirchen­
vorstand vorbringen. Der Kirchenvorstand ist verpflichtet, 
die Einwendungen im Rahmen des Besetzungsve1falu·ens 
mitzubehandeln. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

§ 17 

(1) Die Wahl wird vom Kirchenvorstand in Anwesenheit 
der Pröpstin oder des Propstes nach Ablauf der Einwen­
dungstrist durchgeführt. Vor der Wahlhandlung elfolgt eine 
pröpstliche Stellungnahme zu den einzelnen Bewerberinnen 
oder Bewerbern. 

(2) Die Wahlhandlung kann nur durchgeführt werden, 
wenn zwei Drittel der Mitglieder des Kirchenvorstandes 
anwesend sind. Gewtihlt wird mit Stimmzetteln. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes erhalten hat. 

(3) Steht nur eine Person zur Wahl, findet kein weiterer 
Wahlgang statt. Bei zwei und mehr Bewerberinnen oder 
Bewerbern findet ein zweiter und gegebenenfalls dritter 
Wahlgang statt, wenn die erforderliche Mehrheit nicht zu­
standekomrnt. 

(4) Bei mehr als zwei Bewerberinnen oder Bewerbern ist 
im zweiten Wahlgang zwischen den beiden Personen zu 
wählen, d!e im ersten Wahlgang die höchsten Stimmzahlen 
erh_alten haben. 

(5) Wird die erforderliche Mehrheit in keinem Wahlgang 
erreicht, so ist das Verfahren zur Besetzung von Pfanstellen 
nach dem II. Abschnitt neu zu beginnen. 

(6) An der Beratung und Beschlußfassung über die Wahl 
sowie an der Wahlhandlung darf nicht teilnehmen, wer für 
sich oder für Angehörige einen unmittelbar·en Vor- oder 
Nacl1teil erlangen kann. 

§ 18 

(1) Das Ergebnis der Wahl ist an dem dem Wahltag 
folgenden Sonntag durch Kanzelabkündigung bekannt­
zugeben. Gegen die Wahl kann jedes Gemeindeglied, das 
nach dem Wahlgesetz der Nordelbischen Kirche wahlbe­
rechtigt ist, innerhalb von zwei Wochen nach Be]canntgabe 
des Wahlergebnisses schriftlich beim Kirchenvorstand Ein­
spruch einlegen. 

(2) Der Einspruch kann nur auf einen Verstoß gegen die 
Vorschriften über das Wahlve1fahren gestützt werden. 

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist übersendet der 
Kirchenvm'stand dem Nordelbischen Kirchenamt die Nie­
derschrift über die Wahl. Über Einsprüche entscheidet der 
Kirchenkreisvorstand nach Stellungnahme des Kirchenvor­
standes endgültig. 

§ 19 

Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die Bischöfin 
oder den Bischof. Die Wahlbestätigung kann vom Bischofs­
kollegium nach pröpstlicher Anhörung versagt werden. 
Über die Versagung führt die Bischöfin oder der Bischof 
mit der oder dem Betroffenen ein Gespräch ohne Hinzuzie­
hung Dritter. Eine kirchengerichtliche Nachprüfung der 
Versagung findet nicht statt. 

C. Besetzung durch Ernennung 

§ 20 

(1) Ist eine Pfarrstelle durch Ernennung zu besetzen, so 
kann nach bischöflicher Entscheidung eine Ausschreibung 
unterbleiben, wenn die Besetzung mit einer bestimmten 
Pastorin oder einem bestimmten Pastor in Aussicht genom­
men wird. 

(2) Vor der Entscheidung über die Ernennung hört die 
Bischöfin oder der Bischof den Kirchenkreisvorstand, die 
Pröpstin oder den Propst sowie den Kirchenvorstand. 

(3) Die bischöfliche Ernennungsentscheidung ist an die 
Voten nach Absatz 2 nicht gebunden. 

( 4) Ist innerhalb der Bewerbungsfrist nur eine Bewer­
bung eingegangen, so kann die Bischöfin oder der Bischof 
erneut die Ausschreibung verlangen oder einen Probe­
dienstauftrag vorschlagen. 

§ 21 

Die§§ 16, 16 a und 18 gelten entsprechend. 

§ 22 

(aufgehoben) 

§ 23 

Wenn für mehrere Kirchengemeinden eine gemeinsame 
Pfmrstelle eingerichtet ist, so können die Kirchenvorstände, 
wenn dieses Kirchengesetz eine Beteiligung vorsieht, ge­
meinsam abstimmen. Wird getrennt abgestimmt, ist die er­
forderliche Mehrheit in jedem einzelnen Kirchenvorstand 
nötig. 

§ 24 

(1) Pastorinnen und Pastoren scheiden aus ihrer Pfan­
stelle aus, 

a) wenn die Besetzungszeit abgelaufen ist und nicht ein 
Beschluß nach den §§ 8 oder 9 gefaßt worden ist, 

b) im übrigen nach den Bestimmungen des Pfanergeset­
zes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands. 

(2) Das Ausscheiden aus der Pfanstelle kann bis zu sechs 
Monate hinausgeschoben werden, wenn dienstliche Belange 
dies erforderlich machen. 

(3) Mit dem Ausscheiden aus dem pröpstlichen Amt 
erfolgt gleichzeitig das Ausscheiden aus der bisherigen 
Pfarrstelle, wenn diese weiterhin mit dem pröpstlichen Amt 
verbunden bleiben soll. 

(4) Die Pastorin oder der Pastor wird in den Wartestand 
versetzt, wenn ein zeitgleicher Übergang in eine andere 
Pfanstelle nicht erfolgt. 

(5) Die Pastorin oder der Pastor wird in den Ruhestand 
versetzt, wenn eine Wiederverwendung in einer .Pfarrstelle 
nach Ablauf von drei Jahren nicht erfolgt ist; es kann eine 
gesamtkirchliche Pfanstelle (z.b.V.) übertragen werden. 

E. Andere Besetzungsregelungen 

§ 25 

(1) Der Kirchenkreisvorstand kann eine Pfarrstelle mit 
dem prÖpstlichen Aint verbinden. Die Körperschaft, der die 
Pfan·stelle zugeordnet ist, ist vorher zu hören. 

(2) Für die Besetzung des pröpstlichen Amtes gilt § 12 a 
entsprechend. 
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(3) Die Besetzung einer mit dem pröpstlichen Amt ver­
bundenen Pfarrstelle gilt mit der Wahl der Pröpstin oder des 
Propstes in das Amt als vollzogen. 

§ 26 

Die Besetzung von Pfarrstellen in Personal- und Anstalts­
gemeinden richtet sich nach den für diese geltenden Bestim­
mungen oder nach dem Herkommen. Die Besetzung bedarf 
der bischöflichen Bestätigung. 

F. Einführung in das Amt 

§ 27 

(1) Pastorinnen oder Pastoren für Kirchengemeinden, 
Kirchenkreise und Kirchenkreisverbände werden durch die 
Pröpstin oder den Propst in einem Gemeindegottesdienst in 
ihr Amt eingeführt. 

(2) Pastorinnen oder Pastoren für gesamtkirchliche Dien­
ste sowie für Personal- und Anstaltsgemeinden werden 
durch die Bischöfin oder den Bischof oder eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten in einem Gottesdienst in ihr Amt 
eingeführt. 

(3) Spätestens mit Dienstbeginn ist der Pastorin oder dem 
Pastor die Berufungsurkunde zu überreichen. Soweit ein 
privatrechtliches Dienstverhältnis zur Nordelbischen Kirche 
vorliegt, ist eine Einsetzungsurkunde gegebenenfalls mit 
dem Dienstvertrag zu überreichen. 

(4) Die Besetzung wird mit der Überreichung der Be­
rufungs- oder Einsetzungsurkunde zu dem in ihr bezeichne-
ten Tag wirksam. · 

Die Amtseinführung ist so bald wie möglich unter Ver­
lesung der Berufungs- oder Einsetzungsurkunde vorzuneh­
men. 

G. Vakanzverwaltung 

§ 28 

(1) Wird eine Pfanstelle für eine Kirchengemeinde, einen 
Kirchenkreis oder einen Kirchenkreisverband sowie eine 
gesamtkirchliche Pfarrstelle frei, so kann die Pröpstin oder 
der Propst und bei einer gesamtkirchlichen Pfarrstelle die 
Bischöfin oder der Bischof eine oder mehrere Personen zur 
Vakanzverwaltung bestellen. 

m. 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 29 

(aufgehoben) 

§ 30 

(1) Soweit Patronatsrechte bestehen, werden sie nach den 
Absätzen 2 und 5 ausgeübt. 

(2) Das der Kirchenpatronin oder dem Kirchenpatron 
zustehende Recht, zur Pfanwahl zu präsentieren, bleibt be­
stehen mit der Maßgabe, da in jedem zweiten Fall einer 
Pfarrwahl an deren Stelle die bischöfliche Ernennung nach 
Anhörung der Kirchenpatronin oder des Kirchenpatrons 
tritt. 

(3) Das der Kirchenpatronin oder dem Kirchenpatron zu­
stehende Recht, eine Pastorin oder einen Pastor zwecks 
bischöflicher Ernennung zu präsentieren, bleibt bestehen 
mit der Maßgabe, da in jedem zweiten Fall einer Ernennung 
die Pfarrstelle nach Anhörung der Kirchenpatronin oder des 
Kirchenpatrons durch die Wahl nach diesem Kirchengesetz 
besetzt wird. 

( 4) Das der Kirchenpatronin oder dem Kirchenpatron 
zustehende Recht der Berufung in Pfarrstellen bleibt un­
berührt. Die Berufung bedarf der bischöflichen Bestäti­
gung. 

(5) In den Fällen der Präsentation na~h Absatz 2 sind die 
§§ 10 Abs. 5, 12 und 15 anzuwenden. Im Falle der Präsen­
tation nach Absatz 3 und der Berufung nach Absatz 4 ist 
§ 12 anzuwenden. Die eingegangenen Bewerbungen sind 
jeweils der Kirchenpatronin oder dem Kirchenpatron be­
kanntzugeben. 

§ 31 

(aufgehoben) 

§ 32 

(Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

(2) Das Nordelbische Kirchenamt erläßt Verwaltungsvor- Nr. 36 
schriftenüber die Vergütung und die Erstattung von Kosten. 

Kirchengesetz über die Zustimmung zum 
Kirchengesetz über die Statistik der Evange­
lischen Kirche in Deutschland und zur Ände­
rung des Kirchengesetzes über die Statistik 
der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche. H. Stim1mecht im Kirchenvorstand 

§ 28a 

Ist in einer Kirchengemeinde ein Pastorenehepaar in 
einem jeweils eingeschränkten Dienstverhältnis eingesetzt, 
so haben beide nach Artikel16 Abs. 1 Velfassung Sitz und 
Stimme im Kirchenvorstand. Gleiches gilt für den Fall, da 
die Verwaltung der Pfarrstelle von zwei Pastorinnen oder 
Pastoren in einem eingeschränkten Dienstverhältnis nach 
§ 3 Abs. 2 Teilbeschäftigungsgesetz wahrgenommen wird. 

I . Privatrechtliche Dienstverhältnisse 

§ 28b 

Der II. Abschnitt findet entsprechende Anwendung auf 
Pastorinnen und Pastoren in einem privatrechtliehen Dienst­
verhältnis zur Nordelbischen Kirche. 

Vorn 14. November 1994. (GVOBL S. 298) 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen: 

Artikell 

Die Synode stimmt dem Kirchengesetz über die Statistik 
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 12. Novem­
ber 1993 (Amtsblatt EKD 1993, S. 512) nach Art. 10 b der 
Grundordnung der. Evangelischen Kirche. in Deutschland 
zu. 

Artil•el2 

Das Kirchengesetz über die Statistik der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche vom 9. Februar 1993 (GVOBL 1993, 
S. 53) wird wie folgt geändert: 
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In § 6 wird Absatz 2 aufgehoben; Absatz 1 wird einziger 
Absatz. 

Artikel3 

Dieses Kirchengesetztlitt am Tage nach seiner Verki.in­
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 24. September 1994 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

K i e 1, 14. November 1994 

Die Kirchenleitung 

Karl-Ludwig K o h 1 w a g e 

Bischof und Vorsitzender 

Evangenische Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche) 

Nr. 37 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ände­
rung der Verfassung der Evangelischen Kir­
che der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 
vom 27. AP,ril1989. 

Vom 23. November 1994. (ABI. S. 178) 

Die Landessynode hat aufgrundvon § 76 Nr. 1 der Ver­
fassung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische 
Landeskirche) mit der nach § 77 Abs. 2 für Verfassungs­
änderungen vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Ge­
setz beschlossen: 

Artikel1 

Das Gesetz zur Änderung der Verfassung der Evangeli­
schen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) vom 
27. Ap1il 1989 (ABI. S. 78) wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 Nr. 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Worte 
»31. Dezember 1994« durch die Worte »31. Dezember 
1997 « ersetzt. 

Artikel2 

Dieses Gesetz tritt am 15. Dezember 1994 in Kraft. 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

S p e y er, den 25. November 1994 

Kirchenregierung 

Schramm 

Kirchenpräsident 

Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 

Nr. 38 Fünftes Kirchengesetz zur Änderung der 
Grundordnung. 

Vom 18. November 1994. (ABI. S. 163) 

Aufgrund von Artikel 74 Absatz 2 Nr. 1 Grundordnung 
hat die Synode unter Beachtung von Artikel J 13 Absatz 2 
Satz 3 Grundordnung folgendes Kirchengesetz beschlos-
sen: 

§ 1 

Artikel 101 der Grundordnung erhält folgende Fassung: 

(1) Die Synode bestimmt auf Vorschlag der Kirchenlei­
tung aus dem Kreis der Pröpste den Stellvertreter des 
Bischofs. 

(2) Die Vertretung des Bischofs bei gleichzeitiger Ver­
hinderung seines Stellvertreters regelt die Kirchenleitung. 

(3) Der Bischof kann im Einvemehmen mit der Kirchen­
leitung bestimmte Aufgaben seines Dienstes einzelnen 
Pröpsten widerruflich übertragen. 

§2 

Das Kirchengesetz über den Vertreter des Bischofs der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vom 
18. November 1974 (ABI. 1975 S. 2), zuletzt geändert durch 
Verordnung der Kirchenleitung gemäß Art. 114 Abs. 1 
Grundordnung vom 6. Mai 1983 (ABI. 1984 S. 1), tritt außer 
Kraft. 

(2) Dieses Kirchengesetz tritt am 18. November in 
Kraft. 

Vorstehendes Kirchengesetz, das die XII. Synode auf 
ihrer 2. Tagung vom 16. bis 19. November 1994 in Halle be­
schlossen hat, wird hiermit verkündet. 

Magd e b ur g, den 2. Dezember 1994 

Nr. 39 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

Dr. D e mke 

Bischof 

Kirchengesetz über kirchliche Stiftungen in 
der Evangelischen Kirche der Kirchenpro­
vinz Sachsen · (Stiftungsgesetz der Kirchen­
provinz Sachsen). 

Vom 19. November 1994. (ABI. S. 164) 

Die Synode hat auf Grund von Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenpro­
vinz Sachsen folgendes Kirchengesetz erlassen: 

:r 
l•j 

rl 
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§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Kirchengesetz gilt im Rahmen des staatlichen 
Stiftungsrechts für rechtsfähige kirchliche Stiftungen, die 
im Bereich der Kirchenprovinz Sachsen ihren Sitz haben. 

§2 

Kirchliche Stiftungen 

(1) Kirchliche Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
solche Stiftungen, die 

a) die im staatlichen Stiftungsrecht umschriebene Anforde­
rungen an kirchliche Stiftungen erfüllen 

b) von der Kirche als kirchiiche Stiftung anerkannt sind 
und 

c) von der staatlichen Stiftungsbehörde als kirchliche Stif­
tung genehmigt sind. 

(2) Stiftungen, die kraft Herkommens. oder sonst ohne 
ausd1itcldiche Anerlcennung ausschließlich oder überwie­
gend kirchlichen Zwecken dienen, gelten als von der Kirche 
als kirchliche Stiftung anerkannt. Zu Zweifelsfällen ist von 
der Stiftung die ausdrücldiche Anerkennung einzuholen. 

(3) Über die Anerkennung als ldrchliche Stiftung ent­
scheidet auf Antrag der Stiftung die Kirchenleitung. 

(4) Die zuständige Kirchenbehörde stellt die für die staat­
liche Genehmigung der von der Kirche anerkannten Stif­
tung notwendigen Anträge. Sie teilt die Genehmigung des 
Antrages der Stiftung mit. 

§3 

Zuständige Kirchenbehörde 

Zuständige Kirchenbehörde i. S. d. Kirchengesetzes ist 
das Konsistorium der Kirchenprovinz Sachsen (Konsisto­
rium). 

§4 

Stiftungssatzung 

Die Satzung einer ldrchlichen Stiftung sowie deren 
Änderung bedarf der Genehmigung durch das Konsisto­
rium. 

§5 

Inhalt der Satzung 

(1) Die Satzung einer ldrchlichen Stiftung muß den 
Namen, den Sitz, den Zweck, das Vermögen und die Organe 
beinhalten. 

(2) Sie soll ferner Regelungen enthalten über die Anzahl 
der Mitglieder der Stiftungsorgane, ihre Bestellung, Amts­
dauer und Abberufung, ihren Geschäftsbereich und ihre 
Vertretungsvollmacht sowie die Einberufung, Beschluß­
fähigkeit und Beschlußfassung der Stiftungsorgane, die 
Rechtsstellung der durch die Stiftung Begünstigten, die 
Änderung der Stiftungssatzung oder die Aufhebung der 
Stiftung und den Vennögensanfall nach dem Erlöschen der 
Stiftung. Mitglieder der Stiftungsorgane müssen einer Kir­
che angehören, die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirch~n ist. 

§6 

Stiftungsvermögen 

(1) Stiftungsvermögen sind alle beweglichen Sachen, 
Liegenschaften, Rechte an ihnen, Forderungen, Beteiligun­
gen an Wirtschaftsunternehmungen, Geld und Wertpapiere 

und sonstige Verinögenswerte, die zur Gründung der Stif­
tung oder allgemein als Stiftungsvermögen festgelegt wor­
den sind. 

(2) Stiftungsvermögen werden auch die Vermögens­
werte, die nach Gründung der Stiftung dieser !Jlit der aus­
drücldichen Bestimmung zufließen, daß sie dem Stiftungs­
vermögen zugerechnet werden sollen. 

(3) Alle nicht zum Stiftungsvermögen gehöienden .Zu­
wendungen sowie alle Einkünfte aus dem wirtschaftlichen 
Einsatz des Stiftungsvermögens und aus Leistungen der 
Stiftungen können für die laufende Haushaltsführung ver­
wendet werden, soweit sie nicht einer besonderen Zweckbe­
stimmung vorbehalten sind. 

§ 7 

Vermögensverwaltung 

(1) Die Stiftungsverwaltung hat nach Gesetz, dem Stif­
tungsgeschäft und der Stiftungssatzung sparsam und wirt­
schaftlich nach den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung 
zu erfolgen, um die dauernde und nachhaltige Erreichung 
des Stiftungszweckes sicherzustellen. 

(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand zu er­
halten, es sei denn, daß die Satzung eine Ausnahme zuläßt 
und der Stiftungszweck anders nicht zu verwirldichen ist. 
Das Stiftungsvermögen ist von anderem Vermögen getrennt 
zu halten. 

(3) Entscheidungen über Rechtsgeschäfte, die für den Be­
stand der Stiftung oder die En·eichung des Stiftungszwecks 
von besonderer Bedeutung sind, bedi.hfen der Genehmigung 
des Konsistoriums. Dazu gehören insbesondere: 

1. Vermögensumschichtungen, die die Stiftungen in ihrer 
Leistungsfähigkeit beeinträchtigen können, 

2. die Annahm~ von Zuwendungen, die unter die Stiftung 
nicht nur unerheblich belastenden Bedingungen oder 
Auflagen gemacht werden, 

3. die Veräußerung oder dingliche Belastung von Grund­
stücken oder grundstücksgleichen Rechten, 

4. die Veräußerung oder wesentliche Veränderung von 
Sachen, die einen erheblichen wissenschaftlichen, ge­
schichtlichen oder künstlerischen Wert haben, 

5. Rechtsgeschäfte, die der zur Vertretung der Stiftung Be­
fugte im Namen der Stiftung mit sich im eigenen Namen 
oder als Vertreter eines Dritten vornimmt, 

6. der Einsatz von Stiftungsvermögen für die Eneichung 
des Stiftungszwecks. 

(4) Genehmigungspflichtige Entscheidungen sind dem 
Konsist01ium rechtzeitig, mindestens jedoch drei Wochen 
vorher vorzulegen. 

(5) Kirchliche Stiftungen sind verpflichtet, bis zum je­
weils 30. Juni eines Jahres die geprüften Jahresabschlüsse 
insbesondere im Hinblick auf das Stiftungsvermögen und 
einen Tätigkeitsbericht des Vorjahres beim Konsistorium 
einzureichen. 

§ 8 

Die Stiftungsaufsicht 

(1) Das Konsistorium übt die Aufsicht über ldrchliche 
Stiftungen aus. Bei Stiftungen, die Mitglied des Diakoni­
schen Werkes in der Kirchenprovinz Sachsen sind, soll sich 
das Konsistorium von diesem beraten lassen. 

(2) Die Aufsicht dient der Sicherung des Stiftungs­
zwecks, durch sie soll den ldrchlichen Stiftungen zugleich 
Schutz und Fürsorge gewährt werden. 
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(3) Die Rechtsaufsicht erstreckt sich auf das Stiftungs­
geschäft sowie die Einhaltung der Gesetze und der Stif­
tungssatzung. 

(4) Das Konsistorium ist berechtigt, in alle Geschäftsab­
läufe einer kirchlichen Stiftung einschließlich deren Anstal­
ten und Einrichtungen Einblick zu verlangen und, sofern es 
dieses für erforderlich hält, Prüfungen von Geschäfts­
büchern, Akten, Kassenunterlagen und anderen Dokumen­
ten auf Kosten der Stiftung durchzuführen oder durchführen 
zu lassen. 

(5) Verstoßen Geschäfte, Maßnahmen oder Anordnungen 
der Stiftungsorgane gegen Gesetze, das Stiftungsgeschäft 
oder die Satzung oder gefährden sie sonst den Bestand der 
Stiftung oder die Erreichung des Stiftungszwecks oder 
unterlassen Stiftungsorgane die Vornahme von Handlun­
gen, die im Interesse der Stiftung liegen und für den Bestand 
der Stiftung oder die E1Teichung des Stiftungszwecks wich­
tig sind, so kann das Konsistorium die Unterlassung, Rück­
gängigmachung oder Vornahme einer solchen Handlung 
innerhalb einer bestinunen Frist anordnen. 

Sofern die erforderlichen Maßnahmen nicht ergriffen 
worden sind; kann das Konsistorium auf Kosten der Stiftung 
selbst tätig werden oder die erforderlichen Maßnahmen 
durch Dritte durchführen lassen. Dieses gilt insbesondere 
auch für die Einsetzung von Stiftungsorganen oder einzel­
nen Mitgliedern. 

(6) Ist ein Mitglied eines Stiftungsorgans trotz Ahmah­
nung nicht in der Lage, die ihm übertragenen Aufgaben ord­
nungsgemäß durchzuführen oder verweigert es die Durch­
führung solcher Aufgaben oder hat es sich einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht, die eine Weiterarl:Jeit in 
der Stiftung unzumutbar und für die Stiftung schädlich er­
scheinen läßt, so kann das Konsistorium nach Anhörung des 
Mitgliedes oder der Stiftungsleitung die Abberufung dieses 
Mitgliedes verlangen. Bei Gefalll' im Verzuge kann diesem 
Mitglied eine Fortführung der Geschäfte einstweilen unter­
sagt werden. 

(7) · Kommt die Stiftung dem Abberufungsverlangen 
innerhalb einer bestimmten Frist nicht nach, kann die Abbe­
rufung durch das Konsistorium erfolgen. 

§9 

Ruhen der Stiftungsaufsicht 

Die Stiftungsaufsicht des Konsistoriums einschließlich 
der Genehmigungspflicht gemäß § 7 Abs. 3 dieses Gesetzes 
kann durch dessen Beschluß widenuflich für ruhend erldärt 
werden, wenn gemäß der Stiftungssatzung ein Organ gebil­
det wird, das selbständig, unabhängig und ausschließlich die 
Aufsicht über die Stifhmg ausübt. Die Rechtsaufsicht durch 
das Konsistorium bleibt unberührt. 

§ 10 

Vermögensanfclll 

Ist in der Stiftungssatzung für den Fall der Auflösung der 
Stiftung ein Anfallsberechtigter für noch vorhandenes Stif­
tungsvermögen nicht bestimmt, so fällt das Vermögen an 
die Kirchenprovinz Sachsen, die dieses Vermögen im Sinne 
des ursprünglichen Stiftungszweckes einsetzen soll. 

§11 

Stiftungsverzeichnis 

(1) Das Konsistorium führt für die Kirche ein Verzeichnis 
aller in seinem Zuständigkeitsbereich bestehenden und 
neuen kirchlichen Stiftungen, in das Name, Sitz, Zweck, 
Vertretung, Zusammensetzung der Organe und Datum der 

Genehmigung sowie gegebenenfalls das Datum der Auf­
lösung und andere erforderliche Angaben einzutragen sind. 

(2) Dem Stiftungsverzeichnis ist für jede Stiftung die Sat­
zung sowie deren spätere Änderungen beizufügen. 

§ 12 

Rechtsmittelinstanz 

Auf Antrag des vertretungsberechtigten Organs der Stif­
tung überprüft das Kirchliche Verwaltungsgericht Entschei­
dungen des Konsistoriums und der Kirchenleitung, dessen 
Entscheidung endgültig ist. Der Antrag auf Überprüfung ist 
innerhalb von sechs Wochen nach Verkündung der Ent­
scheidung zu stellen. 

§ 13 

Durchführungsbestimmungen 

Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz werden 
durch das Konsistorium der Kirchenprovinz Sachsen erlas­
ser. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Vorstehendes Kirchengesetz, das die XII. Synode der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen auf ihrer 
2. Tagung vom 16. bis 19. November 1994 in Halle be­
schlossen hat, wird hiermit verkündet. 

M a g d e b ur g, den 2. Dezember 1994 

Nr.40 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

Dr. Demlee 

Bischof 

Bekanntmachung der Neufassung des Pfar­
rerdienstrechtsdurchführungsgesetzes der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen. 

Vom 25. November 1994. (ABI. S. 167) 

Aufgrund von § 2 des Kirchengesetzes zur Änderung des 
Pfanerdienstrechtsdurchführungsgesetzes vom 19. Novem­
ber 1994 (ABI. S. 166) wird nachstehend der Wortlaut 
des Pfanerdienstrechtsdurchführungsgesetzes in der vom 
1. Januar 1995 an geltenden Fassung bekanntgemacht Die 
Neufassung berücksichtigt: 

1. das am 1. April 1984 in Kraft getretene PfatTerdienst­
rechtsdurchführimgsgesetz vom 27. November 1983 
(ABI. 1984 S. 24), 

2. das am 1. Juli 1989 in Kraft getretene Kirchengesetz 
vom 18. Juni 1989 (ABI. S. 48), 

3. die am 1. September 1992 in Kraft getretene Verord­
nung vom 29. August 1992 (ABI. S. 71), bestätigt durch 
die Synode auf ihrer Tagung vom 23. bis 26. Oktober 
1992 (ABI. 1993 S. 14), 

4. das am 1. Juli 1993 in Kraft getretene Kirchengesetz 
vom21. März 1993 (ABI. S. 49), 

5. den am 1. Juli 1994 in Kraft getretenen 3. Artikd des 
Stellenphinbeförderungsgesetzes vom 31. Oktober 1993 
(ABI. S. 176), 
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6. das am 1. Juli 1994 in Kraft getretene Kirchengesetz 
vom 19. Juni 1994 (AB!. S. 73), 

7. das am 1. Januar 1995 in Kraft tretende eingangs ge­
nannte Kirchengesetz. 

Magd e b ur g, den 25. November 1994 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 

Dr. Dem k e 

Bischof 

Pfarrerdienstrechtsdurchführungsgesetz- PfDDG 

Die Synode hat auf Grund von Artikel 74 Abs. 2 Ziff. 1 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchen­
provinz Sachsen in Verbindung mit§ 73 des Pfarrerdiensr­
gesetzes des Bundes der Evangelischen Kirchen und § 31 
des Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetzes der Evangeli­
schen I<i!·che der Union beschlossen: 

§ 1 

Auf Grund der§§ 6, 23 Abs. 8 und 31 Abs. 2 des Pfarrer­
dienstrechtsausführungsgesetzes wird in Abweichung der 
nachfolgend genannten Bestimmungen des Pfarrerdienst­
rechtsausführungsgesetzes folgendes festgelegt: 

1. Zu § 1 Abs. 1: Zuständige Stelle im Sinne des § 57 
Abs. 4 des Pfanerdienstgesetzes des Bundes der 
Evangelischen Kirchen, im folgenden PfmTerdienst­
gesetz, ist das Konsistorium. 

2. Zu § 2: Dienstaufsichtsführende Stelle im Sinne der 
§§ 52 Abs. 3 und 65 Abs. 1 Pfarrerdienstgesetz ist 
die Kirchenleitung. 

J Zu§ 5: Zuständig für Entscheidungen nach den§§ 8 
Abs. 3 und 4, 69 Abs. 1 und 2 Pfanerdienstgesetz 
ist die Kirchenleitung. Entscheidungen nach § 69 
Abs. 1 und 2 Pfan·erdienstgesetz bedülfen der vor­
heligen Zustimmung der zuständigen Gemeindekir­
chenräte und des Kreiskirchenrates. 

4. Zu§ 23 Abs. 4 bis 7: 

4.1. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so leitet das 
Konsistoriüm die Unterlagen einem Synodalaus­
schuß zu. Der Synodalausschuß kann selbst Er­
hebungen durchführen. Er hört insbesondere den be­
troffenen Pfaner. Sein Beratungsergebnis teilt er 
deni. Konsistorium mit. 

4.2. Die Mitglieder des Synodalausschusses werden von 
der Synode für die Dauer ihrer Legislaturperiode ge­
wählt. Sie müssen ordentliche oder stellvertretende 
Mitglieder der Synode sein. Dem Ausschuß gehören 
an: 

a) ein Propst, 

b) zwei Superintendenten, 

c) zwei Pfaner, 

d) zwei Älteste. 

Für jedes Mitglied des Ausschusses sind zwei 
Stellvertreter zu wählen, die gleichzeitig Ersatzmit­
glieder sind. Mitglieder der Kirchenleitung sollen 
dem Ausschuß nicht angehören. Mitglieder des Aus­
schusses, die an dem Verfahren bereits beteiligt ge­
wesen sind (§ 23 Abs. 1 Pfanerdienstrechtsaus-

führungsgesetz), sind von der Mitwirkung an der 
Beratung des Ausschusses ausgeschlossen. 

Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte den V orsit­
zenden und stellvertretenden Vorsitzenden. Er ist 
beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter zumindest vier Mitglieder an­
wesend sind. 

4.3. Das Konsistorium entscheidet nach Eingang des 
Votums des Synodalausschusses über die Notwen­
digkeit der Versetzung (vgl. Ziff. 1). Zur Verhand­
lung des Konsistmiums ist der zuständige Propst 
einzuladen. Gegen die Entscheidung des Konsisto­
riums ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustel­
lung der Entscheidung die Beschwerde bei der 
Kirchenleitung zulässig. Die Beschwerde hat auf­
schiebende Wirl~Lmg. Die Kirchenleitung entschei­
det endgültig. 

§2 

Auf Grund des § 31 .Abs. 1 des Pfarrerdienstrechtsaus­
führungsgesetzes wird in Durchführung und Ergänzung des 
Pfauerdienstrechtsausführungsgesetzes folgendes festge­
legt: 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Zu § 15 Pfarrerdienstgesetz: Über die Entsendung 
beschließt die Kirchenleitung. Wird dem Pfauer 
nach Ablauf der Entsendungszeit nicht sogleich eine 
Pfanstelle übertragen, so dauert der Entsendungs­
auftrag des PfmTers in der Pfarrstelle fort. 

Zu §§ 15, 16 Pfarrerdienstgesetz: Die Planstellen 
des provinzialkirchlichen Stellenplanes, die für den 
Einsatz von Pfanern zur Verfügung stehen, für die 
aber besondere Pfanstellen nicht bestehen, gelten 
für die Dauer der Besetzung der Planstellen durch 
PfmTer als Pfarrstellen im Sinne der §§ 15 und 16 
Pfanerdienstgesetz. Für die Besetzung solcher Stel­
len finden die lorchengesetzlichen Bestimmungen 
über die Besetzung von Pfanstellen entsprechende 
Anwendung. 

Zu § 16 Abs. 2 Pfarrerdienstgesetz: Die Übertra­
gung von Pfarrstellen an den Bischof und die Pröp­
ste ist begrenzt auf die Zeitdauer ihres Dienstes in 
der Leitung. 

Zu § 16 Abs. 2 und 3 Pfarrerdienstgesetz: Unbe­
schadet des in der Urkunde genannten Zeitpunktes 
ist die Übertragung erst mit der Einführung des Pfar­
rers im Gottesdienst vollzogen. Der Anspruch auf 
Dienstbezüge und die Anwartschaft auf Versorgung 
beginnt mit dem in der Übertragungsurkunde festge­
legten Zeitpunkt der Übertragung der Pfan·stelle. 

Zu § 20 Absatz 7 Pfarrerdienstgesetz: Die Auf­
gaben des Pfarrers werden durch eine Dienstanwei­
sung geregelt. 

6. Zu§ 26 Abs. 1 Pfarrerdienstgesetz in Verbindung 
mit § 11 Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetz: 

7. 

8. 

8.1. 

Die Kirchenleitung legt fest, unter welchen Voraus­
setzungen das Tragen der Alba (Chorhemd) gestattet 
werden kann. 

Zu § 27 Abs. 2 und 4 Pfarrerdienstgesetz: Die Be­
stimmungen finden auch auf den Vorsitzenden des 
Kreislorchenrates entsprechend Anwendung. Er ist 
gegenüber dem Konsistorium anzeigepflichtig. 

Zu § 34 Pfarrerdienstgesetz: 

Für Vorsitzende von Kreisldrchenräten und Provin­
zialpfaner erteilt das Konsistolium den Jahres­
urlaub. 

' 
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8.2. Näheres über den Erholungsurlaub bestimmt die 
Kirchenleitung. 

9. Zu § 35 Pfarrerdienstgesetz: Vorsitzende von 
Kreiskirchenräten und Provinzialpfarrer haben ihre 
Dienstunfähigkeit wegen Kranld1eit dem Konsisto­
rium anzuzeigen. 

10. Zu § 37 Pfarrerdienstgesetz: Nähere Bestimmun­
gen über die Dienstwohnung kann die Kirchenlei­
tung treffen. 

11. Zu § 53 Pfarrerdienstgesetz: 

11.1. Den Rat zum Verbleib in der PfmTstelle oder zum 
Stellenwechsel spricht der Propst nach Fühlung­
nahme mit dem Pfarrer, dem Gemeindekirchenrat 
und dem Vorsitzenden des Kreiskirchenrates 
gegenüber dem Pfarrer aus. Der Propst untenichtel 
das Konsist01ium über das Ergebnis der von ihm ge­
führten Gespräche. 

11.2. Die Prüfung, ob ein Stellenwechsel angebracht er­
scheint, entfällt, wenn der Pfarrer im Verlauf von 
acht Jahren nach Ablauf des 10. Dienstjahres die 
Altersgrenze erreicht. 

12. Zu § 55 Pfarrerdienstgesetz: § 55 Pfan·erdienstge­
setz findet entsprechende Anwendung, wenn der 
Dienstumfang der Pfanstelle veuingert wird und der 
Pfarrer mit einer Beschäftigung im entsprechend 
eingeschränkten Dienst nicht einverstanden ist. 

13. Zu§ 58 Abs.1 in Verbindungmit §§ 15,16 Abs. 2 
und 32 Pfarrerdienstgesetz: 

Ein Pfarrer tritt in den Wartestand, wenn ihm 

1. nach Ablauf von zwei Jahren nach Ablauf der 
dreijähligen Entsendungszeit oder 

2. nach Ablauf der beflisteten Übertragung einer 
Pfarrstelle oder 

3. nach Ablauf einer befristeten Freistellung oder 
mit Widermf einer unbefristeten Freistellung für 
einen anderen Dienst (§ 32 Pfanerdienstgesetz) 

eine Pfarrstelle nicht übertragen oder ein anderer 
Auftrag nicht erteilt worden ist. Die Verfahrensbe­
stimmungen der §§ 58 Absatz 2 Pfarrerdienstgesetz 
und 24 Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetz finden 
in diesem Fall keine Anwendung. 

14. Zu § 69 Pfarrerdienstgesetz: Neben einer Beschäf­
tigung im eingeschränkten Dienst kann eine andere 
entgeltliche Tätigkeit von der.Kirchenleitung geneh­
migt werden. 

15. Zu§ 69 Pfarrerdienstgesetz: 

15 .1. Eheleute können gemeinsam in einer Pfarrstelle im 
eingeschränkten Dienst beschäftigt werden. In die­
sem Falle gelten über die Bestimrp.ungen für den ein­
geschränkten Dienst hinaus die nachfolgenden er­
gänzenden Bestimmungen. 

15.2. Soweit mit der PfmTsteile eine Dienstwohnung ver­
bunden ist, wird diese den Eheleuten zur gemein­
samen Nutzung zugewiesen. 

15.3. Endet das Dienstverhältnis eines Ehepartners oder 
dessen Dienst in der Kirchengemeinde oder tritt er in 
den Ruhestand, so kann das Dienstverhältnis des 
anderen Ehepartners auf dessen Antrag im Einver-

nehmen mit den zuständigen Gemeindekirchenräten 
und dem Kreiskirchenrat in ein uneingeschränktes 
Dienstverhältnis umgewandelt werden. E1fordert die 
gemeindliche Situation die volle Besetzung der 
Pfarrstelle und ist der andere Ehepartner nicht zur 
Übernahme eines uneingeschränkten Dienstverhält­
nisses bereit oder in der Lage, kann er, wenn ihm 
nicht eine andere Pfarrstelle im eingeschränkten 
Dienst übertragen wird, in den Wartestand versetzt 
werden. 

15.4. Wird die häusliche Gemeinschaft der Eheleute nicht 
nur vorübergehend aufgehoben oder stellt einer der 
Ehepartner einen Antrag auf Scheidung, erlischt der 
Auftrag für den gemeinsamen Dienst in der Pfarr­
stelle; beide Pfarrer gelten damit als beurlaubt. Die 
Feststellung darüber trifft das Konsist01ium. Bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 1 können 
beide PfarTer schon vor der rechtskräftigen Schei­
dung in den Wartestand versetzt werden. Wenn es 
nach der Situation in der Kirchengemeinde unter 
Berücksichtigung der Entwicklung, die zur Zenüt­
tung der Ehe geführt hat, und des weiteren Verhal­
tens der Eheleute ausreichend und im Verhältnis zu 
beiden Pfanern gerechtfertigt erscheint, kann die 
Beurlaubung und die Versetzung in den Wartestand 
auf einen der beiden Ehepartner beschränkt werden. 
In diesem Fall gilt Ziff. 15.3. entsprechend. 

15.5. Treten Umstände auf, die die Versetzung eines Ehe­
partners aus der Pfanstelle oder seine Versetzung in 
den Wartestand, seine einstweilige Beurlaubung von 
den Dienstgeschäften oder eine andere dienstrecht­
liche Maßnahme mit der Wirkung erforderlich 
machen, daß der Dienst in der Kirchengemeinde 
vorläufig oder auf Dauer nicht mehr wahrgenommen 
werden kann, so kann das Konsistorium nach An­
hörung des Gemeindekirchenrates das Ruhen des 
Auftrages für den gemeinsamen Dienst in der Pfau­
stelle mit Wirkung auch für den anderen Ehegatten 
anordnen; beide Pfaner gelten damit als bemlaubt. 
Haben die gegen den betroffenen Ehepartner einge­
leiteten oder durchgeführten dienstrechtlichen Maß­
nahmen dessen Ausscheiden aus der Pfarrstelle zur 
Folge, kann der andere Ehepartner in den Warte­
stand versetzt werden. Bestehen keine gewichtigen 
Bedenken gegen den weiteren Dien.st des andei·en 
Ehepartners in derselben Kirchengemeinde, gilt 
Ziff. 15.3. entsprechend. 

15.6. Bei einer Versetzung in den Wartestand aufgrund 
der vorstehenden Absätze richtet sich das zu zah­
lende Wartegeld nach den Dienstbezügen im einge­
schränkten Dienst. 

15.7. Die Kirchenleitung kann weitere Einzelheiten durch 
Verordnung regeln. Dies betrifft auch Übergangs­
regelungen für Fälle, in denen die Übertragung einer 
Pfarrstelle auf einen Ehepartner durch die gemein­
same Übertragung auf beide Ehepartner ersetzt 
wird. 

§ 3 

(Übergangsbestimmungen) 

§4 

(lnhafttreten, Außerkrafttreten) 
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Evangelische Kirche von Westfalen 

Nr.41 34. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
ordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen. 

Vom 28. Oktober 1994. (KABI. S. 201) 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der Kir­
chenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Artikell 

Änderungen der Kirchenordnung 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 1. Dezember 1953 (KABI. 1954 S. 25), zu­
letzt geändert durch das 33. Kirchengesetz zur Änderung 
der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen vom 5. November 1993 (KABI. 1993 S. 229), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel36 Abs. 1 wird die Zahl 21 durch die Zahl 18 
ersetzt. 

2. Artikel 39 erhält folgende Fassung: 

»Artikel39 

(1) Die Amtszeit der Presbyter beträgt acht Jahre. 
Alle vier Jahre scheidet die Hälfte der Presbyter aus dem 
Amt. Die Ausscheidenden bleiben nach dem Ablauf 
ihrer Amtszeit bis zur Einführung der neu gewählten 
Mitglieder des Presbyteriums im Amt. Wiederwahl ist 
zulässig. 

(2) Die Übertragung des Presbyteramtes wird durch 
Kirchengesetz geregelt. Dieses Kirchengesetz kann 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 und 2 insbesondere bei 
einer Neubildung des Presbyteriums oder einer Ver­
änderung der Zahl der Presbyterstellen vorsehen.« 

3. Artikel 40 Abs. 1 wird gestrichen; die Absätze 2 bis 4 
werden zu den Absätzen 1 bis 3. 

4. Artikel 57 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort »Presbyter« jeweils durch 
das Wort »Presbyterstellen« ersetzt. 

b) Es wird ein neuer Absatz 2 mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

»(2) Veränderungen der Gemeindegliederzahl 
· und der Pfaustellenzahl sind in ihren Auswirkungen 

auf die Zahl der Presbyterstellen erst im Rahmen der 
folgenden Presbyterwahl zu berücksichtigen.« 

c) Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

»(3) Das Presbyterium kann mit Wirkung für die 
nächste Presbyterwahl eine Veränderung der Zahl 
der Presbyterstellen beschließen. Die Zahl der Pres­
byterstellen muß durch zwei teilbar sein. Der Be­
schluß bedarf der Genehmigung des Kreissynodal­
vorstandes. Die Genehmigung muß bei Beginn des 
Wahlvedahrens vorliegen. Absatz 1 bleibt unbe­
rührt.« 

d) Der bishelige Absatz 3 wird zu Absatz 4; das Wort 
»Presbyter« wird durch das Wort »Presbyterstellen« 
ersetzt. 

5. Aitikel 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte »Welche die 
Befugnisse des Presbyteriums wahrnehmen« gestri­
chen; das Komma nach dem Wort »bestellen« wird 
durch einen Punkt ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

6. Artikel 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Wird die Feststellung des Kreissynodalvorstan­
des nicht angefochten oder die Beschwerde durch das 
Landeskirchenamt zurückgewiesen, so ist das Presbyte­
rium aufgelöst. Der Kreissynodalvorstand bestellt Be­
vollmächtigte.« 

7. Artikel 84 Satz 2 wird gestrichen. 

8. Artikel 85 erhält folgende Fassung: 

»Artikel 85 

(1) Bevollmächtigte nehmen die Aufgaben des Pres­
byteliums wahr. Sie haben insbesondere die Wahl der 
Presbyter vorzubereiten und durchzuführen. Das Lan­
deslcirchenamt bestimmt nach Anhörung des Kreis­
synodalvorstandes, ob dies alsbald oder erst im Zuge des 
nächsten turnusmäßigen Wahlvelfahrens zu geschehen· 
hat. Das Amt der Bevollmächtigten endet mit der Ein­
füluung der Presbyter. 

(2) Bevollmächtigte müssen Inhaber oder Verwalter 
von Pfaustellen sein oder die Befähigung zum Pres­
byteramt besitzen.« 

9. In Artikel 91 a Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

»Veränderungen der PfaiTStellenzahl sind in ihren 
Auswirkungen auf die Zahl der Abgeordneten, erst im 
Rahmen der folgenden Neubildung der Kreissynode zu 
berücksichtigen.« 

Artikel2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Bi e 1 e f e 1 d, den 28. Oktober 1994 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Demmer Dr. M arten s 
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Nr. 42 35, Kirchengesetz zm· Änderung der Kirchen- Nr. 43 36. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen­
ordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen. 

ordnungder Evangelischen Kirche von West-
falen. 

Vom 28. Oktober 1994. (KABL S. 202) 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der Kir­
chenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Artikel! 

Änderung der Kirchenordnung 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 1. Dezember 1953 (KABL 1954 S. 25), zu­
letzt geände1t durch das 34. Kirchengesetz zur Änderung 
der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West­
falen vom 28. Oktober 1994 (KABL 1994 S. 201) wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 3 wird wie ,folgt geändert: 

a) Satz 1 wird zu Absatz 1. 

b) Satz 3 wird zu Absatz 2. 

c) Satz 2 wird gestrichen; es wird ein Absatz 3 mit fol­
gendem Wortlaut angefügt: 

»(3) Die Evangelische Kirche von Westfalen ist 
der Ökumenischen Gemeinschaft der Kirchen ver­
pflichtet. Sie steht durch die Evangelische Kirche in 
Deutschland in der Gesamtordnung des Ökumeni­
schen Rates der Kirchen.« 

2. In Artikel 7 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte »sowie zur 
Pflege der ökumenischen Gemeinschaft der Kirchen« 
angefügt. 

3. In .Artikel 55 wird nach dem Wort »missionarische« das 
Wmt »Und« durch e!n Komma ersetzt; nach dem Wort 
»diakonische« werden die Worte »und ökumenische« 
eingefügt. 

4. In Artikel 87 wird ein neuer Absatz 6 mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

»(6) Der Kirchenkreis pflegt die ökumenische Ge­
meinschaft der Kirchen.« Der bisherige Absatz 6 wird 
zu Absatz 7. 

5. · Artikel 114 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 7 wird das Komma durch das Wort »und« er­
setzt; die Worte »sowie der Ökumene« werden ge­
strichen. 

b) Es wird ein neuer Satz 8 mit folgendem Wortlaur 
eingefügt: »Sie pflegt die ökumenische Gemein­
schaft der Kirchen.« 

c) Die bisherigen Sätze 8 bis 15 werden zu den Sätzen 
9 bis 16. 

Artikel2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

B i e 1 e f e 1 d, den 28. Oktober 1994 

. Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Demmer Dr. M arten s 

Vom 28. Oktober 1994. (KABL S. 203) 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der Kir­
chenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das folgende Kir­
chengesetz beschlossen: 

Artikel!. 

Änderung der Kirchenordnung 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen vom 1. Dezember 1953 (KABl. 1954 S. 25), zu­
letzt geändert durch das 35. Kirchengesetz zur Änderung 
der Kirchenordnung vom 28. Oktober 1994 (KABl. 1994 
S. 202) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 202 Abs. 2 Buchst. derhält folgende Fassung: 

»d) wenn ein Ehepartner sich so verhält, daß das Wort 
Gottes oder die Kirche verächtlich gemacht wird 
oder wenn die Trauung nach dem Urteil des Pres­
byteriums aus anderen Gründen in der Gemeinde 
Ärgernis elTegen würde.« 

2. Artikel 205 erhält folgende Fassung: 

»Artikel205 

Der Trauung geht die Abkündigung im sonntäglichen 
Gottesdienst voraus. Die Gemeinde schließt das Paar in 
die Fürbitte ein.« 

3. In Artikel 207 werden die Absatzbezeichnung »Cl)« 
sowie die Absätze 2 und 3 gestdchen. 

Artikel2 

Änderung des Kirchengesetzes über 
die Ordnung der Trauung 

Das Kirchengesetz über die Ordnung der Trauung in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 4. November 
1993 (KABL 1993 S. 230) wird wie folgt geändert: 

1. Abschnitt II Ziff. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Der Trauung geht die Abkündigung im sonntäg­
lichen Gottesdienst voraus.« 

· b) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen. 

2. Abschnitt II Ziff. 12 Satz 2 bis 5 wird gestrichen. 

Artikel3 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Bi e 1 e f e 1 d, den 28. Oktober 1994 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Demmer Dr. M arten s 
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NL44 Kirchengesetz betreffend die Übet·tragung 
des Presbyteramtes in der Evangelischen Kir­
che von Westfalen (Presbyterwahlgesetz). 

Vom 28. Oktober 1994. (KABI. S. 203) 

Die Landessynode hat in Ausführung von Artikel 39 der 
Kirchenordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Einleitung 

Die kirchliche Wahl ist ein Dienst der Gemeinde Jesu 
Christi zur Ausübung ihres Auftrages und zur Ordnung ihrer 
äußeren Gestalt. 

Sie hat das Ziel, Männerund Frauen zu berufen, die wil­
lens und fähig sind, in der Gemeinde den Dienst der Leitung 
zu übernehmen. 

Die Ausübung kirchlicher Wahl geschieht im Glauben an 
den Herrn und im Gehorsam gegen das verkündigte Wort 
der Schrift. 

A. 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt ist, wer bei Beginn des Wahlverfah­
rens 

a) Gemeindeglied ist, 

b) zum heiligen Abendmahl zugelassen ist, 

c) das 16. Lebensjahr vollendet hat, 

d) zu den kirchlichen Abgaben beiträgt, soweit die Ver­
pflichtung hierzu besteht, 

und die Gemeindegliedschaft nicht bis zum Wahltage durch 
Kirchenaustritt verloren hat. 

(2) Nichtwahlberechtigt ist, 

a) wer bei Beginn des Wahlverfahrens 

seine Wahlberechtigung nach einer Entlassung aus 
dem Presbyterium wegen Pflichtverletzung verloren 
hat oder 

in einem Kirchenzuchtverfahren steht, 

b) wem bei Beginn des Wahlverfahrens zur Besorgung 
aller seiner Angelegenheiten eine Betreuerin oder ein 
Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung be­
stellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis der Be­
treuerin oder des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und 
§ 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuches bezeichneten 
Angelegenheiten nicht erfaßt. 

(3) Wer sein Wahlrecht ausüben will, muß in das Wahl­
verzeichnis eingetragen sein. 

§2 

Wählbarkeit 

(1) Das Presbyteramt kann solchen Gemeindegliedern 
übertragen werden, die nach den Bestimmungen der Kir­
chenordnung zu diesem Amt befähigt und zugelassen sind. 
Sie müssen wahlberechtigt und in das Wahlverzeichnis ein­
getragen sein sowie bei Beginn des Wahlverfahrens das 
18. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Das Presbyteramt kann ordinierten Gemeindegliedern 
nicht übertragen werden. Das gleiche gilt für Gemeindeglie­
der, die im kirchlichen Vorbereitungs- oder Hilfsdienst ste-

hen. Das Landeskirchenamt kann in besonders begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 

§ 3 

Amtszeit 

(1) Das Presbyteramt wird auf die Dauer von acht Jahren 
übertragen, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes er­
gibt. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Alle vier Jahre scheidet die Hälfte der Presbyterinnen 
und Presbyter aus dem Presbyterium aus. Eine Abweichung 
infolge einer Veränderung der Zahl der Presbyterstellen 
bleibt unberührt. 

(3) Waren mehr Presbyterstellen zu besetzen als turnus­
mäßig zur Besetzung anstanden, stellt das Presbyterium als­
bald nach der Wahl noch vor der Einführung der Gewählten 
durch Losentscheid fest, wer zur nächsten turnusmäßigen 
Presbyterwahl vorzeitig ausscheidet. Sind Wahlbezirke ge­
bildet, findet Satz 1, bezogen auf den jeweiligen Wahlbe­
zirk, entsprechende Anwendung. 

§4 

Amtszeit bei der Neubildung eines Presbyteriums 

(1) Wird ein Presbyterium außerhalb eines turnusmäßi­
gen Wahlverfahrens neu gebildet, scheidet die Hälfte der 
Gewählten zur nächsten, die andere Hälfte zur übernächsten 
turnusmäßigen Wahl aus dem Amt. 

(2) Die Feststellung, wer zur nächsten turnusmäßigen 
Wahl ausscheidet, treffen die Bevollmächtigten alsbald 
nach der Wahl noch vor der Einführung der Gewählten 
durch Losentscheid. Sind Wahlbezirke gebildet, findet 
Satz 1, bezogen auf den jeweiligen Wahlbezirk, entspre­
chende Anwendung. 

§ 5 

Zahl der Presbyterstellen 

(1) Die Zahl der Presbyterstellen beträgt 

a) in Gemeinden mit einer Pfarrstelle und nicht mehr als 
600 Gemeindegliedern mindestens vier,· 

b) in Gemeinden mit einer Pfanstelle und mehr als 600 bis 
2000 Gemeindegliedern mindestens sechs, 

c) in Gemeinden mit einer Pfarrstelle und mehr als 2000 
Gemeindegliedern mindestens acht, 

d) in Gemeinden mit zwei Pfarrstellen mindestens acht, 

e) in Gemeinden mit drei Pfarrstellen mindestens zwölf. 

In Gemeinden mit mehr als drei Pfanstellen erhöht sich 
die Mindestzahl für jede weitere Pfanstelle um zwei. 

(2) Veränderungen der Gemeindegliederzahl und der 
Pfarrstellenzahl sind in ihren Auswirkungen auf die Zahl der 
Presbyterstellen erst im Rahmen der folgenden Presbyter­
wahl zu berücksichtigen. 

§6 

Veränderung der Zahl der Presbyterstellen 

Das Presbyterium kann mit Wirkung für die nächste Pres­
byterwahl eine Veränderung der Zahl der Presbyterstellen 
beschließen. Die Zahl der Presbyterstellen muß stets durch 
zwei teilbar sein. Der Beschluß bedarf der Genehmigung 
des Kreissynodalvorstandes. Die Genehmigung muß bei 
Beginn des Wahlverfahrens vorliegen. § 5 Abs. 1 bleibt 
unberührt. 
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§ 7 

Feststellung der Zahl 
der zu besetzenden Presbyterstellen 

(1) Das Presbyterium hat bis zum Beginn des Wahlver­
fahrens durch Beschiuß festzustellen, wie viele Presbyter­
stellen zu besetzen sind. 

(2) Das Presbyterium hat in seinen Beschluß zusätzlich 
zu den turnusmäßig freiwerdenden Presbyterstellen auch 
diejenigen einzubeziehen, die durch vorzeitiges Ausschei­
den oder eine Vermelu·ung der Presbyterstellen besetzbar 
geworden sind. Bei einer Verminderung der Presbyterstel­
len vermindert sich die Zahl der zu besetzenden Stellen ent­
sprechend. 

§ 8 

Wahlbezirke, Stimmbezirke 

(1) Das Presbyterium kann die Kirchengemeinde in 
Wahlbezirke einteilen. Dabei soll die Zahl der auf einen 
Wahlbezirk entfallenden Presbyterstellen durch zwei teilbar 
sein. Bei einer Einteilung in Wahlbezirke elfolgt die Wahl 
wahlbezirksweise nach Bezirkswahlvorschlägen. 

(2) Beschlüsse über die Einteilung in Wahlbezirke sowie. 
über die Veränderung oder Aufhebung bestehender Wahl­
bezirke bedürfen der Genehmigung des Kreissynodalvor­
standes. Die Genehmigung ist so rechtzeitig einzuholen, daß 
sie bei Beginn des Wahlvelfahrens vorliegt. 

(3) In großen oder ausgedehnten Gemeinden oder Wahl­
bezirken kann die Wahl in melu·eren Stimmbezirken statt­
finden. Bei einer Einteilung in Wahlbezirke bildet jeder 
Wahlbezirk mindestens einen Stimmbezirk Die Beschlüsse 
über die Einteilung in Stimmbezirke sind dem Kreis­
synodalvorstand mitzuteilen. 

§9 

Wahlverzeichnis 

(1) Jede Kirchengemeinde hat von Amts wegen ein Ver-

der Entscheidung oder nach Abkündigung beim Presbyte­
rium oder beim Kreissynodalvorstand einzulegen. Ist der 
letzte Tag der Frist ein Sonnabend, Sonntag oder gesetz­
licher Feiertag, so endet die Beschwerdefrist am darauffol­
genden Werktag. 

(3) Auf das Beschwerderecht und die Bestimmung von 
Abs. 2 Satz 1 ist in der Entscheidung bzw. Abkündigung 
hinzuweisen. 

(4) Vor der Entscheidung sollen die Betroffenen und das 
Presbyterium gehört werden. Die Entscheidung ist scluift­
lich zu begründen. Sie ist endgültig. 

§ 12 

. Sonderbestimmungen für Abkündigungen 

In Gemeinden, in denen nicht regelmäßig sanntags an 
jeder Predigtstätte ein Gottesdienst stattfindet, hat das Pres­
byterium vor Beginn des Wahlverfahrens durch Beschluß 
festzulegen, an welcher Gottesdienststätte die Abkündigun­
gen erfolgen, durch die nach diesem Gesetz Fristen in Lauf 
gesetzt werden. Der Beschluß bedmf der Zustimmung des 
Kreissynodalvorstandes. Er ist in den Gemeinde- und Be­
zirksversamrnlungen bekanntzugeben. 

B. 
Das Wahlverfahren 

I. 

Beginn des Wahlverfahrens 

§13 

Beginn des Wahlvelfahrens · 

Das Wahlverfahren beginnt mit dem ersten Tage der Aus­
legung des Wahlverzeichnisses, 

§ 14 
zeichnis der wahlberechtigten Gemeindeglieder (Wahlver- Auslegung des Wahlverzeichnisses 
zeichnis) zu führen. Das Wahlverzeichnis enthält die Fami-
liennamen, die Vornamen, den Geburtstag und die Anscluift · ' (1) Das Wahlverzeichnis wird für die Dauer von zwei 
der Wahlberechtigten. Wochen zut Einsichtnahme durch die Gemeindeglieder aus-

gelegt. Die Auslegung erfolgt zu den ortsüblichen Zeiten., 
(2) Sind Wahlbezirke gebildet, ist für jeden Wahlbezirk 

ein gesondertes Wahlverzeichnis zu führen. (2) Die Auslegung des Wahlverzeichnisses wird am 
Sonntag vor d~m Beginn der Auslegungsfrist im Gottes­(3) Das Wahlverzeichnis ist gegen Mißbrauch zu sichern. 

§ 10 

Termine 

Der zeitliche Ablauf des tumusmäßigen Wahlverfahrens 
richtet sich nach einem Terminplan, der nach den Vorgaben 
dieses Gesetzes vom Landeskirchenamt aufzustellen und 
mindestens drei Monate vor Beginn des Wahlverfahrens im 
Kirchlichen Amtsblatt bekanntzumachen ist. Bei einem 
Wahlverfahren außerhalb des Turnus wird der Terminplan 
vom Kreissynodalvorstand aufgestellt urid in der Kirchen­
gemeinde in ortsüblicherWeise bekanntgemacht 

§11 
Beschwerde 

(l) Soweit in diesem Gesetz die Beschwerde zugelassen 
und nichts anderes bestimmt ist, entscheidet über sie der 
Kreissynodal vorstand. 

(2) Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der 
Gründe binnen einer Frist von einer Woche nach Zustellung 

dienst abgekündigt sowie in anderer geeigneter Weise 
bekanntgemacht Dabei sind die Gemeindeglieder auf die 
Bedeutung der Eintragung in das Wahlverzeichnis hinzu­
weisen und aufzufordern, sich zu vergewissern, ob das 
Wahlverzeichnis richtig und vollständig geführt ist. Auf die 
Möglichkeit des Einspruchs ist hinzuweisen. · 

§ 15 

Einspruch gegen den Inhalt des Wahlverzeichnisses 

(1) Hält ein Gemeindeglied das Wahlverzeichnis für 
unrichtig oder unvollständig, kann es innerhalb der Aus­
legungsfrist beim Presbyterium Einspruch einlegen. 

(2) Richtet sich der Einspruch gegen die Eintragung eines 
anderen Gemeindegliedes, ist diesem vor der Entscheidung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Über den Einspmch hat das Presbyterium unverzüg­
lich zu ·entscheiden. Die Entscheidung ist den Beteiligten 
schriftlich zuzustellen. 

(4) Gegen die Entscheidung des Presbyteriums ist die Be­
schwerde zulässig. 
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§ 16 

Schließung des Wahlverzeichnisses 

(1) Nach Ablauf der Auslegungsfrist und Erledigung 
etwaiger Einsprüche und Beschwerden wird das Wahlver­
zeichnis geschlossen. Über die Schließung des Wahlver­
zeichnisses ist eine Niederschrift nach amtlichem Muster 
anzufertigen, die gemäß Artikel 72 Abs. 2 Satz 1 der Kir­
chenordnung zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift ist 
auch zu bestätigen, in welcher Zeit das Wahlyerzeichnis 
ausgelegen hat und daß die Abkündigung nach§ 14 Abs. 2 
erfolgt ist. 

(2) Änderungen des Wahlverzeichnisses nach seiner 
Schließung sind unzulässig, es sei denn, es handelt sich um 
die Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten oder die Strei­
chung von Personenaufgrund einer amtlichen Benachrichti­
gung über einen inzwischen erfolgten Kirchenaust1itt. 

(3) Mit der Schließung des Wahlverzeichnisses gelten die 
eingetragenen Personen unwiderleglich als wahlberechtigt. 
Absatz 2 bleibt unberührt. . 

n. 
Wahlvorschlagsverfahren 

§ 17 

Beginn des Wahlvorschlagsverfahrens 

(1) Das Wahlvorschlagsverfahren beginnt nach der 
Schließung des Wahlverzeichnisses mit einer Gemeindever­
sammlung. Hierzu sind alle wahlberechtigten Gemeinde­
glieder einzuladen. 

(2) Die Einladung zur Gemeindeversammlung ist am 
Sonntag vorher im Gottesdienst abzukündigen. Daneben 
soll das Presbyterium die Einladung auch in anderer geeig­
neter Weise bekanntgeben. 

§ 18 

Gemeindeversammlung 

(1) In der Gemeindeversammlung unterrichtet das Pres­
byterium die wahlberechtigten Gemeindeglieder über die 
Bedeutung des Presbyteramtes, die V praussetzungen für 
seine Übernahme, die Zahl der zu besetzenden Presbyter­
stellen und den weiteren Gang des Verfahrens. 

(2) Die wahlberechtigten Gemeindeglieder sind aufzufor­
dern, binnen einer Frist von zwei Wochen nach dem Beginn 
der Gemeindeversammlung Wahlvorschläge einzureichen. 
Es ist darauf hinzu wirken, daß die Zahl der Wahlvorschläge 
die Zahl der zu besetzenden Presbyterstellen übersteigt und 
Männer und Frauen möglichst gleichmäßig vertreten sind. 

(3) Über die Gemeindeversammlung ist eine Nieder­
schrift nach amtlichem Muster anzufertigen, in der die 
wesentlichen Förmlichkeiten zu vermerken sind. Die Nie­
dersem1ft soll gemäß Al'tikel 72 Abs. 2 Satz 1 der Kirchen­
ordnung unterzeichnet werden, sie ist jedoch zumindest von 
einem Mitglied des Presbyteriums und zwei wahlberechtig­
ten Gemeindegliedern zu unterzeichnen. 

(4) Sind Wahlbezirke gebildet, treten Bezirksversamm­
lungen an die Stelle der Gemeindeversammlung. Die Vor­
schriften über die Gemeindeversammlung gelten entspre­
chend. 

§ 19 

W ahlvorsch1äge 

(1) Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied kann inner­
halb der Vorschlagsfrist sclu·iftlich Wahlvorschläge beim 
Presbyte1ium einreichen. Ein Wahlvorschlag muß von min-

destens zehn wahlberechtigten Gemeindegliedern unter­
zeichnet sein. Die schriftliche Zustimmungserklärung des 
vorgeschlagenen Gemeindegliedes muß beigefügt sein. 

(2) Sind Wahlbezirke gebildet, können Bezirkswahlvor­
schläge nur von solchen Gemeindegliedern unterzeichnet 
werdeJ+, die in dem betreffenden Wahlbezirk wahlberechtigt 
sind. Die vorgeschlagenen Gemeindeglieder sollen demsel­
ben Wahlbezirk angehören. 

§ 20 

Ergänzung der Wahlvorschläge 
durch den Kreissynodalvorstand 

Sind nach Ablauf der Vorschlagsfrist weniger Wahlvor­
schläge eingegangen als Presbyterstellen zu besetzen sind, 
so hat das Presbyterium den Kreissynodalvorstand unver­
züglich zu unterrichten. Der Kreissynodalvorstand ergänzt 
nach Anhörung des Presbyteriums die Wahlvorschläge bis 
zur Zahl der zu besetzenden Presbyterstellen. 

§ 21 

Feststellung der Wahlvorschläge 

(1) Das Presbyterium prüft innerhalb einer Woche nach 
Ablauf der Vorschlagsfrist von§ 18 Abs. 2 oder der Ergän­
zung der Wahlvorschläge durch den Kreissynodalvorstand 
die eingegangenen Wahlvorschläge. 

(2) Wahlvorschläge, die den gesetzlichen Erfordernissen 
nicht entsprechen, sind zmückzuweisen. Der Beschluß über 
die Zurückweisung ist dem vorgeschlagenen Gemeinde­
glied schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen. Auf 
die Möglichlceit der Beschwerde nach Abs. 4 ist hinzuwei­
sen. 

(3) Das Presbyterium faßt die den gesetzlichen Erforder­
nissen entsprechenden Wahlvorschläge in alphabetischer 
Reihenfolge zu einem einheitlichen Wahlvorschlag zusam­
men und gibt ihn' der Gemeinde im Gottesdienst am folgen-

\ den Sonntag durch Abkündigung bekannt. Satz 1 gilt für 
Bezirkswahlvorschläge entsprechend. 

(4) Gegen den .einheitlichen Wahlvorschlag ist die Be­
schwerde zulässig. Sie kann von jedem in das Wahlver­
zeichnis eingetragenen Gemeindeglied erhoben werden. Mit 
der Beschwerde gegen den einheitlichen Wahlvorschlag 
kann auch die Zurückweisung von Wahlvorschlägen gerügt 
werden. 

(5) Nach dem Ablauf der Beschwerdefrist, gegebenen­
falls nach dem Abschluß der Beschwerdeverfam·en, ist der 
bestandshäftige Wahlvorschlag der Gemeinde im Gottes­
dienst durch Abkündigung bekanntzugeben. Satz 1 gilt für 
die bestandshäftigen Bezirkswahlvorschläge entsprechend. 

§ 22 

Beendigung des Verfam·ens ohne Wahl 

(1) Enthält der einheitliche Wahlvorschlag nicht mehr 
Vorschläge als Presbyterstellen zu besetzen sind, gelten die 
Vorgeschlagenen mit Bestandshaft des einheitlichen Wahl­
vorschlages als gewählt. Bei der Bekanntgabe des einheit­
lichen Wahlvorschlags nach § 21 Abs. 3 ist auf diese 
Rechtsfolge hinzuweisen. An die Stelle der Bekanntgabe 
des bestandskräftigen einheitlichen Wahlvorschlages nach 
§ 21 Abs. 5 tritt die Bekanntgabe des Wahlergebnisses nach 
§ 30. § 29 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. Das 
weitere Verfahren richtet sich nach § 31. 

(2) Fallen zwischen der Bekanntgabe des einheitlichen 
Wahlvorschlages nach§ 21 Abs. 3 und dem Wahltermin so 
viele Wahlvorschläge weg, daß der einheitliche Wahlvor­
schlag nicht mehr V arschläge enthält als Presbyterstellen zu 
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besetzen sind, findet Abs. 1 entsprechende Anwendung. Das 
Wahlergebnis ist der Gemeinde unverzüglich im Gottes­
dienst durch Abkündigung bekanntzugeben. 

III. 

W abiverfahren 

§ 23 

Vorbereitung der Wahlhandlung 

Die in das Wahlverzeichnis eingetragenen Gemeindeglie­
der sind in geeigneter Weise zur Teilnahme an der Wahl 
einzuladen. Bei der Einladung ist auf die Bedeutung des 
Presbyteramtes besonders

1 
hinzuweisen. Die Bekannt­

machung von Ort und Zeit der Wahl e1folgt durch die !dreh­
liehe und örtliche Presse sowie durch Ablcündigung in allen 
Gottesdiensten. Die Wahlzeit ist so zu bemessen, daß mög­
lichst viele Gemeindeglieder ihr Wahlrecht ausüben kön­
nen. 

§ 24 

Wahlvorstand 

Das Presbyterium beruft für jeden Stimmbezirk einen 
Wahl vorstand, der die Wahlhandlung leitet. Jeder Wahlvor­
stand besteht aus drei Personen. Die Mitglieder des Wahl­
vorstandes müssen in das Wahlverzeichnis eingetragen sein. 
Den Vorsitz im Wahlvorstand soll ein Mitglied des Pres­
byteriums führen. Für jedes Mitglied ist die Stellvertretung 
zu regeln. Gemeindeglieder, die zur Wahl· vorgeschlagen 
sind, können dem Wahlvorstand nicht angehören. 

§ 25 

Antrag auf Briefwahl 

(1) Gemeindeglieder, die verhindert sind, ihre Stimme 
persönlich abzugeben, können auf Antrag ihr Wahlrecht 
durch Briefwahl ausüben. 

(2) Anträge auf Ausgabe von Briefwahlunterlagen kön­
nen persönlich oder durch bevollmächtigte Personen münd­
lich oder schriftlich gestellt werden. Bevollmächtigte haben 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen. 

(3) Anträge auf Ausgabe von Briefwahlunterlagen müs­
sen spätestens 48 Stunden vor dem Beginn des Wahltages 
beim Presbyterium eingegangen sein. Verspätet eingegan­
gene Anträge sind zu den Wahlunterlagen zu nehmen und 
nach Abschluß des Wahlverfahrens zu vernichten. 

(4) Die Ausgabe der Briefwahlunterlagen ist im Wahlver­
zeichnis zu vermerken. 

§ 26 

Briefwahl 

(1) Bei der Briefwahl muß der verschlossene Wahlb1ief 
mit d~ Briefwahlschein und dem im amtlichen Wahl­
umschlag verschlossenen Stimmzettel dem Wahlvorstand 
bis zum Ablauf der festgesetzten Wahlzeit zugegangen sein. 

(2) Der Briefwahlschein muß Namen und Anschrift des 
wählenden Gemeindeglieds sowie eine persönlich unter­
zeichnete Versicherung mit de~ Wortlaut »Ich versichere, 
daß ich den Stimmzettel, der in dem beigefügten verschlos­
senen amtlichenWahlumschlag enthalten ist, persönlich ge­
kennzeichnet habe« enthalten. 

(3) Der Wahlvorstand öffnet die eingegangenen Wahl­
briefe während der festgesetzten Wahlzeit, prüft die Wahl­
berechtigung und wirft die verschlossenen Wahlumschläge 
in die Wahlurne. 

(4) Wahlb1iefe, die verspätet eingehen oder die nicht den 
gesetzlichen Erfordernissen entsprechen, sind gesondert 
aufzubewahren und nach Abschluß des Wahlve1fahrens zu 
vernichten. 

§ 27 

Wahlhandlung 

(1) Die Wahl findet an einem Sonntag im Anschluß an 
einen Gottesdienst statt (Wahltag). Auf Antrag des Pres­
byteriums kann der Kreissynodalvorstand für eine Kirchen­
gemeinde, einen Wahlbezirk oder einen Stimmbezirk ge­
nehmigen, daß die Wahlhandlung bereits am Samstag vor 
dem Wahltag stattfindet. Für die Berechnung der Termine 
und Fristen bleibt auch in diesem Fall der Wahltag maß­
gebend. Die Wahlhandlung wird mit Gebet eröffnet. 

(2) DieWahl ist geheim. Die Wähler müssen ihre Stimme 
persönlich abgeben. Hilfsbedürftige dürfen sich der Unter­
stützung eines Gemeindegliedes bedienen. 

(3) Die Stimme ist auf dem amtlichen Stimmzettel abzu­
geben. Er enthält die Namen der Bewerber in alphabetischer 
Reihenfolge mit laufender Numerierung und dem Vermerk: 

»Es dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt 
werden, wie Presbyterstellen zu besetzen sind, in unse­
rer Gemeinde/unseremWahlbezirk also ... 

Stimmzettel, auf denen mehr Namen angekreuzt sind, 
sind ungültig.« 

Der Stimmzettel muß in einen mit dem Gemeindesiegel 
versehenen Umschlag (amtlicher Wahlumschlag) gesteckt 
werden. 

(4) Nach Ablauf der festgesetzten Wahlzeit dürfen nur 
noch die zu diesem Zeitpunkt anwesenden Wahlberechtig­
ten ihre Stimme abgeben. Ist dies geschehen, erldärt der 
Wahlvorstand die Wahlhandlung für beendet und schließt 
sie mit Gebet. 

§ 28 

Auszählung der Stimmen 

(1) Unmittelbar nach Schluß der Wahlhandlung öffnet 
der Wahlvorstand die Wahlurne und zählt die Stimmen aus. 
Die Auszählung erfolgt öffentlich. 

(2) Hat die Wahlhandlung in einem Wahlbezirk oder 
einem Stimmbezirk bereits am Samstag vor dem Wahltag 
stattgefunden, erfolgt die Öffnung der Wahlurne und die 
Auszählung der Stimmen am Wahltag nach Schluß der 
Wahlhandlungen in den übrigen Wahlbezirken und Stimm­
bezirken. 

(3) Über die Wahlhandlung und über das Ergebnis der 
Auszählung der Stimmen ist eine Niederschrift nach amt­
lichem Muster anzufertigen, die vom Wahlvm:stand zu 
unterzeichnen ist. 

§ 29 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Das Presbyterium hat das Wahlergebnis spätestens bis 
zum Ablauf des vierten Tages nach dem Wahltag durch Be­
schluß festzustellen. 

(2) Gewählt sind diejenigen Gemeindeglieder, die die 
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit 
entsche~det das Los. 

(3) Das Presbyterium hat die Gewählten unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen und sie zur Erldärung darüber 
aufzufordern, ob sie die Wahl annehmen. Die Erldärung 
muß binnen einer Woche schriftlich abgegeben werden., 
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( 4) Nilmnt ein gewähltes Gemeindeglied die Wahl nicht 
ümerhalb der Erldärungsfrist an, gilt an seiner Stelle als ge­
wählt, wer von den nicht gewählten Gemeindegliedern die 
meisten Stimmen erhalten hat. Absatz 3 gilt entsprechend. 

(5) Über das Wahlergebnis ist dem Kreissynodalvorstand 
zu berichten. 

§ 30 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

(1) Nachdem die Gewählten die Wahl angenonunen 
haben, gibt das Presbyterium der Gemeinde in den Gottes­
diensten am folgenden Sonntag das Wahlergebnis durch 
Abkündigung bekannt. Bei einer Aufgliederung der Ge­
meinde in Wahlbezirke sind alle Ergebnisse bekanntzu­
geben. 

(2) Gegen die Feststellung des Wahlergebnisses ist die 
Beschwerde zulässig. Sie kann von jedem in das Wahlver­
zeichnis eingetragenen Gemeindeglied erhoben werden. Die 
Beschwerde kann nur auf eine solche Verletzung gesetz­
licher Vorschriften gestützt werden, durch die das Wahl­
ergebnis beeinflußt worden sein kann und die nicht bereits 
in einem früheren Ve1fahrensabschnitt mit der Beschwerde 
hätte gerügt werden können. 

IV. 

Abschluß des Wahlverfahrens 

§ 31 

Amtseinführung 

(1) Sobald die Feststellung des Wahlergebnisses Be­
standslcraft erlangt hat, werden die neu gewählten Mitglie­
der des Presbyteriums in einem Gemeindegottesdienst in ihr 
Amt eingeführt. Die Einführung ist am vorhergehenden 
Sonntag in allen Gottesdiensten abzukündigen. 

(2) Bei der Einführung legen die neu gewählten Mitglie~ 
der des Presbyteriums das in Artikel 36 Abs. 2 der Kirchen­
ordnung vorgeschriebene Gelöbnis ab; wiedergewählte Mit­
glieder des Presbyteriums nehmen an der Einführung teil 
und werden an ihr Gelöbnis erinnert. 

(3) Über die Einführung ist eine Niederschrift nach amt­
lichem Muster anzufertigen, die gemäß Artikel 72 Abs. 2 
Satz 1 der Kirchenordnung zu unterzeichnen ist. 

(4) Mit der Einführung der neu gewählten Mitglieder des 
Presbyteriums endet die Amtszeit der bisherigen Mitglieder 
des Presbyteriums. 

(5) Mit der Einführung der neu gewählten Mitglieder des 
Presbyteriums ist das Wahlverfahren abgeschlossen. 

c. 
Besondere Bestimmungen 

§ 32 

Ergänzung des Presbyteriums durch Berufung 

(1) Scheiden Presbyterinnen und Presbyter vor Ablauf 
ihrer Amtszeit aus, kann das Presbyterium andere wählbare 
Gemeindeglieder für die Amtszeit der Ausgeschiedenen zu 
Mitgliedern des Presbyteriums berufen. Die Berufung dmf 
nur außerhalb eines turnusmäßigen Wahlverfahrens und 
nicht später als drei Monate vor seinem Beginn elfolgen. 
Die Berufung e1folgt für jedes zu bemfende Mitglied geson­
dert. Bei der Berufung ist das PresbyteriJ.nn an frühere 
Wahlvorschläge nicht gebunden. 

(2) Konnten in einem Wahlverfahren nicht alle Presbyter­
stellen besetzt werden, findet Abs. 1 entsprechende Anwen­
dung. 

(3) Die Berufungist der Gemeinde am folgenden Sonntag 
durch Abkündigung in allen Gottesdiensten bekannt­
zugeben. Gegen die Ber.ufung stehtjedem wahlberechtigten 
Gemeindeglied die Beschwerde zu. Wird ein Gemeinde­
glied berufen, das bei der vorausgegangenen Wahl zur Wahl 
gestanden hat, kann die Beschwerde nur auf solche Gründe 
gestützt werden, die in diesem Verfahren noch nicht geltend 
gemacht werden konnten. 

( 4) Für die Amtseinführung der berufenen Mitglieder des 
Presbyteriums gilt § 31 Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

§ 33 

Ausführungsbestinunungen 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt Ausführungsbestim­
mungen zu diesem Gesetz zu erlassen. 

§ 34 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt das Kirchengesetz be­
treffend die Übertragung des Presbyteramtes in der Evange­
lischen Kirche von Westfalen (Presbyterwahlordnung) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Oktober 1970 
(KABl. 1971 S. 1) außer Kraft. 

B i e I e f e 1 d, den 28. Oktober 1994 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Die Kirchenleitung 

Demmer Dr. Martens 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 

Nr.45 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirch­
lichen Gesetzes betreffend die Verfassung der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Kirchenverfassungsgesetz). 

Vom 24. November 1994. (ABI. Bd. 56 S. 242) 

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Das Kirchliche Gesetz betreffend die Verfassung der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Kirchenver-

fassungsgesetz) vom 24. Juni 1920 in der Fassung vom 
2. März 1989 (ABI. 53 S. 617) wird wie folgt geändert: 

§ 23 erhält folgende Fassung: 

»Die Zustinunung der Landessynode genügt, wenn kirch­
liche Bücher zum Gebrauch für Gottesdienst, gottesdienst­
liche Handlungen und religiösen Untenicht eingeführt oder 
abgeändert werden sollen.« 

§2 

Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 1995 in Kraft. 

S tu tt gart, den 29. November 1994 

Eberhardt R e n z 
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Mitteilung aus der 

E .. Staatliche Gesetze,, Anordnungen 
und Entscheidungen 

F .. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt'-

Auslandsdienst in Südafrika 

Die deutsche Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
im Vaaldreieck (Sitz: Vanderbijlpark) sucht zum 1, Oktober 
1995 

einen Pfarrer oder eine Pfarrerin. 

Die Gemeinde gehört zur Evangelisch-lutherischen Kir­
che im Südlichen Afrika (Natal-Transvaal). Das Vaaldrei­
eck ist ein etwa 60 lan südlich von Johannesburg gelegenes 
Industriegebiet, zu dem neben Vanderbijlpark noch die 
Städte Vereeniging und Sasolburg gehören. Gottesdienst­
sprachen sind Deutsch und Englisch, Kindergottesdienst 
gibt es auch in Afrikaans. Die Gemeinde hat 423 getaufte 
Mitglieder; 90% der Gemeindeglieder sprechen Deutsch. 
Sie ist offen für alle Rassen, 

Vom Bewerber oder der Bevierberin werden erwmiet: 

Freude an Verkündigung, Seelsorge und Gemeindeet1t­
wicldung, 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den mehr als 
40 ehrenamtlichen Mitarbeitern und zum Kopfirman­
denunterricht, 

gute Englischkenntnisse, die Bereitschaft, auch Afri­
lcaans zu lernen, und ein Führerschein Klasse 3, 

Interesse an Kontakten zur Partnergemeinde der 
ELCSA, an ökumenischen Brückenschlägen und an der 
von der Gemeinde getragenen Analphabetenschule. 

Die Gemeinde verfügt über ein großes Pfarrhaus mit Gar­
ten (u. a. vier Schlafzimmer, drei Garagen). Die Deutsche 
Schule Johannesburg (bis Abitur) ist ca. 70 lan entfernt, 
englischsprachige Schulen, die, zum Teil auch Deutsch als 
Fremdsprache anbieten, finden sich am Ort. 

Bewerbungen werden unter Bezugnahme auf diese An­
zeige bis zum 15. März 1995 erbeten. 

Interessenten erhalten weitere Informationen und die 
Ausschreibungsunterlagen beim 

Kirchenamt der EKD 
Heuenhäuser Straße 12 
30419 Hannover 
Telefon (05 11) 27 96-213 

Dienst in der 
Evangelisch-lutherischen Kirche in Italien 

(ELIQ) 

Die Pfaustelle Mailand/Italien ist ab dem 1. Dezember 
1995 neu zu· besetzen. Der gegenwärtige Pfarrer kehrt mit 
Yetiragsende nach Deutschland zurück. 

Die Gemeinde Mailand, vor fast 150 Jahren von schwei­
zer und deutschen Kaufleuten gegründet und nach wie vor 
überwiegend deutschsprachig, kommt gerne und anerkannt 
den ihr zugewachsenen Aufgaben in der Landeskirche 
(ELIG), der Ökumene und der Stadt mit ihrem Kulturleben 
(Schwerpunkt Kirchenmusik) sowie in der Deutschen 
Schule und den Gremien und Vereinen am Ort nach. Sie er­
freut sich einer unter Denlanalschutz stehenden Kirche mit 
einer der besten Orgeln der Region, 300 Sitzplätzen, Ge­
meindesaal, Jugendkeller. 

Kirchen und Gemeindeleitung wünschen sich 

einein erfahrenein Seelsorger/in (Großstadtarbeit, Dia­
spora, Reisedienst), der/die von einem für seine/ihre 
Arbeit aufgeschlossenen Ehepartner begleitet wird. 

Aufgabenschwerpunkte: 

Gottesdienste (auch ökumenische Gottesdienste und 
Kasualgottesdienste im weiten Gemeindegebiet der 
Lombardei), 

Seelsorge, Besuche und dialeonische Tätigkeiten, 

- (Klein-) Gruppenarbeit unter wechselnden Bedingungen, 

Religionsunterricht an der, Deutschen Schule, Konfir­
mandenunterricht, Mitm·beit im Schulvorstand der Deut­
schen Schule, 

Herausgabe von Gemeindebriefen, Mitarbeit an der 
Zeitschrift der ELIG (Miteinander), 

Beteiligung a:n landeskirchlichen Aufgaben, 

- Pflege und Ausbau der ökumenischen Zusammenarbeit. 

Die Gemeinde bietet: 

einen erfahrenen, für Ideen und Initiativen aufgeschlos­
senen Kirchenvorstand, 

einen auch über die Gemeinde hinaus bekannten Kir­
chenchor und einen hervorragenden Organiste~, 

eine geräumige, moderne Etagenwqhnung mit Amts­
zimmer in zentraler, verkelu·sgiinstiger Lage mit Gara­
genplatz. 
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Darüber hinaus bietet die Stadt Mailand 

- einen in Italien verkehrs- und umfeldmäßig einmaligen 
Standort, 

- ein vielseitiges und erweiterungsfähiges Betätigungs­
feld in einer der kirchlicherseits interessantesten Städten 
Europas, 

- eine Deutsche Schule - vom Kindergaren bis zum (in 
Deutschlimd und Italien anerkannten) Abitur. 

Italienischkenntnisse sind erwünscht, andernfalls geht 
dem Dienstantritt ein bis zu zweimonatiger Intensivsprach­
kurs im Lande voraus. 

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio-
nen erhalten Sie auf schriftliche Anfrage beim 

Kirchenamt der EKD 
Hauptabteilung III 
Postfach 21 02 20 
30402 Hannover 
Tel.: (0511) 27 96-126 

Bewerbungsfrist: 31. März 1995 (Eingang beim Kir­
chenamt der EKD). 

Inhalt 
(die mit einem'~ versehenen abgedruckten Stücke sind Originalabdrucke.) 
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